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Vorwort. V ; . : 

Aufgabe des „Neuen Staatsrechts" ist es, einen Überblick über 
das staatsrechtliche Geschehen im Nationalsozialistischen Reich_zu 
geben. Dabei iBt bewußt die Darstellung in zeitlicher ' Reihen- 
folge gewählt, weil es dadurch möglioh wird, dem weiten Kreis von 
Lesern, für die das Buch bestimmt iBt, die Größe und Folgerichtig- 
keit der Entwicklung des nationalsozialistischen Staatsaufbaus be- 
sonders anBohaulich .vor Augen zu führen und zu zeigen, wie aus dem 
in Verfall geratenen Weimarer Parteienstaat der deutsche Einheits-. 
und Eührerstaat Adolf Hitlers organisch herausentwickelt und die- 
Errichtung des Großdeutßchen Reichs ermöglicht wurde. 1 : - 

Mit der Vorbereitung der- 14. Auflage ist eine Teilung des- 
Werks notwendig geworden." Sie ist in der Weiße durchgeführt, daß' 
diejenigen Vörschriften,,die unmittelbar |durch die Errichtung des 
.Großdeutsohen Reichs ausgelöst worden sind, herausgenommen 
wurden; sie sind in einem besonderen Heft „Neues Staatsrecht H r 
Die Errichtung des Großdeutsohen Reichs" (Heft 13 3 dieser Samm- 
lung) zusammengefaßt. Daduroh wurde es möglich, das vorliegende 
Heft in der bewährten" bisherigen Form fortzuführen und die auf ' 
staatsrechtlichem • Gebiet getroffenen. ReichBverteidigungsmaß- 
nahmon hinzuzunehmen. 

Das „Neue Staatsrecht IE" bildet entsprechend der Entwick-, 
hing des Reichs die notwendige Ergänzung zu "dem vorliegenden 
Heft. Es empfiehlt sich daher, stets beide Hefte der Schulung 
und dem Studium zugrunde zu legen. . \ ' '•: 

Der Horausgobor. 
Die Verfasser. v\ 
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Einleitung. 

. . . A. Das Kabinott der nationalen Konzentration. 

Am 30. 1. 1933 hat der Eeichspräsident von Hindenburg den> 
Führer der nationalsozialistischen Bewegung Deutschlands Adolf . 
Hitler zum Reichskanzler und auf dessen Vorschlag den vormaligen 
Reichskanzler v. Papen zum Vizekanzler ernannt. Die Absicht des 
Reichspräsidenten, ein Kabinett der nationalen Konzentration zu 
begründen, war damit erreicht. Das staatsrechtliche Goschohon 
spielte sich noch in den nach dor Weimarer Verfassung festgelegten- 
Formon ab. . 

I. Dio Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei war führondo 
Regierungspartei geworden. Sie war aber nicht die alleinige 
Regierungspartei, sondern hatte die Deutsohnationalen, den 
' " Stahlhelm und die Anhänger des Vizekanzlers v. Papen, die . 
; eich zur Kampffrönt Schwarz-Woiß-Rot zusammengeschlossen 
hatten, als . Koalitionspartoi nobon sich. — 1 

LT. Das Kabinott Hitler war zunächst nur oin Früsidialkabinott. 

Es gründete sich auf das Vertrauen des Reichspräsidenten, 
" hatte aber keine parlamentarische Mehrheit im Reichstag 
hinter sich. 

HE. Am 1. n, 1933 wurde dor Reichstag aufgelöst, weil sich die 
Bildung einer arbeitsfähigen Mehrheit als nicht möglich her- 
ausgestellt hatte. 
«JL Dor Führer brauchto zur Verwirklichung soinos umfassenden 
F Programms oinon neuen, dorn wahron Volkswülon ont-^ 
sprechenden Roichstag. . 

Das in dem „Aufruf dor Roichsrogiorung an das Deut- 
sche Volk" vom 1. LT. 1933 enthaltene Programm gab fol- " 
gende Zielsetzung: >■ . 

a) Wiederherstellung dor geistigen, willensmäßigen und 
politischen Einheit dos Volkosj 

b) Schutz dor Familie als Keimzelle des Volkes; 

c) Nationale Disziplin; _ 

d) Reorganisation dor Wirtschaft durch Rottung dos dout- 
. schon Bauern zur Erhaltung der Ernährungs- und damit 

der Lebehsgrundlage der Nation und durch Rettung des 
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deutschen Arbeiters durch einen gewaltigen und um- 
fassenden Angriff auf die Arbeitslosigkeit; 

e) Arboilsdionstpflickt und Siedlungspolitik; 

f) Erfüllung der sozialen Pflichten bei Krankheit und Alter; 

g) Sparsamkeit der Vorwallung; 

h) Außenpolitische Wahrung der Lebensrechte und damit 
die Wiedererringung der Freiheit des deutschen Volkes 
unter Beseitigung dos VorsaUlor Diktats; 

i) Überwindung des Klassonwahnsinns und Klassenkampfes 
und der kommunistischen Zersetzung ; 

k) Schutz des Christentums. 
2. Die Neuwahl dos Reichstags fand am 5. III. 1933 statt. Sie 
brachte den beiden Regierungsparteien die absolute Mehr- 
heit im Reichstag und damit eine auch nach den Spiel- 
regeln des Weimarer Systems unantastbare Machtstellung.. 

Von insgesamt 047 Reichstagsmandaten erhielten die NSDAP. 288 
und die Kampffront Schwarz-Weiß-Rot 53 Mandate. Die Wahlbetei- 
ligung war mit 89 v. H. der wahlberechtigten Bevölkerung die höchste, 
die im parlamentarischen Leben Deutschlands jemals erzielt worden 
war. — Gleichzeitig mit den ReichstagBwahlen fanden Neuwahlen zum 
preußischen Landtag statt; auch hierbei errangen die NSDAP, und die 
Kampffront die absolute Mehrheit. - . 

IV. Der neugowählto Reichstag trat am 21. HI. 1933 zusammen. 
Er wurde durch einen feierlichen Staatsakt in der GarniBon- 
kirche in Potsdam eröffnet. : 

Die Tagung fand im übrigen in der Kroll-Oper zu Berlin Btatt, da das 
Reichstagsgebäude am 27. II. 1933 von Kommunistonhand in Brand ge- 
steckt» worden war. 

B. Die Nationais ozialistisclio Revolution. 

Parallel mit diesen Ereignissen, die unter strengster Einhaltung 
der Bestimmungen der Weimarer Verfassung vor sich gingen, lief 
die Nationalsozialistische Revolution. Sio brachte oinon Umbruch 
des Gesamtgefüges. Trotzdem verlief sie in unblutiger und diszipli- 
nierter Form. ' ' 

I. Die Hochziele dieser Revolution Varen unter andoron: 

1. Sicherung der blutmäßigon Substanz dos doutschon Volkes 
im Einklang mit den biologischen Lebensgesetzen; 

2. Zusammenfassung und Entfaltung aller volklichon Lebens- 
kraft zur größtmöglichen Macht mit dem Zwecke der, Siche- 
rung des Rechtes des Volkes auf Leben, Ehre und Freiheit 
nach innen und außen; . ." . 

3. Schaffung eines Reichs ' des abgleichen . doutschon Volkes 
beruhend auf den naturgewachsenen Wurzeln deutscher Art, 



• deutschen Wesens, deutscher Sittlichkeit, und ; Weltan- 
schauung. ■ 
4. Zusammenschluß aller Doutschon in oinom Großdoutsckon 
Reich und Schaffung des notwendigen, Lebensraums als 
Voraussetzung für den Bestand des Deutschen Volkes und 
Reichs. . ' 

II. Zur Erreichung dieser Ziele war die Sichcrstollung dbr politi- 
schen Führung Deutschlands durch Adolf Hitler auf der Grund- 
lage der- nationalsozialistischen Weltanschauung, erforder- 
lich. Mittel dazu waren: Aufrüttelung der VolkBmassen durch 
Propaganda (Tag der- erwachenden Nation usw.), Schaffung 
nationaler Feiertage (Maifeier, Heldengedenktag, Erntedank- 
tag), Aufklärung und Erziehung des deutschen Volkes, Gleich- 
schaltung der kulturellen und wirtschaftlichen Verbände und 
Vereinigungen, Beseitigung der klassenlmmpferischen Ver- 

. bände und Organisationen, Bildung der die schaffenden Deut- 
schen umfassenden „Deutschen Arbeitsfront", Entfernung der 
politischen Gegner des Nationalsozialismus aus dem öffent- 
Üohen Leben. • 

HE. AnrG. VH. 1933 wurdo die politische Revolution durch don 
Führer für beendet orklärt und in die Evolution, d. h. in die 
Bahnen normaler gesetzmäßiger Aufbauarbeit übergeleitet." 
Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei war alleini- 
ger Träger des Reichs geworden. Die Machtstellung dor „Ro- 
.'• giorung Hitler " war dadurch endgültig gesichert. .". 

Der weltanschaulich-geistige Umbruch der Nation "wird ziel- 
. . bewußt weitergeführt. Er wird erst beendet sein, wenn die 
schädlichen Einflüsse der überstaatlichen Mächte auf das 
deutsche Volk beseitigt sind. ■' - ~ 

C. Der Weg zum Neuaufbau des Reichs. 

Mit dor nationalen Erhobung hat für unser deutsches Vater- 
land oino nouo Geschichtsepoche bogonnon. Eine vollkommono Um- 
gestaltung unsoros gesamten Volks- und Staatslobons ist eingeleitet 
worden. . " _ *• • • .' . > 

I. Das Doutscho Reich ist in seinem Lünern und in seinen äußeren 
Grenzen noch im Aufbau begriffen. Seine Verfassung" iBt im 
Entstehen. Sie soll aber nicht etwa, wie seinerzeit die Weima- 
rer Verfassung, vom grünen Tisch aus hergestellt werden, son- 
dern sie soll allmählich und organisch aus der nationalsoziali- 
stischen Weltanschauung herauswachsen. Die Verwirklichung 
der nationalsozialistischen Volks- und Reichsidee erfordert 
einen völligen Neuaufbau des Reichs, der nicht durch den Er- 
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laß einer neuen Verfassimg bewerkstelligt werden kann, son- 
dern.eine durchgreifende Neugestaltung der gesamten Rechts- - 
•Ordnung und der gesamten öffentlichen Einrichtungen erforder- : -i . . : 
Jich macht. •/ 

„Neubau des Reiches bedeutet das Wachsen der lebendigen 
Volksgemeinschaft, die im deutschen Volksstaat ihre äußere 
•Organisation finden soll. Dabei kommt es in erster linio auf 
die Wiedererweckung der durch das gleiche Blut bedington Go- 
-moinschaftskrafto im deutschen Volk und dann erst auf ihre 
organisatorische Erfassimg in einem nach außen kandlungs- 
fähigen und einfach und Idar aufgebauten Staatsapparat an, 
•der von der nationalsozialistischen Bewegung den Impuls und 
die tragenden Ideen erhält" (Reichsminister Dr. Erick). 

1. In der Kampfzeit hatte sieb für das erstrebte nationalsozialistische ~: - - 
Reich dlo Bezeichnung „Drittes Kelch", zu deren Verbreitung die Werke 
Moeller Tan den Brucks viel beigetragen hatten, eingebürgert. Hierbei 
werden das Deutsohe Reich von 962 — 1806 als Erstes und das Bismarck- : 
Reich (1871 — 1918) als Zweites Reich angesehen. Die übrigen Entwiok- ' 
lungsperioden der deutschen Verfassungsgeschichte, nämlich der Rhein- 
bund (1806—1813), der Deutsche Bund (1815—1800) und die Weimarer . . 
Verfassung (1919 — 1933) haben lediglich die Bedeutung von Übergangs- ' '•'.'* 
erscheinungen. Mit dem Fortschreiten der Verwirklichung des 
nationalsozialistischen Reichs wurde die Bezeichnung „Drittes Reich" 
fallengelassen. • " - ' ' ' 

2. Die Bezeichnung „Großdoutschcs Reich", die der Bezeichnung „Groß- 
Deutschland" in Punkt 1 des Parteiprogramms entspricht, hat Bich seit " . 
der Wiedervereinigung der Alpen- und Donaureichsgaue mit dem Reich 
eingebürgert für die Fälle, in denen die erweiterten Grenzen, dio das . 

Reich seitdem erhalten hat, besonders betont werden sollen. Nadiaußen, 
so z. B. in internationalen Verträgen, wird jedoch an der Bezeichnung 
„Deutsches Reich" festgehalten. * 

II. Bio Neuordnung dos Verfassungsrechts und dor Vorfassunga- • 
cinrichtungon vollzieht sich schrittweise im Rahmen der alb- - : 
umfassenden Neuordnung durch den Erlaß von Einzclgosotzon. 

1. Ber Führer hat auf den Erlaß einer Notvorfassung ver- 
zichtet. Er hat nicht, wie es nach erfolgreich beendeten Re- v 
volutionen zu geschehen pflegt und auch nach dem Umsturz 
von 1918 durch die Notverfassung vom 10. II. 1919 geschah, ; : Y 
die bisherige Verfassung mit einem Schlage beseitigt, und . - 
durch eine vorläufige Neuordnung ersetzt. Die Verfassung ' 
des nationalsozialistischen Reichs wird organisch entwickelt. 

"2. Dio Neuordnung dor Bingo geschah auf den aus dem Weima- 
rer Zwischenstaat überkommenen Rechtsgrundlagen und 
insbesondere auf dor Grundlage der Weimarer Roichsver-' 
lassung vom 11. VIII. 1919. Die Bestimmungen der alten 
Verfassung wurden Stück für Stück durch den Erlaß yer- 
fassungändernder -Gesetze und durch die staatsrechtliche 
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Entwicklung außer Kraft gesetzt und durch neue, der natio- 
nalsozialistischen Gedankenwelt entsprechende Verfassungs- 
grundsätze und Verfassungseinrichtiingen ersetzt. 
3. Dor staatsrechtliche Neuaufbau dos Reichs hat inzwischen 
greif baro Gestalt angonommen. Der Parteienstaat von 
Weimar ist verschwunden, an seiner Stelle ist das Groß- 
deutsche Reich entstanden;' sein staatsrechtlicher Aufbau 
. . ist zwar erst im Rohbau vollendet, bildet aber bereits jetzt 
ein festgefügtes Ganzes. . .- 

Der bisherige Werdegang, die Verfassungseinrichtungen 
. und staatsrechtlichen Neusohöpfungen dieses neuen Reiohs : 
gebäudes sollen im folgenden dargelegt werden.; Die unter 
der Führung Adolf Bitlers bisher zum staatsrechtlichen 
Neuaufbau des Reichs getroffenen Maßnahmen und die ein- 
zelnen Stufen bei der Bildung des Großdeutschen 'Reichs 
werden in der Reihenfolge dargestellt, in der sie zeitlich im 
Laufe der Jahre seit Bestehen des nationalsozialistischen 
Reichs getroffen und erreicht wurden. 

D. Dio Vorf assungsgrundsätze für den Neuaufbau dos Boichs.- 

. . I. Bie Verfassungsgnmdsützo, nach denen sich der Neuaufbau des 
t Reiches vollzieht, sind folgende: 

1. Bio Nationalsozialistische Weltanschauung muß die, weit-- 

• -.anschauliche Grundlage der Existenz und damit der 'Organi- 
sation dos Deutschen Reiches sein. Der Nationalsozialismus 
als Idee ist total und ausschließlich. > 

2. Dio ungoschriobone Grundordnung dos Volkes, die .Volks- 
gemeinschaft, ist dio Vorfassung im eigentlichen und echten 

• • Sinne. An die Stelle der .Staatsidee ist die Volksidee ge- 
.- treten. : v . ••— . 

' 3. Bas Reich muß das rQchtlich geordnete und politisch go- 
formte Volk innerhalb des erforderlichen Lebensraums sein. 
Die Nation iBt Inhalt und Substanz des Reiches. Sie ist 
Gegenstand aller Ordnung. Das von Gott geschaffene Volk 
ist als. das bleibende und seiende der einzige. Zweck alles- 
mensohliohen Handelns und aller Btaath^ohen-EinricMungen.. 
Das Volk iBt Selbstzweck, der Staat ist Mittel zum Zweck. 
. 4. Das Reich muß ein sozialistischer Staat soin. Gemeinnutz 
geht vor Eigennutz. 
5. Bas Reich muß ein völkischer Staat sohl. Blut und Boden 
sind der immer wieder sioh erneuernde Lebensquell des deut- 
schen Volkes. Die Reinheit und die Gesunderhaltung "des 
deutschen Blutes ist die Voraussetzung des deutsohen Volkes 



und Reiches. Nur der deutschblütige oder artverwandte 
Mensch kann über Schicksal und Zukunft des Deutschen 
Reiches mitbestimmen. 

6. Das Reich muß ein Führorstaatsoin. Partei, Volk und Reich 
werden nach dem Führergrundsatz geleitet. Führer wird 
man durch die die Gefolgschaft überzeugende Leistung. " 

7. Das Reich muß ein Volksstaat sein. Grundlage des Reichs 
und seiner Führung ist das freiwillige Vertrauens- und 
Treueverhältnis der Gefolgschaft zum Führer. 

8. Das Reich muß ein Einheitsstaat sein. Es gibt nur eine 
Reichsstaatsgewalt und eine Reichshoheit. Es gibt nur 
deutsche Staatsangehörige und Reichsbürger. 

9. Im Reich kann als einzige politische Partei dio National^ 
sozialistische Dcutscho Arbeiterpartei bestohon. Sie hat die 
Staatsverwaltung in den Dienst der nationalsozialistischen 
Weltanschauung gestellt. 

10. Dio Partei ist die Trägerin des deutschen Staatsgcdanköns, 
d. h. des Gedankens des völkischen Reiches. Sie hat auf 
allen Gebieten des Lebens die großen Ziele zu setzen und 
das öffentliche Leben in Einklang zu bringen mit den völ- 
kischen Pflichten. 

11. Die Partei ist der Führerorden der Nation. Sie muß in ihrer 
Organisation dio zur politischen Führung fähigen Elemente 
der Nation sammeln, fördern und zur Leitung der Staats- 
verwaltung abstellen. Sie hat vor allem dem Reich die 
oberste und allgemeine Führung zu geben. 

12. Dio Wehrmacht ist das Volk in Waffon, der Waffenträger' 
des Reiches, der Volk und Reich gegen äußere Angriffe 
verteidigt. 

13. Der Führer der Partei ist jeweils das Oberhaupt dos Reichs 
und oberster Befehlshaber dor Wehrmacht. 

14. Partei, Wehrmacht und Staatsverwaltung sind dio tragenden, 
unslöslich miteinander verbundenen Säulen von Volk und 
Reich. 

LT. Die vorstehenden das ganze Leben beherrschenden und ge- 
staltenden Verfassungsgrundsätzo sind teilweise in den Staats- 
grundgesetzen des Dritten Reichs bereits zum Ausdruck ge- 
bracht, im übrigon Bind sie ungeschriebenes Gowolinhoitsrccht 
geworden. 

' i. Zu den Staatsgrundgosotzon, die dem inneren Aufbau des 
Reichs Bein Gepräge geben, gehören: 

a) Das Gesetz der Behebung der Not vom Volk und Eololi. VgL unton 
S. 14. 



b) Das Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat. Vgl. 
unten 8. 41f. 

• o) Das Gesotz über den Nouaulb'au des Bcickcs. Vgl. unton 8. 40ff. . 
d) Das Beiclisstatümltcrgcsctz. Vgl. unten S. 66ff. (18). 

0) Das Gesetz über das Staatsoberhaupt des Deutschen Beiohes. Vgl. - 
. unten S. 67 ff. 

. 1 f) Dio Wchrgcsotzc Vgl. unten 8. 84ff. 

g) Das BcicbBbürgcrgcsotz. Vgl. unten S. Ö4ff. 

h) Das Gösctz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen , 
Ebro. Vgl. unten S. 104 ff. ~ 

1) Dio dcutscho Gcmclndcordnung. Vgl. unten S. 73ff. ' . 
k) Das Flaggengesetz. Vgl. unten 8. Olff. 

1) Das deutsche Beamtengesetz. Vgl. unton 8. 123 ff. 
2. Dazu kommen die grundlegenden Gesetze und Führererlasse, 
. durch die bei der Errichtung des Großdeutschon Reichs die 
Eingliederung der ins Reich heimgekehrten Gebiete staats- 
rechtlich geordnet .und die Stellung der dem Reich ange-, 
schlossenen Gebiete geregelt worden sind. 
Vgl. dazu „Neues Staatsrecht II". 



Erster Abschnitt. -. 

Das Erste Jahr des Nationalsozialistischen 

Staatsaufbaus. 

I. Das Ermächtigungsgesetz. 

Am 24. m. 1933 wurde das Gesetz zur Behebung der Not von 
Volk und Reich, das sogenannte Ermächtigungsgesetz, durch den 
deutschen Reichstag erlassen. Das Ermächtigungsgesetz ist das 
erste Staatsgrundgesetz des neu erstehenden Reichs. 

Das Gesetz war zunächst auf vier Jahre befristet und sollte am 1. IV. 
1937 außer Kraft treten. Seine Geltungsdauer ist jedoch durch ein vom Reichs- 
tag am 30. 1. 1937 beschlossenes Gesetz bis zum 1. IV. 1941 und durch ein vom 
Großdeutschen Reichstag am 30. I. 1939 beschlossenes weiteres Verlängertinga- 
gesetz bis zum 10. V. 1948 erstreckt worden. 

A. Der Inhalt des Gesetzes. 

Der Kernpunkt des Ermächtigungsgesetzes besteht darin, daß ' 
der Reichsregierung die Befugnis gegeben worden ist, Roichsgcsetzo 
von sich aus und ohne Einschaltung des Reichstags zu ' erlassen» ' 
Reichsgesetze, die auf diese Weise zustande kommen, nennt man 
Regierungsgesetze. ~ 

Nach der Weimarer Verfassung war der Erlaß von Gesetzen das regel- 
mäßige und praktisch wichtigste Mittel, mit dem die Staatsgewalt in Erschei- 
nung trat. Das Gesetzgebungsrecht war in Verwirklichung' des sogenannten 
Gewaltenteilungsgrundsatzes (Montesquieu) dem Reichstag, der dio deutsche 
Volksvertretung sein sollte und bei dem der Schwerpunkt der Regierungsgewalt. 
lag, vorbehalten. Das GesetzgeburigBverfahren war wie folgt geregelt: Ein Gesetz- 
entwurf wurde regelmäßig von der Reicharegierung ausgearbeitet und durch 
Beschluß des Reichskabinetts als Gesetzesvorlage festgestellt. Die Vorlage wurde- 
dann zunächst dem Reichsrat zur Begutachtung zugeleitet. Anschließend 
wurde sie im Reichstag eingebracht, der in Ausschuß- und Vollsitzungen, die aiok 
oft monatelang hinzogen, beriet und schließlich darüber abstimmte. Stimmte 
die Mehrheit der Vorlage zu, dann ging dio Vorlage als Gesetzesbesohluß an den 
Reichsrat zurück und wurde, falla dieser keinen Einspruch erhob, schließlich dorn 
Reichspräsidenten zur Ausfertigung und Verkündung zugeleitet. Auoh dio .Ver- 
kündung konnte dann noch unter bestimmten Voraussetzungen ausgesetzt werden, 
ferner bestand noch dio Möglichkeit einen Volksentscheid herbeizuführen. Diese» 
Gesetzgebungsverfahren, beschwert mit formollen Verfahronsvorschriftoh und 
belastet mit den Auswirkungen der parlamentarischen Parteienwirtschaft, hat 
immer mehr versagt Es führte dazu, daß letzton Endea der Reichspräsident 
immer mehr von seinem Notverordnungsreoht Gebrauch machen mußte. So-, 



wohl das Gesotzgebungsvorfahren des Roiohstaga wie auch das Notverordnunga- 
reoht dea Reichspräsidenten waren zur Durchführung der Erneuorungapläno- 
des Eührors unbrauohbar. : 

I; Reichsgesotzo kommen nach dem Ermächtigungsgesetz durchV 

Beschluß der Roichsregierung zustande. Art. 1. • 

• Über dio Gesetzesvorschläge der einzelnen Reichsminister wird im- 
ReiohBkabinott nicht abgestimmt. Dio Rdchsnünlstcr haben vielmehr 
einzeln und in ihrer Gesamtheit eine beratendo Stellung. Die Entscheidung- 
wird vom Führer getrolfen. Seit der Vereinigung des Amts des Reichs- 
präsidenten mit dem des Reichskanzlers (vgl. S. 67ff.) ißt der Eührer zum 
Gesetzgeber des deutschen Volks geworden. 

1. Die Ausfertigung, d. h. die Feststellung des maßgeblichen 
Gesetzestextes, und die Yerkündung, d. h. die Bekanntgabe 
des Gesetzes im ReichBgesetzblatt, erfolgen durch den 
Führer in seiner Eigenschaft als Reichskanzler. 1 Art. 3. 

2. Die Rogiorungsgesotzo treten, soweit in ihnen selbBt nichts 
anderes bestimmt ist, mit dem auf die Yerkündung folgenden 

• Tag in Kraft. Art. 3. •-" 

II. Das GosotzgobungsrcclnV das der Roichsregierung nach dem 
. Ermächtigungsgesetz zusteht, erstreckt sich auf alle Gebiete, 
die von Reichs wegen gesetzgeberisch geregelt werden können, 
und umfaßt insbesondere auch dio Bofugnis, houo Vorlassungs- 
gesotze zu erlassen; Art. 2. Die Reichsregierung ist an die- 
Vorschriften der Weimarer Verfassung nicht gebunden. ; 

Dio Erstreckung der Ermächtigung auf donErlaß von nouon VorfaHsunga- 
gesetzen ist im Ermächtigungsgesetz ausdrücklich festgelegt, weil ver- 
fassungsrechtliche Vorschriften in der Weimarer Vorfassung eine Ausnahme- 
Btellung eingenommen haben und für den Erlaß verfassungsändernder Be- 
Btimmungen nach Art. 70 der. Weimarer Verfassung besondere Abstim- 
mungsmehrheiton vorgeschrieben waren. • . .'- 

"B. Die Bedeutung des Gesetzes. 

Das Ermächtigungsgesetz hat dem deutschen Yerfassungs- 
recht von vornherein und mit einem Schlage ein vollkommen neues; 
Gepräge verliehen. Die Haupterfolge, die gegenüber dem Weimarer- 
System erreicht waren, lassen sich wie folgt kurz zusammenfassen: 

I. Das nationalsozialistische Führorprinzip war zum Durchbrach- 
gelangt. Die staatliche Willensbildung war dem verantwor- .. 
tungBlosen Parlamentarismus entzogen und mit der zur Ver- 
wirldichung des Staatswillens berufenen Stelle in einer Hand', 
"vereinigt worden. 

1. Dio Gesetzgebung ist zu einem echten Akt der Führung ge- 

' ■ worden, für den der Führer nunmehr praktisch "allein die 
Verantwortung trägt. . 

2. Das Gesetzgobungsvcrfahron ist wesentlich vereinfacht. 
- * worden. An die Stelle der bisher an der Gesetzgebung be- 



teiligten vier Instanzen (Reichsregierung, Reichsrat, Reichs- 
tag, Reichspräsident) ist als einzige Instanz die Reichs-. 
regierung getreten. ! 

II. Dio Vormachtstellung des Reichstags ist beseitigt worden. Der 
Reichstag, der nach der Verfassung von Weimar das oberste 
Staatsorgan des Deutschen Reiches war, ist aus der Erledi- 
gung der laufenden Gesetzgebungsarbeiten ausgeschieden. 
"Über dio veränderte Stellung des Reichstags im übrigen vgl. unten S. S5f. 
HL Dio Weimarer Verfassung hat schon damals ihren Charakter 
als Staatsgrundgesotz vorloron. Verfassungsänderungen konn- 
ten nunmehr durch einfaches Gesetz der Reichsregierung er- 
folgen; Der Weg zum Neuaufbau des Reichs war auch naoh 
der staatsrechtlichen Seite hin frei. 



C. Weitere ßeclitsctzungsverfahron. 

Das Ermächtigungsgesetz ist heute noch in Kraft und kommt 
beim Erlaß von Regierungsgesetzen laufend zur Anwendung. Da- 
neben wurden jedoch noch andere Verfahren für den Erlaß allge- 
meinverbindlicher Rechtsvorschriften herausgebildet. Zunächst 
ist hervorzuheben, daß das Gesetzgehungsrecht des Reichstags nicht 
ganz weggefallen ist. Außerdom hat dor Führer in einigen Eällen im 
Zusammenhang mit dem Aufkommen besonderer Aufgaben und der 
Erteilung besonderer Vollmachten das ihm zustehende Rccht- 
setzungsrechtin weitem Umfang als Verordnungsrecht anderon Stel- 
len oder Bevollmächtigten übertragen. 

Die einzelnen Rechtsetzungsverfahren sind nachstehend kurz zusammen- 
gestellt : 

I. Der Reichstag hat sein Gesetzgehungsrecht an sioh behalten, übt es jedoch 
nur noch in ganz besonderen Ausnahmefällen aus. Auch hat sich das Ver- 
fahren wesentlich vereinfacht, da dio politischen Parteien weggefallen sind, 
der Reichsrat aufgelöst ist und die Behandlung der Entwürfe in Kommis- 
sionen nicht mehr stattfindet. Vgl. S. 60. 

II. Der Beauftragte für den Vlerjahrcsiilan hat zur Durchführung seines Auf- 
trags ein umfassendes Verordnungsrecht orhalten. Vgl. S. 113. 
TTT. Bei Beginn des gegenwärtigen Krieges ist dio Erledigung der laufenden 
Staatsgeschüfte zur Entlastung des Führers dem Ministerrat für dio Rcichs- 
Terteldlgung übertragen und diesem zu diesem Zweck dio Befugnis erteilt 
worden, Verordnungen mit Gesetzeskraft zu erlassen. Vgl. S. 138 f. 

IV. Der Generalbevollmächtigte für die Rclchsvcnvnltung und der Generalbevoll- 
mächtigte für die Wirtschaft, unter denen für dio Dauer des Krioges jeweils 
mehrere Oberste Reichsbehörden zusammengefaßt sind, haben dio Befugnis . 
* erhalten für ihren Geschäftsbereich Im Einvernehmen mit dem Chef des 
Oberkommandos der "Wehrmacht Verordnungen zu erlassen. Vgl. S. 130. 
V. Schließlich ist hier zu erwähnen, daß in vielen Gesetzen ein Roichsminister 
ermächtigt wird, dio erforderlichen Ergänzungs- und Durchführungsvor-. 
Schriften zu erlassen. Daraus ergibt sich dann im Einzelfall die Befugnis, 
für ein bestimmtes Sachgebiet Rechtsvorschriften zu erlassen. '.- ■ • ■• 



II. Die Gleichschaltung der Länder mit dem Reich. 

... A. Das Ecicli:Ländor-Proi)lem. 
Der Nationalsozialismus war durch die Reichstagswahl vom 
5. III 1933 vorerst nur im Reich zur Herrschaf t gelangt und mußte 
deshalb als seine nächsto Aufgabo betrachten, auch in den Ländern 
und Gemeinden die Macht zu übernehmen. Es galt vor allem, den 
Intoressonwidcrstroit zwischen don Landern und dorn Reich zu über- 
winden, der eines der traurigsten Kapitel des Weimarer Systems 
gebildet und gerade im letzten Stadium dieses Systems besonders 
scharfe Formen angenommen hatte. . 

Das Problem „Reich und Länder« zieht sich wie 'ein roter Faden 
durch die deutsche Geschichte. ; • y 

.1. Im Erston Reich bereits waren die Gegensätze zwischen Reichs- 
und Landeshoheit, entstanden, die man im späteren Sprach- 
gebrauch als Unitarismus. und Föderalismus zu bezeichnen 
pflegte. Die Gegensätze hatten sich im Laufe der Zeit ins un- 
gemessene vertieft. Sie hatten im Jahre 1806 zum Zusammen-, 
bruch des Ersten Reichs geführt und im weiteren Verlauf der 
deutschen Geschichte bewirkt, daß Österreich dorn Anschluß an 
das Doutscho Reich ferngehalten wurde. 

II. Im zweiton Reich spielte das Problem keino bedeutungsvolle 
Rollo. Das Reich der Bismarckschen Verfassung gründete sich 
auf die Bündestreue. der Landesfürsten und wurde durch diese 
zusammengehalten. Preußen war der führende Bundesstaat. 
Etwaige Konfliktsniöglickkoiton zwischon Proußon und- dorn 
Rcichhatte die Verfassung von vornherein'ausgeschlosson durch: 

1. Bio sog. Hcgcmonicrcehto Preußens, die dem größten Bundesstaat einen 
seiner Bedeutung entsprechenden Einfluß auf dio Gestaltung der Reichs- 
politik gewährleisteten. 

2. Personalunion zwischen dem Reich und Preußen dergestalt, daß der je- 
weilige König von Preußen gleichzeitig auch Deutscher Kaiser und der 
jeweilige Reichskanzler regelmäßig gleichzeitig auch Preußischer Mi- 
nisterpräsident war. , • ... •: 

HI. Im Zwischonstaat von Weimar entwickelte sich das Problem 
„Reich und Länder" zu besonderer Schürfe. 

Das bisherige Bindeglied zwischon dem Reioh und den Ländern, die 
Landesfürsten, war weggefallen, die Hegoinonierechte Preußesn waren 
beseitigt worden. Dio parlamentarische Rogie'rungBform und dio Partei- 
zerrissonbeit Deutschlands ermöglichten die Bildung von Regierungen 
verschiedenartiger Partciriohtungcn im Reich und in den Ländern Diese 
Regierungen standen von Anfang an einandor feindlich gegenüber, jede 
von ihnen durohkreuzte bowußt und^rüöksichtslos die Politik der andern. 
Auf diese Weise entwickelten sieh unhaltbare Zustände, aus denen klar 
- hervorging, daß das staatsrechtliche Verhältnis zwischen dem Reich und 
don Ländern, wie es dio Weimarer Verfassung gestaltet hatte, sinnwidrig 
und nicht aufrechtzuerhalten war. ■ ' 

Sobaof for, Neugestaltung. Heft IS». 2 • 
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1. Seit 1928 wurde eine Reform des Reiches „debattiert", die 
eine Lösung des Reich: Länder-Problems auf uhitarischer 
Grundlage erstrebte, ohne jedoch zu greif baren Ergebnissen 
zu gelangen. 

Preußen und die Mehrzahl der norddeutschen Länder sollten zu 
Reichsprovinzen unigewandelt werden, die übrigen Länder aber ihre 
. staatliche Selbständigkeit behalten. 

2. Unter dem Kabinett von Fapou kam es zum offenen Bruch 
zwischen der Reichsregierung und der von der Sozialdemo- 
kratie beherrschten preußischen Landesregierung. 

a) Die Rciebsrcgierung entsetzte die preußischen Minister ihrer Ämter 
und ließ die Staatsgescbäfte Preußens durch Reichskommissaro 
führen. 

b) Die preußischen Minister riefen den Staatsgcrlchtshol an. Das Urteil 
des Staatsgerichtshofs führte eine praktisch unmögliche staats- 
rechtliche Lage herbei, indem es neben der vom Reich bestellten 
kommissarischen Regierung das abgesetzte Preußenkabinett als 
Hoheitsregierung anerkannte und für die politische Führung des 
Landes Preußen zuständig erldärte. Diesem unhaltbaren Zu? 
stände wurde erst nach der nationalen Erhebung durch die Ver- 
ordnung des Reichspräsidenten zur Wiederherstellung geordneter 
Regierungsverhältnisse in Preußen vom 6. LT. 1933 ein Ende be- 
reitet. 

IV. Die nat.-soz. Regierung hatte anfangs mit ernsten "Widerstünden 
der alten Machthaber in den Ländern zu kämpfen. Die Landes- 
regierungen und -parlamente waren sämtlich vor der Machte 
Übernahme gebildet und suchten deshalb mit allen ihnen zu- 
Gebote stehenden Mitteln, den neuen Reichskurs an der Ent- 
faltung zu hindern. Ihre Opposition' artete, besonders in. 
Süddeutschland, in partikularistische, ja separatistische Be- 
strebungen aus, die immer greifbarere Formen annahmen^ 
und eine ernste Gefahr für Volle und Reich bildeten. Die 
Reichsregierung sah sich deshalb zum Eingreifen gezwungen. 
Sie half sich zunächst mit der Entsendung von Reichs- 
kommissaren. 

Das Ermächtigungsgesetz, das inzwischen ergangen -war, bot 
der Reichsregicrung die Möglichkeit, im Wege der Gesetz- 
gebung die Grundlagen für eine einheitliche Zusammenarbeit; 
zwischen Reich, Landern und Gemeinden zu schaffen. Zu : 
diesem Zecke ergingen: 

1. Das Vorlüufigo Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit 
dem Reich vom 31. III. 1933. 

2. Das Zweite Gesetz zur Gleichschaltung der Lünder mit dem 
Reich vom 7. IV. 1933 nebst Änderungsgesetzen vom 25.IV. 
1933, 26. V. 1933 und 14. X. 1933, das sogenannte erste 
Reichsstatthaltergesetz. ... 
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B. Die beiden Glcichschältuhgsgosctze. - 

Beiden Gesetzen liegt der Gedanke zugrundo, zu verhindern, 
daß die Politik des Führers durch entgegenstehende Beschlüsse der 
Länder- und Gemeindeparlamente , erschwert oder durchkreuzt 
wird, Die Gesetze sehen daher einschneidende Maßnahmen vor mit 
dem Zweck, dio unbedingte Gleichmäßigkeit der Staatsführung in 
Reich und Ländern zu gewährleisten. Dieses' Ziel ist auf folgende 
/ Weise erreicht worden: ' . ' 

I. An die Spitzo der deutschen Länder wurden Statthalter des 
Reichs gestellt, die vom Reichspräsidenten auf Vorschlag des 
Reichskanzlers ernannt wurden. Sie hatten die Aufgabe,' die 
Reichsbelange zu wahren, für die Beachtung der vom Führer 
- v aufgestellten Richtlinien der Politik zu sorgen und, außerdem 
bei der Reichsregierung als Vertrauenspersonen der Länder zu 
wirken. 

ji ' . •'■ Für Preußen galt eine Sonderregelung: Hier wurden die Rechto .des 

Relchsstntthalters dem Reichskanzler übertragen, der ihre Ausübung in 
weitem Umfange dem preußischen Ministerpräsidenten überlassen hat. 

- II. Die- Landesregierungen erhielten älnüich wie die Reichsregie- 
: i rung die Befugnis, unter Ausschaltung der Länderparlamente 

; . durch einfachen Beschluß Landcsgesetzo zu erlassen. 

Dio Länderparlamento behielten daneben ähnlich wio im Reich der 
7 • ■ Reichstag das Gesetzgebungsrecht,, das jedoch praktisch keine Bedeutung 
mehr hatte. 

! ; III. Dio Länderparlamento und ebenso die Vertretungskörper- 

Schäften der Gemeinden und Gemeindeverbände wurden kraft 
. Gesetzes mit sofortiger Wirksamkeit aufgelöst und neugebildet. 
Von dieser Maßnahme blieb lediglich der preußische Landtag 
ausgenommen, weil er nach der Machtübernahme bereits 
neugebildet worden war. Vgl. S. 8. 

1. Dio Neubildung wurde in der Weise durchgeführt, daß den Parteien 
;., i uro Sitzo unter Zugrundelegung der Stimmenzahl zugewiesen wurden, 

die bei der Reiclistagsivohl vom 5. DJ. 1933 für ihre Wahlvorschläge 
.!-•'-':, • abgegeben worden waren. ' " 

2. Dio gleichgeschalteten Lüudcrparlamento waren von Anfang an ohne be- 

' sondere Bedeutung und hatten nur noch kurzo Lebensdauer. Sie wurden - 

I am x. 1033 gleichzeitig mit dem Reichstag aufgelöst und durch das 

i Neuaufbaugosetz vom 30. 1. 1031 endgültig beseitigt. Dio Gomoinde- 

Parlamente, wio man die Vertretungskörperschaften der Gomeipden 
und Gemeindeverbände auch nannte, wurden später im Zuge der Neu- 
■ ' Ordnung des Gemeindeverfassungsrechts ebenfalls beseitigt. Vgl. Heft 

■: . ■ _ .. . 

i. V . C. Die. Bedeutung der Gleichschaltung. 

L . ' Als Ergebnis der beiden Gleichschaltungsgesotzo sind eine 
Reihe hochbedeutsamer Änderungen' im deutschen Reichs- und 

, ! ( ■■ • . 2* • 
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Landesstaatsrecht gegenüber dem bisherigen Rechtszustand zu ver- 
zeichnen, die sich wie folgt zusammenfassen lassen:. 

I. Das seit Jahrhunderten bestehende, schwerwiegende ProMoni 
„Reich und Länder" war damit zu einer vorläufigen Lösung 
gebracht. 

1. Das Reich linlto einen entscheidenden Einfluß auf die StnatsKihrung der, 
Länder erlangt. 

2. Reichs- und Landespolitik waren auf ein gemeinsames Ziel ausgerichtet, 
das den Richtlinien des Führers entsprechend der Verwirklichung der 
nationalsozialistischen Staatsidee galt. 

3. Der Dualismus Reich und FrcuOcn war beseitigt. 

II. Die Landeshoheit blieb als solche zwar vorläufig noch bestehen, 
aber sie war zwischen der Landesregierung und dem Reichs- 
statthalter aufgeteilt worden. 

Die Landesregierung hatte wichtige Hoheitsbefugnisse an den Reichs- • 
Statthalter abgegeben, sie hatte dafür das Recht der Gesetzgebung ge- 
wonnen , die nunmehr im ganzen Reich einheitlich gestaltet war. 

III. Der Parlamentarismus war praktisch beseitigt. 

1. Das Gesctzgebungsrecht der Landtage war durch Verleihung der Gesetz- 
gebungsgewalt an die Landesregierungen bedeutungslos geworden. 

2. Die parlamentarische Regierungsfonu der Länder war aulgehoben. 

3. Die Willensbildung der Volksvertretungen war gleichgeschaltet, da die 
nationalistisehe Bewegung nunmehr in allen politischen Körperschaften 
in einer Stärke vertreten war, die dem in der Reichstagswahl am 5. TU 
1933 abgegebenen Vertrauensbekenntnis des deutschen Volkes zu. . 
Regierung Hitler entsprach. 

IY. Die Landesverfassungen hatten den Charakter als Staats- 
grundgesetze eingebüßt. 

Die Unterscheidung zwischen einfachen und Verfassungsgesotzen war 
im ganzen Reich bedeutungslos geworden. 

V. Die Gleichschaltungsgcsctze waren Übergangsmaßnahmon. Die 
Gesetze sind daher im wesentlichen inzwischen gegenstands- 
los geworden. 

1. Für die Stellung der Länder innerhalb des Reiohs gilt jetzt die end- 
gültige, durch das Ncunuf baugesotz vom 30. 1. 1934 gotroffene Regelung. 
Vgl. S. 47 ff. 

2. Das Reichsstatthalteramt ist durch das Rcichsstatthaltorgesetz vom 
30. I. 1935 neu geregelt worden. Vgl. S. OOff. 

HL Die Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 

A. Allgemeines. 

I. Die Partcicnhcrrschaft des Weimarer Systems hatto sich in un- 
heilvoller Weise insbesondere auch auf das deutsche Boamton-^ 
tum ausgewirkt. Es lag im Zuge des Parteiwesens, daß die 
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-Parteien bestrebt waren,. Einfluß auf den Beamtenapparat zu 
• gewinnen. .■> . 

V. Dio Regierungsparteion verlangten in Ausnutzung ihrer. 
Vormachtstellung, daß dio Beamtcnstellon mit ihren Partoi- 
angohörigon besetzt wurdon. 

Die Regierung entsprach diesem Verlangen, und so kam es all- 
. . mählich dahin, daß der gesamto Beamtenstand mit Partcileutcn ohne 
Rücksicht auf ihre Eignnng durchsetzt wurde, dio die Geschäfts- 
führung der Behörden bis in dio Lokalinstanzen' hinein im Parteisinno 
beeinflußten und, überwachten. 

2. Dio Besetzung der Beamtcnstellon mit Parteifunktionären 
griff immer mehr um sich. Eremdstämmige und ungeeignete 
Personen, die keinerlei Vorbildung noch sonstige Voraus- 
setzungen für den Dienst besaßen, gelangten in großer An- 
zahl in die öffentlichen Ämter. _ • 

Daneben bildete sich als besonderer Übelstand das Konjunkturritter-. 
. tum der Fortcibuchbcamten heraus, die sich den einflußreichen Parteien 
-. nicht aus innerer Überzeugung, sondern lediglich deshalb anschlössen, 
um dienstlicho Vorteile und insbesondere' Beförderungen, zu erlangen. 

3. Teilo des doutschon Beamtentums verloren dadurch all- 
mählich den traditionellen Geist unparteiischer und selbst- 
loser PfHchterfüllung, der das Beamtentum seit der Zeit 
Eriedrich Wilhelms I. ausgezeichnet und in der ganzen Welt 
vorbildlich gemacht hatte. 

II. Der Nationalsozialismus bojakt dio Aufrechtcrhaltung dos 
Berufsbeamtontums. Es stand von vornherein fest, daß auch 
im nationalsozialistischen Reich die obrigkeitlichen Staats- 
und Verwalkingsgeschäfte von berufsmäßig vorgebildeten, im 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis lebenslänglich ange- 
stellten" Personen wahrgenommen' werden sollten. 

Für dio Reichsrcgiorung ergab sich hieraus die Notwendig- 
keit, das doutscho Beamtentum, das in seinem inneren Kern 
gesund geblieben war, von den Schlacken des Weimarer Systems 
zu bofreion und es auf eine neue, der nationalsozialistischen 
Staatsauffassung entsprechende Grundlage . zu stellen: In 
Erfüllung dieser Aufgabe erließ die Roicbsregierüng das 
Gesotz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtontums vom 
7. IY. 1933/ ".. , '. - 

1. Der Hauptzweck des Gesetzes mit seinen Novellen und 
Durchführungsverordmingen war die Säuberimg des deut- 

' schon Boamtonkörpcrs durch. Ausmerzung unwürdiger und 
ungeeigneter Elemente. Als Nebenzweck wurde die Verein- 
fachung des. öffentlichen Dienstes erstrebt. 

Das Gesetz trug in seinen Hauptbestimmungen nur einen vorüber- 
gehenden Charakter. Es handelt sich um eine einmalige, aber durch- 
greifende Säuberungsaktion. 
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2. Das Gesetz erstreckte» sich nicht nur auf die Beamten des 
Reichs, sondern erfaßte als allgemeines Beamtenreichsrecht 
auch die Beamten der Länder, Gemeinden, Gcmeinde- 
vcrbändo und aller übrigen off entliehen Körperschaften. 
§ 1. Auch auf die Angestellten und Arbeiter sämtlicher 
öffentlichen Betriebe fanden die Vorschriften des Gesetzes 
sinngemäße Anwendung. § 15. 

Das Gesetz lint des weiteren vielfach für die freien Berufe und lür 
Privatbetriebe als Vorbild gedient zur Bereinigung ihres Personal- 
bestandes von Juden und Marxisten. 

B. Die Maßnahmen des Gesetzes. 

I. Entlassung von ungeeigneten Beamten. Beamte, die seit dem 
9. XI. 19 IS in das Beamtenverhältnis eingetreten waren ohne 
die für ihre Laufbahn vorgeschriebene oder übliche Vorbildung 
oder sonstige Eignung zu besitzen, waren aus dem Dienst-zu 
entlassen. § 2. 

II. Zurruhesetzung der nichtarischen Beamten. Nichtarische Be- 
amte waren in den Ruhestand zu versetzen und nichtarische 
Ehrenbeamte aus dem Amtsverhältnis zu entlassen, § 3. Über 
den Begriff nichtarisch und die Einzelheiten der Judengesetz- 
gebung vgl. Heft 5, 2. 

Zur Verhinderung des.Ncuzugungs nichtarischer Beamter wurde durch 
Gesetz vom 30. VI. 1983 bestimmt, daß als Beamter nicht berufen werden 
kann, wer nichtarischer Abstammung ist oder mit einer Person nicht- 
arischer Abstammung verheiratet ist. 

m. Entlassung von politisch unzuverlässigen Beamten. Beamte, 
die nach ihrer bisherigen politischen Betätigungnicht die Ge- 
währ dafür boten, daß sie jederzeit rückhaltlos für den natio- 
nalen Staat eintreten würden, waren aus dem Dienst zu ent- 
lassen. § i. 

Politisch unzuverlässig im Sinne des Gesetzes waren insbesondere Be- 
amte, die gehässig gegen die nationalo Bewegung aufgetreten waren, deren 
Führer beschimpft oder ihre dienstliche Stellung dazu mißbraucht hatten, ■■ 
um nationalgesinnte Beamte zu verfolgen, zurückzusetzen oder sonst zu • 
schädigen. 

IV. Versetzungen im dienstlichen Interesse. Jeder Beamte mußte . , 
sich die Versetzung in ein anderes Amt derselben oder einer 
gleichwertigen Laufbahn, auch in ein solches von geringerem 
Rang und planmäßigem Dienstcinkommon, gefallen -lassen, 
wenn es das dienstliche Bedürfnis erforderte. § ß. 

Die Gesetzesvorschrirt bot vor allem die Müglicldidt, entsprechend den 
dienstlichen Erfordernissen Beamte aus den Zentralstellen an Provinzial- 
oder Loknlbehördcn zu versetzen. Der Beamte behielt in diesen Fällen v 
in seinem neuen, geringeren Amt seine bisherige Amtsbezeichnung mal 
das Dicnsteiukoinmcn der bisherigen Stelle. 
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V. Ruhcstandsvcrsctzungon. Zur Vereint achung derVcnyaltung oder 
im Intcresso des Dienstes konnten Beamte in den Ruhestand ver- 
setzt werden, auch wenn sie noch nicht dienstunfähig waren. 

Unter den gleichen Voraussetzungen konnten Ehrenbeamte aus dem 
AmtsverhältniB entlassen, werden. 

C. Vorfahren. 

Dio Maßnahmen, die das Gesetz in den §§ 2— G vorschrieb, , 
mußton durch die zuständige obersto RcichsbohÖrdo oder dio Reichs- 
Statthalter, in Froußon durch don Ministerpräsidenten oder dio 
oberste Landesbehörde (Ministor) ausgesprochen worden.- § 7 1 . 

Dio Entscheidungen Bind endgültig; sio ergingen unter Ausschluß des 
Rechtsweges und sind für dio Gerichte bei allen Streitigkeiten bindend, in denen 
dio Unzulässigkeit "der Entlassung, der Versetzung in ein anderes Amt oder in' 
den Ruhestand geltend gemacht wird. Dritte Durchf.verordng. vom 0. V. 1933 
zu § 7 Ziff. 9. 

D. ScHußhemorkung. 

I. Dio Säuberung dos doutschon Beamtonkörpors, die das Gesetz 
. zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vorschrieb, 
wurde schnell und energisch durchgeführt und war am 30. IX. 
1933 bereits im wesentlichen, beendet. 

Wer nach Durchführung des Gesetzes im Amt verblieb, trat nicht nur 
wieder in den vollen Genuß der Berufsbeamtenrechte, sondern hatte als 
Beamter auch Anspruch auf dio Achtung, dio seinem Amte zukommt. 
■ Dritte Durchf.Verordng. vom 0. V. 1933 zu § 18. 

1. Das Gesotz wurde, nachdem sein Zweck erfüllt war, in soinon 
hauptsächlichsten Toilon wieder außer Kraft gosotzt. 

2. Von don Maßnahmon, die das Gesetz zuließ, blieben, ledig- . 
lieh in Kraft: 

a) Dio Versetzungen im dienstlichen Intcresso auf Grund des § 5. 

b) Dio Ruhcstandsvcrsctziuigcn zur Vereinfachung der Verwaltung oder 
im Litercsso des Dienstes auf Grund des § 0. 

Boido Maßnahmen waren nooh bis zum Inkrafttreten des neuen 
Deutschen Beamtengesotzes vom 20. 1. 1937 am 1. VII. 1937 zulässig. 
§ 7 in der Fassung des Gesotzes vom 20. IX. 1034. Mit diesem Zeit- 
punkt haben auch dio §§ 5 und 0 des Gesotzes zur Wiederherstellung des 
Borufsbeamtentums ihre Geltung verloren. 

II. Die umfassondo Neuregelung dos Bcamtonrechts hat das 
Dcutscho Boamtongosotz vom 26. I. 1937 gobracht, das am 
- 1. VII. 1937 in Kraft getreten ist und das zu den Staatsgrund- 
' gesetzen des nationalsozialistischen Deutschlands gehört. Vgl. 
S. 123ff. und Heft 14 6 dieser Sammlung. 

Gleichzeitig mit dem DBG., ist dio neuo Rcichsdicnststra[ordnung vom 
20. I. 1037 in Kraft getreten.' 
III. Die Neuordnung des österreichischen Berufsbeamtentums 
wurde auf Grund der VO. v. 31. V. 1938 durchgeführt. Vgl. 
. Neues Staatsrecht II. 



IV. Die ■Bereinigung des deutschen Volkskörpers 

. von artfremden und unwürdigen Elementen. 

Vorbemerkung. 

Durch Gesetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die 
Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit vom 11. VH. 1933 
ordnete die Reichsregierung eine weitere Säuberungsaktion an; 
die die Säuberung des deutschen Volkskörpers von den Schlacken 
des Weimarer Systems zum Gegenstand hatte. Der Zweck des Ge- 
setzes sollte durch Ausbürgerungen erreicht werden, die in zwei- 
facher Form vorgesehen waren, nänilich als 

I. Widerruf von Einbürgerungen, die im Zwischenstaat von Wei- 
mar stattgefunden und einen unerwünschten Bevölkerungs- 
zuwachs herbeigeführt hatten. 

II. Aberkennung der Staatsangehörigkeil von Deutschen, die ihre 
Treupflicht gegenüber Reich und Volk verletzt haben und sich 
im Ausland aufhalten (Emigranten). 

A. Widerruf von Einbürgerungen. 

Einbürgerungen, die in der Zeit zwischen dem 9. XI. 1918 und 
dem 30. 1. 1933 vorgenommen waren, konnten widerrufen werden, 
falls die Einbürgerung nicht als erwünscht anzusehen war. § l 1 . 

Der Widerruf toii Einbürgerungen war eine vollkommen neue Einrichtung, 
denn nach bisherigem Staatsangehörigkeitsrecht hatten einmal vollzogene Ein- 
bürgerungen als unantastbar gegolten. 
I. Voraussetzungen. Das Gesetz richtete sich Idar und entschieden gegen dio 
verfehlte Einbürgerungspraxis der Nachkriegszeit, auf Grund deren Juden 
und anrüchige Personen in sehr großer Anzahl Aufnahme in den deutschen 
Volkskörper gefunden hatten. 

1. Die Einbürgerung mußte unter dem Weimarer Regimo stattgefunden haben, 

Die Stichtage, die das Gesetz, wie oben angegeben, festgesetzt hatte, 
waren der Tag des Ausbruchs der marxistischen Revolte im Jahro 1918 
und der Tag der Machtübernahme durch Adolf Hitler im Jahro 1933. 

2. Die Einbürgerung mußte unerwünscht sein. Die Entscheidung, welche 
Einbürgerungen als unerwünscht anzusehen waren, erfolgte nach pilicht- 
müßigem Ermessen der zuständigen Behörden. 

Für den Widerruf der Einbürgerungen kamen nach der zur Durch- 
führung des Gesetzes erlassenen Verordnung vom 20. VTL 1933 insbe- 
sondere in Betracht: 

a) Ost Juden, die vor allem in Preußen in großer Zahl eingebürgert worden 
waren. 

b) Verbrecher und Personen, die sich sonstwie in einer dem Wohl von 

Staat und Volk abträglichen Weise verhalten hatten. , 

3. Der Widerruf mußte bis zum 81. XD. 1935 ausgesprochen werden. Ges. 
v. 10. VII. 1935. ' 

II. Wirkungen. Der Widerruf hatte keino rückwirkende Kraft. Er hatto den 
Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit ex nuno zur Eoige. 



Außer dem Eingebürgerten verloren ipso iure dio Staatsangehörigkeit 
scino Ehefrau und seino minderjährigen Kinder, sowio ferner alle übrigen Fa- 
milienmitglieder, dio die deutsche Staatsangehörigkeit lediglich auf Grund 
der Einbürgerung des Familienhauptcs erworben hatten. 

B. Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit. 
I. Reichsangohörige, die sich im Ausland aufhalten, können der 
deutschon Staatsangehörigkeit für vorlustig erklärt worden, sofern 
sie durch ein Verhalten, das gegen die Pf licht zur Treue gegen Reich 
und Volle verstößt, die deutschen Belange geschädigt haben. § 2 1 . 

Die Aberkennung der Staatsangehörigkeit war nach bisherigem Recht 
bcrcitB zuliissig. Sie war jedoch gem. §§ 27 und 28 deB Reichs^ und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes vom 22. VII. 1913 auf zwei Einzelfälle der Treü- 
pflichtverlotzung, nämlich auf die Nichtfolgeloistung einer. Aufforderung 
zur Rückkehr in das Inland im Kriegsfälle sowio auf die Nichtbeachtung einer 
Aufforderung zum Austritt aus ausländischem Staatsdienst beschränkt. Die, 
ReichBregierung dehnto nunmehr durch Gesetz vom l4. Vll. 1933 dioZulässig- 
keitdieserMaßnahmeauf Treupflichtvcrletzungon jeder Artaus, dievonimAuB- 
land weilenden Deutschen verübt werden und dio deutschen Belange Bohädigon. 

1. Voraussetzungen. Das Gesetz wendet sich in erster Linie gegen 
die Emigranten, die ihren Haß gegen das neue Deutschland im 
Ausland austoben. 

• a) Der Reichsangehörigo muß sich im Ausland aufhalten. Es muß also die 
Unmöglichkeit bestehen, ihn vor den inländischen Gerichten nach ein- 
heimischem Recht zur 'Verantwortung zu ziehen. 

b) Es muß eine Verletzung der Treupflicht vorliegen. Die Entscheidung hier-, 
über erfolgt nach pflichtmäßigem Ermessen der zuständigon Behörde. Ein 
der Treupflicht gegen Reich und Volk widersprechendes Verhalten ist nach • 

• der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes vom 20. VII. 1933 insbe- 
sondere dann gegeben, wenn einDeutscher die rclndlichoPropaganda gegen 
Deutschland durch Vorschubleistung begünstigt oder dio Herabwürdigung 
der Maßnahmen der nationalsozialistischen Regierung botreibt. 

o) Dio Aberkennung kann auch ausgesprochen -werden; wenn ein Reiohs- 
angehöriger, gegen den der Verdacht der Treupriichtverlotzung vorliegt, 
einer Rückkehraufrorderung nicht Folge leistet, die der Reichsminister 
deB Innern an ihn gerichtet hat. § 2 l . 

d) Dio Aberkcnnungsmüglichkclt ist im Gegensatz zum Einbürgerunga- 
widerruf unbefristet, so daß dio zuständigon Stellen auch für dio Folge- 
zeit völlig freie Hand zum Vorgehen gegen Vaterlandsverräter behalten. 

2. Vorfahren. Dio Entscheidung über die Aberkennung trifft der 
Itoichsministor dos Innern im Einvörnohmon mit dorn Reichs- 
minister dos Auswärtigen. § 2 3 . 

Die Entscheidung ist endgültig, kann also durch keinerlei Rechtsmittel 
angefochten worden. Dio Entscheidung wird Im Rcichsanzclgor verkündet 
und wird damit rechtswirksam. § 2 8 . 

3. "Wirkungen. Die Aberkennung hat den Verlust der deutschen. 
Staatsangehörigkeit zur Folge. 

a) Mit dem Betroffenen verlieren nicht ipso iure auch dessen Familienangö- 
hörlgo dio Staatsangehörigkeit. Vielmehr entscheiden dio Reiohsminister 
des Innern und des Auswärtigen in jedem einzelnen Falle, ob und inwie- 
weit sich der Verlust der Staatsangehörigkeit auch auf den Ehegatten 
und die Kinder des Ausgebürgerten erstrecken soll. § 2*. 
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b) Mit der'Abcrkcunung kann oino Vcrinügcnsbcschlagnahmc und Vorfalls- 
erklärung verbunilcn werden. § 2'. Die Durchführung dieser Maßnahme 
erfolgt durch dio zuständigen Finanzämter. Durchf.Verordng zu S 2 
Ziff. II. Forderungen gegen das für verfallen erklärte Vermögen müssen 
innerhalb von G Monaten nach der Verfallerklärung angemeldet werden 
VO. vom 10. I. 1941. :»"uen. 

c) Der Ausgebürgerte unterliegt Beschränkungen beim Vermiigcnsenvcrb: 
Er knnn von einem deutschen Staatsangehörigen nichts von Todes wegen 
erwerben. Schenkungen deutscher Staatsangehöriger an einen Ausge- 
bürgerten sind verboten. Diese Auswirkungen beruhen auf dem Gesetz 
vom 5. XI. 1937, § 1 ; sie gelten auch für den Ehegatten und die Bänder 
des Ausgebürgerten, wenn der Verlust der Staatsangehörigkeit auf sie 
erstreckt worden ist. 

II. Sondervorschriften für Juden. 

Die Voraussetzungen für die Aberkennung der deutschen. Staatsangehörig- 
keit nach Ziffer I waren besonders häufig bei den aus dem Reich ausgewan- 
derten Juden gegeben. Da der Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit durch 
Fremdrassige, die sich im Ausland aufhalten und daher der Hoheitsgowalt der 
deutschen Behörden entzogen Bind, in jedem Falle, also auch dann, wenn die 
unter Ziffer I genannten Voraussetzungen nicht nachgewiesen werden können 
unerwünscht ist, wurden durch die 11. VO. zum Reichsbürgergesetz vom 
-n. XI. 1941 Sondervorschriften Tür Juden über den Verlust der deutschen 
Staatsangehörigkeit erlassen. Danach gilt jetzt für Juden folgendes: 

1. Juden, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben, 
können nicht deutsche Staatsangehörige sein. 

Juden deutscher Staatsangehörigkeit haben die deutsche Staatsange- 
hörigkeit kraft Gesetzes verloren, wenn sie beim Inkrafttreten der genann- 
ten Verordnung ihren gewöhnlichen Aufenthalt bereits im Ausland hatten. 
Leben solche Juden noch im Reich, dann verlieren sie die deutsche Staats- 
angehörigkeit bei der Auswanderung aus dem Reich. 

2. Das Yermögen der Juden, die auf Grund dieser Vorschriften 

die deutsche Staatsangehörigkeit verlieren, verfällt dem Reich ■' 

und wird zur Förderung aller mit der Lösung der Judenfrage im 

Zusammenhang stehenden Zwecke verwendet. 

Die oben unter 3 c dargestellten Regeln über Schenkungen und Erb- 
schaften gelten entsprechend. 

V. Das Gesetz über Volksabstimmung. 
A. Allgemeines. 
I. Die Volksbefragung ist für das nationalsozialistische Reich 
, ein unentbehrliches Rechtsinstitut. Der Nationalsozialismus, 
erstrebt die engste Verbundenheit zwischen Führung und Volk, 
erstellt der Führung als Hauptaufgabe die Erhaltung des deut- 
schen Volkstums und die Förderung der Volksgemeinschaft. 

1. Die autoritäre Staatsrüliruiig gründet sich nul dio Gcfolgschartstrcue 
des Volkes. Der Führer muß deshalb in der Lage sein, sich jederzeit im 
Wege der Volksbefragung davon zu überzeugen, daß er das Vertrauen des 
Volkes besitzt. 

2. Das Volk muß in der Lage sein, sein Schicksal selbst zu bestimmen, wenn 
es sich um die Entscheidung letzter und für sein Dasein ausschlaggeben- 
der Fragen handelt. 



LT. Für den neuen Staat war die bisherigo Art der Volksbefra- 
gung unbrauchbar, da sie mit den Mängeln des parlamentarisch- 
demokratischen Systems behaftet war. 

Die Mängel bestanden darin, daß dio Volksbefragung auf Gesetzgebungs- 
akte beschränkt war, daß die Rclchsrcgicrung kein Initiativrecht hatte und 
. daß die Mehrheit der Stimmberechtigten sich an der Abstimmung beteiligt 
haben mußte, wenn eine gültigo Abstimmung vorliegen sollte. Dio Gegner 
/ des Volksentscheids konnten also dio Volksbefragung dadurch zum Schei- 
tern bringen, daß sie die Hälfte der Stimmberechtigten von den Wahlurnen 
fernhielten. 

■ III. Durch das Gesetz über Volksabstimmung vom 14. YIL 1933 gab 
die i Reichsregierung der Volksbefragung eine neue, veredelte 
Ausgestaltung, durch die diese Mängel beseitigt wurden. 

B. Dio Volksbefragung nach nationalsozialistischem Recht. 

I. Das Gesetz über die Volksabstimmung gibt der Reichs- 
regierung dio Bofugnis, das Volk zubofragon, ob es einer von 
der Reichsregierung getroffenen bzw. beabsichtigten Maß- 
nahme zustimmt oder nicht. § l 1 . - 

-. 1. Dio Entscheidung darüber, ob und wann eine Volksbofra- 
gung stattfinden soll, liegt beim Führer.. 

Er entscheidet nach seinem Ermessen. 

2.. Gegenstand der Volksabstimmung können-Regierungsmaß- 
nalrmen jeder Art sein, also insbesondere: 

a) Akte der Gesetzgebung. Dies bedeutet, daß im Zusammenhang mit 
- dem Gese'tzgebungsrecht der Reichsregiorung ein neuer Weg der 

Volksgesetzgebung geschaffen ist. § l 2 . 

b) Fragen der Politik. Das neue Gesetz gibt die Möglichkeit, bei schick- 
salsschweren Entscheidungen außen- oder hincrpolitischcr Natur fest- 
zustellen, ob das Volk mit den bereits getroffenen oder beabsichtigten 
Maßnahmen der Reichsführung einverstanden ist. 

II. Bei der Volksabstimmung entscheidet dio Mehrheit der ab- 
gegebenen gültigen Stimmen. 

•Die Ziihl der Stimmenthaltungen bleibt hei der Feststellung des Abstim- 
mungsergebnisses außer Betracht. 

C. Anwondungsfälle. 
Das Gesetz über Volksabstimmung ist inzwischen mehrmals 
praktisch zur Anwendung gelangt. 

• L Dio ersto Abstimmung, die am 12. XI. 1933 stattfand,- botraf 
eine Frago dor Außenpolitik.- Der Führer hatte am 14. X. 1933 
die deutschen Vertreter von der Genfer Abrüstungskonferenz 
zurückgezogen und den Austritt Deutschlands aus dem Völker- 
bund erklärt. Dem deutschen Volle wurde die Frage vorgelegt, 
ob- es diese schwerwiegende Entschließung billige. 

Das Ergebnis der Abstimmung war ein nahezu einmütiges Bekenntnis des 
Volkes zu seinem Volkskanzler Adoll Hitler. Mit 5)3,5 v. II. Ja-Stimmen be^ 
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kündete das deutsche Volk den allgemeinen Friedenswillen Deutschland 
glc,chzeit,g aber auch den eisernen Entschluß an der FoSun? "^ 

H. Die zweite Abstimmung fand am 19. Vm. 1934 statt und betraf 
einen Gesetzgebungsakt. Dem deutschen Volk wurde cSe ES 
vorgelegt, ob es der durch das Gesetz über das StaataobwCS 

m, vom09 ei S nt !qt C J oU ^ sti T nms ™ r die Abstimmung 
vom <5J. in. 1936, durch (ho der am 7. III. 1936 aufgelöste 

Reichstag neugewählt wurde. Ihrem Wesen nach kam die e 

Eeichstagswahl jedoch einer Volksabstimmung gleich 

in der Absicht erfoUrt d„«i H& v n "n'l der f uflö ^'>gsorder heißt,, 
dem heutigen Tara al.S : "l Cutscbt!n J Vo k Gelegenheit zu geben, der mit 
Stellung dofNaÄlÄi undS™ dn ^ n l° mk *r Wiederher- 
dem aufrichtigen Be t eSn n' f So "™™^ des Reiches, verbunden mit 
ständigunu auf don rrnn^ nach «T ™ hrea Völkerversöhnung und -ver- - 
feierüff fimmun^ nr? f n gle, , cher Rechte und S lei <*<* Pflichten seü.e 
war o n ffi^ffpÄi" "7^^ DnS ^ M dcr Abstimmung . 
Vgl. S. 108 Ilunucr, Hrozcntigro Zustimmung zu ,l cr Politik des Führers.' 

W ' Äl!u£ ^l^ ?™ (lcutsch0 Volk zu * B^ung des 
de ^ StamnnJ SrC1Chs scino Stimmo ^Scgobcn. In 
eine Neu^ ^ T- , eme ochte ^Urabstimmung und 

• s^r:i f ~ dem nun " 

' KeuwS TbesTaÄln "1 de , S ^ hst ^ und der Ausschreibung der ' 
gaue eine VXtuÄ 

Die Ah, in, , Im i Großdcu <schcn Reichstag zu erölfncn. 

- i*ä^tS a S£lSV t f a s c bi8 , Uer noch ™ Wahl-' 

V * ^ ? rakti8dl S eworden ' daß ein bc- 

D^lr Jä Tf? A ^ stimmmi S aufgerufen worden ist. 

A m ?T?T 1? HeUnlcehr der Sudetendeutschen der Fall. 

E'ÄnSÄ auf Grund des Führererlasses vom 31..X. 1938 

eine VcrffiS im : P™S/ ?-^ Ud °^ n . d ? utaclien dur <*g<*ührt um-ihneri 
nretung im Großdeutschen Reichstag zu eröffnen. Diese Wahlen 



• bedeuteten gleichzeitig eine Befragung der Sudetcndcutschcn zu ihrer 
Wiedervereinigung "mit dem Reich. Sie bekannten sioh dabei geschlossen 

■ zu Führer und 'Reich. Vgl. Neues Staatsrecht II. " 

VI. Die Beseitigung der politischen Parteien. 
A. Dio Mißwirtschaft der Parteion. 

Die gesamte Staatsleitung und die gesamte Staatspolitik bauton . 
sich im Zwischonstaat von Weimar auf don politischen Parteion 
auf, die einen unheilvollen Einfluß auf das deutsche Volles- und 
Staatsleben ausübten. 

I. Dio Parteien hatten das Volksleben vergiftet. Parteizerrissen- 
heit und Parteihader hatten unüberbrückbare Kluften zwischen 
den einzelnen Bevöhtenmgsgruppen geschaffen. ' 
1: Dio Partoizorrissonhoit Deutschlands hatto wahrhaft or- 
sekreckondo Pornion angenommen und steht, in der Ge- 
schichte der Völker wohl einzig da. ' . • 

\ Die Partoizerplittcrung war oino Folge des Ve'rhältniswahlrechts, das 
" . ; auch kleineren Bevöllcerungsgruppen die Möglichkeit bot, eino Vortre» 
. tung im Reichstag und in den Landtagen zu erlangen und womöglioh 
Regierungspartei zu werden. Dio Parteien wuchsen wio Pilzo aus der. 
T . Erde. Während es in Deutschland vor dem Kriege im wesentlichen nur .' 

5 Parteien gab, vermehrte sich im Zwisolieristaat von Weimar ihre Zahl 
. allmählich auf 46. " "■'"•■..'• 

: 2. Dio Partcion befehdeten einander auf das heftigste und über- 
trugen ihro Gcgonsätzo auf dio Bevölkerung. 

Durch Agitatoren, dio nur dasFnteresso ihrer Partei im Auge hatten,' 
wurden diese Gegensätze bei jeder öffentlichen Wahl mehr und mehr ver- 
vertieft. Der innere Frieden war gestört. Terrorakte und blutige Aus- 
einandersetzungen zwischen den einzelnen Parteiangehörigen wurden zu 
Alltagsorscheinungen. Deutschland stand im letzten Stadluni des Wci- ' 
inarer Systems dicht vor dem Ausbruch eines offenen Bürgerkrieges, der 
es in ein Chaos zu verwandeln drohte. 

TL. Dio Partoion- hatten das Staatslobon lahmgelegt. Die Ver- 
fassungseinrichtungen des Beichs und der Länder funktio- 
nierten nicht mehr. 

1. Im Boich entwickelten sich die Dinge wie folgt: . 

a) Dor Boichstag verlor sich in vollkommener Ohnmacht. 

Die Bog. Weimarer Koalition, d. h. dio Vereinigung von Sozial- 

■ doniokraten, Demokraten und Zentrum, konnte sich nur kurzo Zeit 
' am Ruder halten. Dann wechselten dio Mekrhoitskonstellationen. 

Eino RoiohtagsauflÖBung folgte der andern, weil die Regiorungsmehr- 
hoit.niohfc tragfest war. Schließlich ergab sich infolge dor Partei- 
zerrissehheit die Unmöglichkeit, eino Regierungsmehrheit zu bilden; - 
--und damit dio Arbeitsunfähigkeit des Reichstags überhaupt. ■ ", 

•- b) Dio Eoichsrcgierungon pondclton zwischon den Partoion 
hin und her. 
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Nach jeder Rcichstagsneuwahl , erfolgte eine Noubildüng des 
Roichskabinetts. Dio Rcichsp'olitik wechselte von Kabinett zu Ka- 
binott. Was dio eine Reichsregierung mit Mühe und Kosten aufge- 
baut hatte, riß die darauf folgende wieder nieder. Schließlich' wurde 
infolge der Arbeitsunfähigkeit des Reichstags eine Kabinettsbildung 
auf Grund des parlamentarischen Systems überhaupt unmöglich. 

c) Der Reichspräsident erwies sich in jener kritischen Zeit 
als die einzig stabile Verfassungseinrichtung. Er erhielt • 
dio Rcichsgcwalt mit Hilfe des Notartikels der Weimarer 
Verfassung, des Berühmten Art. 48, mühsam aufrecht.. . 
a) Die Rciclisrcglcrung erhielt illo Form des sog. Priisidlalkabinotts, - 
d. h. der Reichspräsident berief den Reichskanzler und dio ReichB- 
minister ohne Rücksichtnahme auf den Reichstag lediglich auf ' 
Grund seines persönlichen Vertrauens. Er stellte dem so gebilde- • 
ten Kabinett alsdann die außerordentlichen Befugnisse, dio ihm 
Art. 48 der Weimarer Verfassung gewährte, zur Verfügung, und 
das Kabinett regierte auf Grund der ihm erteilten Ermächtigun- 
gen durch den Erlaß von Notverordnungen, dio im Namen des 
Reichspräsidenten ergingen. Mit der wachsenden Ohnmacht des .'■ 
Reichstags spitzte sich schließlich die Lage dahin zu, daß der ' 
Art. 48, der von den Verfassunggebern nur als Ausnahme- . 
Stimmung gedacht war, die einzige Grundlage für daß gesamto . 
deutsche Staatsleben der damaligen Zeit bildete. • 
ß) Die Regierung durch Präsidialkabinetto war ein auf dio Dauer 
unhaltbarer Zustand. Die Notverordnungen, dio auf Grund de3 
Art. 48 erlassen wurden, konnten vom Reichstag jederzeit außer 
Kraft gesetzt und das Kabinett konnte jederzeit vom Reichstag . 
gestürzt werden. Wenn im Reichstag uueh zu ernster Arbeit 
sich keine Mehrheit mehr zusammenfinden konnte, zu dem Be- 
schluß der Außerkraftsetzung einer Notverordnung oder zu einem 
Mißtrauensvotum gegen die Reichsregierung fand sie sich, da in " 
diesem Falle die Vertreter der entgegengesetztesten Partcirich- ■ 
tungen sich unbedenldich miteinander verbanden. Die Präsidial- 
kabinette kamen und gingen, aber ein jedes von ihnen müßte auf - 
einen Rückhalt bei den Parteien des Reichstags bedacht sein und - 
konnte deshalb nur unvollkommene Arbeit leisten. Vor allen . • \ 
Dingen fehlte auch diesen Präsidialkabinetten das gläubige Ver- 
trauen des Volkes. 

2. In den Ländern bot sich das gleiche traurige Bild wie im 
. Reich. 

a) Dio Landtage waren infolge der Parteizerrissenheit in;. _ 
der gleichen Weise arbeitsunfähig gowordon wie der 
Reichstag. " ■ \ ; 

b) Den Landesregierungen fehlten dio gesetzlichen Grund- 
lagen zu positiver Arbeit. Sie waren infolge ihrer partei- 
politischen Zusammensetzung in sich uneinig und 
konnten die Entschlußkraft zu irgendwelchen groß- . 
zügigen Regierungsmaßnahmen nicht mehr aufbringen. ,- 

Iii der Mehrzahl der Länder amtierten nur noch sog. geschiifts- 
lülirendc Regierungen, d.h. Landesregierungen, dio bereits durch ein . 
Mißtrauensvotum des Landtags gestürzt worden waren und nun die 
Regierungsgeschüfto bis zur Neubildung eines Kabinetts woitor- 



• führten. Eine Bolcho aber konnte nicht erfolgen, weil der Landtag 

nicht, in der Lago war, eine Regierungsmehrheit aufzubringen. 

HL. Das gesamto öffentliche Loben Deutschlands geriet durch die 
unmöglichen politischen Verhältnisse ins Stocken und war 
schließlich- nur noch ein Dahinvegetieren. Die Wirtschaftslage 
verschlechterte sich von Tag zu Tag, indessen die Not" des 
Volkes ins iingemessene stieg. . 

Das Ergebnis der Parteiherrschaft, das der Führer bei seinem 
Regierungsaritritt vorfand, war ein Reich, das der völligon Auf- 
lösung entgegentrieb. 

vB. Das Endo des Weimarer Partoisystoms. 

I. Für den Nationalsozialismus war das Partoiwesen von vorn- 
herein. und absolut untragbar.' Die nationalsozialistische Re- 
gierung sah deshalb eine ihrer ersten und Hauptaufgaben in 
der Zerschlagung des Parteiwesens. 

1. Die Gründe, die hierzu mit , unabweisbarer Notwendigkeit 
zwangen, waren: 

a) Dio vollkommene Sinnwidrigkeit des Vieliiartclensystcms, dio im 
Zwischenstaat von Weimar klar zutage getreten war. 

b) Die nationalsozialistische StaatsauIIassung, nach der den Grundpleiler 
des Staates eine wirklleho Volksgemeinschaft bilden soll, d. h. eine 

. solche, in der es Partei- und Klassengegensätze nicht mehr gibt. 

,2. Auch dio Doutschnationalo Volkspartci und der Stahlhelm 
mußton ihr selbständiges Dasein aufgeben, damit die Platt- 
form entstand, von der aus die politische Einigung des deut- 
schen Volkes erfolgen konnte. 

II. Die Beseitigung der Partoion vollzog sich schrittweise teils 
durch staatliche Verbote, teils im Wege der Selbstauflösung der 
einzelnen Parteien. - 

1. Dio Kommunistische Partei wurde von vornherein als staats- 

feindlich verboten. <'... ... 

Ihre Vertreter wurden aus dem Reichstag, den Landtagen und don 
gemeindlichen Selbstverwaltungskörperschaften ausgeschlossen. Das 
Vermögen der Partei wurde zugunsten der Länder eingezogen. Gesotz 
vom 20. V. 1933. . 

2. Die Sozialdemokratische Partei und dio ihr angegliederten 
marxistischen Goworhschaf ten eroilto oin ähnliches Schicksal. 

a) Die Tartci wunlo aufgelöst, nachdem festgestellt worden war; daß Bio 
Ersatz- und Hilfsorganisationen im Ausland begründet hatte, dio von 
dort aus eine fanatische, Staats- und .volksfeindliche Propaganda; 
gegen Deutschland betrieben. Verordnung vom 7. VII. 1933, Gesotz 
vom 14. VII. 1933. . 



b) Die marxistischen Gewerkschaften ließ der Führer am 2. V.'1033 
durch dio nationalsozialistische Bctriobszellciiorgnnlsation besetzen, 
nachdem sich der dringende Verdacht ergeben hatte, daß von den 
Gewerkschaften aus ein Gegenstoß gegen dio nationalsozialistische 
Ecgicrung organisiert wurde. Da ihr Weiterbestand in der alten Torrn 
und im alten klassenkümpfcrischen Geiste eine dauernde und ernst- 
• hafte Staatsgefahr bildete, wurden dio Gewerkschaften in dio neuge- 
schaffene Dcutscho Arbeitsfront eingegliedert und damit zugleich 
der Weg freigemacht für eine neue, das schaffende Volk umfassende 
Organisation. • ' . 

3. Die übrigen Parteien schritten zur Selbstauflüsung, nachdem 
sie ihr Fortbestehen als aussichtslos erkannt hatten. Die Auf- 
lösungen vollzogen sich im Laufe des Monats Juli 1933 
überall reibungslos. 

a) Die alten bürgerlichen Parteien (Deutschnationalo Volkspartei, Zen- 
trum und Bayerische Volkspartei) schlössen mit der Nationalsoziali- 
stischen Deutschen Arbeiterpartei ein Abkommen, auf Grund dessen 
ihre Vertreter im Reichstag, den Landtagen und den gemeindlichen 
Selbst Verwaltungskörperschaften sich den nationalsozialistischen 
Fraktionen als Hospitanten anschließen durften. 

b) Der Stahlhelm wurde zunächst korporativ der nationalsozialistischen 
Bewegung angegliedert, später löste er sich selbst aul. 

TTT, Die Parteizerrissenheil Deutschlands war damit beseitigt. Das 
Reich war aus einem demokratisch-parlamentarischen Viel- 
parteienstaat ein von einer einheitlichen Bewegung getragener 
Staat geworden. 

Durch zwei Maßnahmen wurde das Ende dieses traurigen Kapitels der 
deutschen Geschichte endgültig abgeschlossen: 

1. Die Bildung neuer Parteien und die Aufrechterhaltung des 
organisatorischen Zusammenhangs der früheren Parteien 
wurde durch Gesetz vom 14. VII. 1933 verboten und unter 
schwere Strafen gestellt. 

Die NSDAP, fällt als Volksbewegung nicht unter den Parteibegriff 
im Sinne der Parteien des Weimarer Systems und wird daher von dem 
genannten Gesetz nicht betroffen, sie wurdo durch dieses Gesetz viel- 
mehr ausdrücklich bestätigt. 

2. Der Reichspräsident verfügte durch Erlaß vom 14. X. 1933 
die Auflösung des Reichstags, die nach dem Gleichschaltungs- 
gesetz die Auflosung der Länderparlamente zur Folge 
hatte. 

In den Reichstagsneüwahlen vom 12. XI. 1933 voreinigten sich 
02,1 v. H. aller abgegebenen Stimmen auf dio von der NSDAP, auf- 
gestellte Einheitsliste. Dadurch wurdo der Charakter der NSDAP, als 
Volksbewegung bestätigt. — Die Länderparlamento wurden nicht neu 
gewählt. 



VE. Die Sicherung der Einheit von Partei und Staat. 
. - A. Dio Partei. 

1. Bcdoutung der Partei. 

Die NSDAP, ist die organisierte Volksbewegung dor national- 
sozialistischen Weltanschauung und als solche das einigende 
Band der Volksgemeinschaft. 

Mit den frühoron Partoien hat dio NSDAP, nur den Namen „Par- 
tei" gemeinsam. Dio früheren Parteien waren dadurch gekennzeichnet, daß 
es eine Vielheit von ihnen gab, dio dio Interessen bestimmter Gruppen vortraten 
und ohne Rücksicht auf das Volksganzo ihro SonderintereBsen gegenüber den 
anderen Parteien durchzusetzen versuchten. Sie waren trennende Elemente, dio 
aus ihrem Wesen heraus dio Volksgemeinschaft verhinderten. Demgegenüber 
nahm dio NSDAP; von Anfang an oino völlig andersartige Stellung ein. Sie ver- 
einigte in sieh allo Volksschichten und kämpfte für dio Errichtung der wahren 
Volksgcmcinschnlt, deren Ziele sich im Parteiprogramm verkörperten. Mit 
der Beseitigung der früheren Parteien hat dio NSDAP, zwar ihre politischen 
Gegenspieler verloren, ihr innerer Gehalt ist sich jedoch gleich geblieben, wenn 
auch dio Machtergreifung andero und neue Aufgaben von ihr forderte. • 

I. Die NSDAP, ist dio oinzigo politische Organisation dos Reichs. 

Sie ist erwachsen und ergänzt sich aus allen Volksgenossen, dio von der' 
Idee der artgeburidenon Volles- und Schicksalsgemoinschaft ergriffen sind. 
Die Partei iBt daher gewissermaßen ein verkleinertes Volk in gesteigerter '• 
Kraftentfaltung, Sie spricht.im echten Auftrag des ganzen Volkes und stellt 
dns deutscho Volk in dessen Willen dar. i 

H. Die NSDAP, ist das Bindeglied zwischen Volk und Führung. 

Sie ist dio lebondige Brücke zwischen Volle und Staatsführung. Sio 
verwirklicht recht eigentlich dio Einheit von Führung und Gefolgschaft, 
von Volk und Reich, und ! verhindert für allo Zukunft ihro unheilvolle 
\ Auseinanderreißung. 

III. Die NSDAP, ist der ausschlaggobondo politische Machtfaktor 
in Deutschland. Sie beeinflußt bestimmend die politische Len- 
kung, und Gestaltung des gesamten öffentlichen Lebens. 

Von ihr aus wird das staatliche Gefügo, der Staatsapparat, blutvoll ge- 
staltet. Der Staatsapparat steht im Dienst ihrer Weltanschauung. 

2. Organisation der Partei. 

I. Oborsto Spitzo der Partei ist der Führer Adolf Hitler. Er 
ist der Träger der höchsten Befehlsgewalt in der Partei. Der 
Führer führt die Partei persönlich und unmittelbar. 

Als Führer der Partei stehen dem Führer folgende Einrichtungen 
zur Verfügung: \ ' 

1: Dio Partoi-Kanzloi. . 

Die Parteikanzlei ist eine dem Führer unmittelbar unter- 
- stellte Dienststelle, deren er sich für dio Führung dor Partei 
. bedient. Sie hat ihren Sitz im Führerbau der NSDAP, in 
■ München; in Berlin unterhält sie zur Erleichterung des 

Bohaoffor, Neugestaltung. Heft 13.'. 3 



Verkehrs mit den Obersten Reichsbeliürden eine Dienst- 
stelle. 

Die Parteikanzlei wird von Ecichsleiter Martin Bor mann geleitet. 

a) In der Parteikanzlei werden alle innerparteilichen Pla- 
nungen und . Anregungen sowie alle lebenswichtigen 
Fragen des deutschen Volkes aus dem Parteibereich für 
den Führer bearbeitet. Von hier aus ergehen durch den 
Führer selbst oder in seinem Auftrag die Richtlinien 
für die Parteiarbeit. 

b) Die Parteikanzlei ist die - Verbindungsstelle zwischen 
Partei und Staat in den politischen und anderen grund- 
sätzlichen Fragen, insbesondere solchen, die der Vor- 
bereitung, Abänderung oder Durchfülinmg von Ge- 
setzen, Erlassen und Verordnungen dienen. 

In diesen Angelegenheiten läuft der gesamte Verkehr zwischen' 
den Obersten Beiclisbehörden und den obersten Behörden der 
Länder, die mehrere Gaue umfassen, einerseits und den Partei- 
dienststellen andererseits über die Parteikanzlei.' 
a) Die Mitwirkung der Partei an der Gesetzgebung erfolgt nus- 
sehlieUlich durch die Parteikanzlei, es sei denn, daß der Führer 
im Einzelfall etwas anderes bestimmt. Von ihr werden Vor-'; 
sehläge und Anregungen für die Gesetzgebung aus der Partei' 
den zuständigen Obersten Beiclisbehörden zugeleitet. 

ß) Außerdem hat der Leiter der Parteikanzlei hei nllen gesotzgoko- ' 
rischeii Arbeiten einschließlich der Vorbereitung von Führer- 
erlassen die Stellung eines beteiligten Koiclisrninistcrs, d. h.. die 
Obersten Beichsbehörden haben zu den von ihnen bearbeiteten 
Gesetz- und Erlaßentwürfen die Stellungnahme des Leiters der 
Parteikanzlei einzuholen. 

c) Die Parteikanzlei nimmt die Beteiligung der Partei an 
den Fersonalangelegenheitcn ' derjenigen Beamten und 
Reichsarbeitsdienstführer wahr, deren Ernennung der 
Führer sicli vorbehalten hat. 

Die Beteiligung der Partei an den Personalangelegcnhciten der 
übrigen Beamten und Beiehsarbeitsdienstführej ist den Gauleitern 
übertragen. Führererlaß vom 2ö. III. 1942. ' • • 

d) Der Leiter der Parteikanzlei wahrt den Einfluß der 
Partei auf die Selbstverwaltung der Gebietskörper- 
schaften. 

Als Beispiele sind zu nennen: Der Leiter der Parteikanzlei 
bestimmt die Beauftragten der NSDAP, im Sinne der DGO. (§118); 
er beruft in den Beichsgauen die Gaurätc, die Berater' des Ecichs- 
statthalters bei der Selbstverwaltung des Beichsgaus. 

e) Die Parteikanzlei ist die. einheitliche Spitze für wichtige 
Partcicinrichtungen. 

Dazu gehören der Eeiclisgcsundhcitsf ühror, dem . das 
Bassenpolitische Amt und das Amt für Sippenforschung unter-, 
stehen, ferner das Hauptarohiv der NSDAP, und der Leiter deB ;■ 
NS.-Rechtswahrerbundes. 
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2. Die Kanzlei des Führers der NSDAP. 

Diese Kanzlei bearbeitet Gnadonsachon sowie Einzel- 
beschwerden .'• und Einzclcingabon, mit denen sich Volks- 
genossen, unmittelbar an den Führer wenden. , 

Auch diese Kanzlei, die von Eeichsleiter Bouhler geleitet wird, 
ist dem Führer unmittelbar Unterstellt. '"''.•''. 

3. Dio Rcichslcitcr. 

Ihnen ist die Leitung der wichtigsten Gebiete des Partei- 
lebens übertragen (z. B. Leitung der Ämter der Reichs- 
leitung, Führung der SA., Führung der Ify). Sie sind auf 
ihrem Gebiet die Vertrauensmänner und Berater, des 
Führers. . 

LT. Unter dem Führer stehen in einer bestimmten Rangord- 
nung die politischen Leiter, d. h. die Inhaber der Parteiämter. 

1. Zwei Gruppen von politischen Leitern sind zu unterscheiden: 
ä) Di$.Hohoitstragor, denen für ein bestimmtes räumliches 

Gebiet (Hoheitsgebiet) das politische Hoheitsrecht über- 
tragenist. Ihre Aufgabe ist die Führung der Partei. 
Aus ihrer Rangordnung ergibt sich die hoheitliche Glie- 
derung der Partei. Vgl: unten a. 

b) Dio übrigen politischen Leiter, die auf bestimmten Ge- 
bieten des Parteilebens tätig sind. Ihre Aufgabe ist im 
wesentlichen die Verwaltung der Partei. Aus der 
Verteilung der Aufgaben unter diese politischen Leiter 
\ ergibt sich die fachlicho Gliederung der Partei. Vgl. 
unten b. 

2. Eine 'Sonderstellung nehmen ein: 

a) Dio Partoirichtcr, denen die Parteigerichtsbarkeit 
übertragen ist. Vgl. unten c. 

b) Dor Beauftragte für dio "Überwachung der gesamten 
geistigen und weltanschaulichen Schulung der NSDAP. 
(Reichsleiter Alfred Rosenberg). Er hat über die Rein- 
heit der Idee zu wachen und dafür zu sorgen, daß der 
Nationalsozialismus im Leben der Partei ohne jede Ver- 
fälschung und Abirrung verwirklicht wird. 

a) Dio hohciüicho Gliederung der Partei. . 

Das Deutsche Reich ist als Hoheitsgebiet der Partei in Gaue 
eingeteilt, diese in Kreise, diese in Ortsgruppen (bzw. Stütz- 
punkte), diese in Zellen und die Zehen in Blocks: 

I. Oberster Hohoitstrüger ist dor Führer. Er trägt die Verant- 
\ wortung gegenüber dem Volk. 

3* 
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IL Hohcitstrügcr ini Gau ist der Gauleiter. 

Er hat den Gau politisch zu führen und trügt hierfür die Verantwortung 
• gegenüber dem Führer. Die Gauleiter werden vom Führer ornannt. 

TTT. Hohoitstriigor im Kreis ist der Kroisloiter. 

Er trägt für die politische Arbeit im Kreis die Verantwortung gegenüber 
dem ihm übergeordneten Gauleiter. Der Kreisleiter wird auf Vorschlag des . 
Gauleiters vom Führer ernannt. , 

IV. Holioitstragor im Hoheitsgebiet dor Ortsgruppe ist der Orts- 
grupponlciter. 

Er trägt die Verantwortung gegenüber dem ihm übergeordneten Kreis- 
leiter. Dem Örtsgruppenleiter unterstehen die Zellenloitor, diesen 
wiederum die Blockleiter. 



b) Die fachliche Gliederung der Partei. 

I. Dom Führer untersteht die Roichsloitung dor Partei, deren 
einzelne Ämter bestimmte Gebiete des Parteilebens zu 
betreuen haben. ^ 

Zur Rcichslcitung gehöron namentlich: 

1. Der Rcichspropagandalcitcr (Reichsleiter Dr. Josef Goeb- 
bels). 

Seine Aufgabe ist, den nationalsozialistischen Gedanken in das Volk 
zu tragen, ihn dauernd in Partei und Voll: lebendig zu halten und die 
Maßnahmen der Partei und der Staatsverwaltung aufklärend zu unter- 
stützen. 

2. Der Rcichsschatzmeistcr (Reichsleiter Schwarz). 

•'•- Er übt die Finanzhoheit der Partei aus, ist Generalbevollmächtigter 
des Führers in allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten der NSDAP, 
und trägt gleichzeitig die Verantwortung für die gesamte innere Ver- 
waltung der Partei. 

Ihm untersteben folgende Hauptämter: Finanzvorwaltung mit 
den Ämtern Hauptkasse, Hauptbuchhaltung, Lohnbuchhaltung, Lot- . 
terieabteilung ; Reichshaushaltamt; Reiohsvorwaltungsamt; 
Rechtsamt, zu dem auch das Amt für Mitglicdschaftswcsen gehört; 
Reichsrevisions- und -rechnungsamt ; Sozialamt; Reichszoug- . 
ineisterei und Zentralpersonalamt. 

3. Der Roichsorganisationsloitor (Reichsleiter Dr. Ley). 

Er bearbeitet alle organisatorischen Fragen der Partei, ihrer Gliede- . 
rungen und der angeschlossenen Verbände. Zu seinem Gcschiiltshereich 
gehören cino Heiko von Hauptämtern der Reichsloitung, und zwar: 

a) Das Hauptorganisationsamt, die Organisationsleitung der 
Reichsparteitage, das Hauptpersonalamt und das Hauptso,kü- 
lungsamt sowie die Ordensburgen. 

b) DasHauptamtNSBO.(TrägerinderDeutsohenArbeitsfront)und 
das Hauptamt für Handwerk und Handel. 

c) Eine Reihe von anderen Hauptämtern, die politisch der 
Parteikanzloi unterstellt sind, und zwar diB Hauptämter für Korn-, 
munolpolitik, Beamte, Erzieher, Kriegsopfer, Volksge- 
sundheit, Volkswohlfahrt und das Hauptamt für Technik. 



4. Dor Rcichsleitor für dio Prcsso (Reichsleiter Max Amann). 

Er übt die Aufsicht über das gesamte Presse- und Verlagswesen der 
Partei aus. . 

5. Der Rcichsprcsscchof dor Partei (Reichsleiter Otto Dietrich). 

Er leitet die Reichspressestelle der Partei. ■ 

6. Das Kolonialpolitischo Amt (Reichsleiter Ritter von Epp). 

7. Der Reichsleitcr für Jugenderziehung (Reichsleiter Baidur 
, von Schirach). 

8. Das Rcichsamt für das Landvolk. 

IL In den Gauen, Kreisen und Ortsgruppen bestehen, soweit ein 
Bedürfnis Merfür vorhanden ist, entsprechende Ämter, wie in 
der Reichsleitung. 

z. B. Dem Reichsorganisationsamt entspricht im Gau das Gäuorganisa- 
tionsamt, im Kreis das KreisorganiBationsamt. 

Die Lcitor dieser Ämter unterstehen: , / 

1. In weltanschaulich -politischer Hinsicht der Befehls- und 
." ■ ' Disziplinargewalt des für. ihr' Gebiet zuständigen Hohoits- 

■ trägers. ■ ' - 

z.B. Dor Leiter des Gauorganisationsamtcs untersteht politisch dem 
Gauleiter, dor Leiter des KreiBorganisationsamtcs dem Krcisleiter. 

2. In fachlicher Hinsicht dem entsprechenden übergeordneten 
Amt der Reichsleitung. 

z. B. Der Leiter'des GauorganisationBamtes. untersteht fachlich dem ' 
Reichsorganisationsloiter, der Leiter des KreisorganisationBamtcs dem 
Leiter des Gauorganisationsamtes. ■ . . "" V 

c) Dio Partoigorichte. 

I. Dio Parteigorichtsharkoit hat der Führer den Partoigerickten 
übertragen. 

. 1. Hüchsto Distanz ist das Ohorsto Partoigericht. Sein Vor- 
sitzender ist der Oberste Parteiriohter (Reichsleiter 
Walter Buch). . . . 

Der Oberste Parteirichter und dio übrigen Mitgliedor des . Obersten 
Parteigerichts werden vom Führer ernannt. ■■ 

2. Mittelinstanz sind die Gaugerichte. 

■ Der Vorsitzende des Gaugerichts wird auf Vorschlag des Gauloitors 
. -' von dem Obersten Parteirichter ernannt und beruft dio Beisitzer des 
Gaugerichts im Einvernehmen mit dem Gauleiter. 

3. Untoro Distanz sind die Kroisgorichto (oder Örtsgerichte). 

Der Vorsitzende des Kwis- (oder Orta-) gerichts wird, auf VorBohlag 
■ des Vorsitzenden des Gaugerichta vom Obersten Parteiriohter ernannt 
und beruft dio Beisitzer des Gerichts im Einvernehmen mit dem zu- 
ständigen Hoheitsträger. 
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IL Dio Parlcigoriclito sollen in ihrer Kechtsprechung das Gewissen 
der Bewegung verkörpern. Ihr Zweck ist, die gemeinsame Ehre 
der Bewegung und der einzelnen Parteigenossen zu wahren 
und nötigenfalls Meinungsverschiedenheiten auf gütlichein 
Wege auszugleichen. 

Insbesondere ist es Aufgabe der Parteigerichte, gegen Partei- 
genossen, deren Benehmen dem Ehrgefühl und den Anschauungen der 
Partei nicht entspricht, einzuschreiten. Als Strafen sind vorgesehen: 
Verweis, Warnung (evtl. mit verschärfenden Nebenstrafen, z. B. zeit- 
liche Aberkennung der Fähigkeit zur Beldeidung von Parteiämtern) und 
Ausschluß aus der Partei. 

III. Dio Parteigerichte sind in ihrer Rechtsprechung unabhängig. 
Sie sind ,,nui' ihrem nationalsozialistischen Gewissen verhaftet 
und keines politischen Leiters Untergebene, und Untertan sind 
sie nur dem Führer" (Walter Buch). 

(1) Besondere Organisationen. 

I. Die Gliederungen der Partei. 

Die Gliederungen der Partei sind rechtlich und organisato- 
risch Bestandteile der Partei, sie sind aber in besonderer Weise 
organisiert. Zu den Gliederungen der Partei gehören: ' 

1. Die SA. (Sturmabteilungen) unter dem vom Fuhrer als 
Oberstem SA.-Führer ernannten „Chef des Stabes der SA." 
(Reichsleiter Viktor Lutze). 

2. Die l/tf (Schutzstaffehl) unter dem vom Führer ernannten 
,. Reich sfülirer Ify" (Reichsleiter Heinrich Himmler). Vgl. 
S. Höf. 

3. Das NSKK. (Nationalsozialistisches Kraftfahrkorps) unter 
dem vom Führer ernannten Korpsführer (früher Reichsleiter 
Adolf Hühnlein, jetzt Korpsführer Emil Kraus). 

4. Das JfSFK. (Nationalsozial. Fliegerkorps) unter dem vom 
Führer ernannten Korpsführer (Generalmajor Christiansen). 

5. Die HJ. (Hitler-Jugend) unter dem vom Führer ernannten 
Reichsjugendführer der NSDAP, (früher Reichsleiter 
Baidur von Schirach, seit August 1940 Reichsjugendführer 
Axmann). Vgl. S. HGff. 

6. Der NSD.-Studontcnbund. 

7. Der NS.-Dozentonbund. 

8. Die NS.-Frauenschaft. 

Der NS.-Reichsbund Kir Leibesübungen gehört nicht zu den Gliede- 
rungen der Partei und auch nicht zu den angeschlossenen Verbünden. 
Er ist nach dem Erl. des Führers vom 21. XII. 1938 eine von der NSDAP, 
betreuto Organisation. Vgl. im übrigen die Satzung des NSRL., ver- 
öffentlicht im RMinBl. 1940 S. 17. 
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'II. 'Dio der Partei angeschlossenen Verbünde. 

; ' Die angeschlossenen Verbände sind — anders als die Gliede- 
rungen der Partei — rechtlich xmd organisatorisch selbständig; 
sie sind aber der Partei unterstellt, 
v 1. Diro Leiter sind zugleich politische Loiter der Partei 
(Personalunion). So ist namentlich, wie die folgende 
Übersicht zeigt, der oberste Leiter eines angeschlossenen 
Verbandes regelmäßig zugleich Amtsträger in der Reichs- 
leitung der Partei. ' 

Angeschlossene Vcrbiindo sind: Leiter des Ycrbnndes ist: 

a) Dio Deutsche Arbeitsfront. Der Reichsorganisationsleiter. 
• ' b) Dor NS.-Deutscho Ärzte- Der Leiter des Hauptamtes für Volks- 
bund, gesundhoit. - 

c) Der NS.-Lehrerbund. Der Leiter des Hauptamtes für Er- 

ziehung. 

d) Die NS.-Vollcswohlfahrt. Der Leiter des Hauptamtes für Volks-.' 

• wohlfahrt. 

e) Dio NS.-KricgBopforver- Der Leiter des Hauptamtes für Kriegs- 
sorgung. opfer. ' ( 

f) Der Rcicbsbund dor deut- Der Loiter des Hauptamtes für Bo- 
sohen Beamten. , amte. ' 

g) Dor NS.-Bund deutscher Der Leiter des Hauptamtes für Tcoh- 
. Technik. nik. 

2. Sie untorlicgon in weltanschaulich-politisoher Hinsicht den 
Anweisungen und der Aufsicht des zuständigen Hohcits- 
trägors der Partei, z. B. des Gauleiters. 

3. Sio untorlicgon in finanzieller Hinsicht der Aulsicht des 
Boichsschatzmeisters der Partei. 

Zu I u. II. Über dio Anforderungen un dio Reinheit des Blutes bei den 
Gliederungen der Partei sowio den angeschlossenen Vorbänden und bei dor 
, Partei selbst vgl. Holt fr dieser Sammlung. 

• ,.'■■*'. 3. Aufgaben dor Purtoi. 
L Dio Partei ist dio Hüterin dos nationalsozialistischen Gedanken- 
guts. 

.1 Sie muß das Kraftzontrum des nouon Deutschland sohl und 
' bleiben. Sie muß deshalb ihre Organisation fortlaufend so 
vervollkommnen und ihre Mitglieder so erziehen, daß sie der 
■ Urquell nationalsozialistischen Geistes und ein tatsächliches 
Machtinstrument in der Hand des •Führers bleibt. 
2 Dio Partei muß dio weltanschauliche Gcstalterin und poli- 
tischo Lonkcrin des deutschon Schicksals sein und bleiben. 
' Sie hat das nationalsozialistische Gedankengut ständig fort- 
zubilden und durch ihre Gliederungen und die ihr ange- 
schlossenen Verbände im ganzen Volle zu verbreiten. 



I. 
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a) Dio Partoi soll ein Orden der besten Kräfte des döutschcn 
Volks sein und bleiben. Sie ist eine auserlesene Volks- 
mindorhoil, dio Elite des deutseben Volkes. Wie der 
Fübrer in seiner Schlußanspracho auf dem Roichspartei- 
tag in Nürnberg am 10. September 1934 ausfülirte, soll 
die Partei auch in Zukunft auf „dio wertvollsten Ele- 
mente des Kampfes und des Opfersinnes in der Nation" 
beschränkt bleiben. 

b) Die Partei bat durch eine besondere Methode der Aus- 
wahl immer wieder die besten, staatsbildenden und 
volkserhaltenden Kräfte der Nation zu sammeln, aufzu- 
nehmen und zum Einsatz zu bringen. Sie muß dafür 
sorgen, daß alle Deutschen weltanschaulich zu National- 
sozialisten erzogen werden, daß weiter dio besten Na- 
tionalsozialisten Parteigenossen werden, und daß endlich 
die besten Parteigenossen die Führung des Staates über- 
nehmen. 

n. Die Partei ist die Hüterin des deutschen Volkslebens. 

1. Sie hat die Grundsätze und Richtlinien für den Ablauf 
des völkischen Lebens aufzustellen und für ihre Verwirk- 
hchung zu sorgen. 

2. Die Partei muß in ständiger und engster Verbundenheit 
mit dem Volke bleiben. Sie darf sich niemals vom Volk ab- 
schließen. Die Zielsetzung, eine allumfassende, mit den 
Lebensgesetzen des Volkes übereinstimmende und die Ür- 
kräfte des Volkstums entfaltende Volksordnung zu schaffen, 
erfordert eine genaue Kenntnis des tiefinnersten Wesens 
unseres Volkes. 

LU. Die Partei ist dio Trägerin des deutschon Staatsgcdankons. 

1. Sie hat die Grundsätze und Richtlinien für den Neubau 
des völkischen Reiches aufzustellen und an iln-er Verwirk- 
lichung mitzuwirken. 

2. Die Partei hat dafür zu sorgen, daß dio nationalsozialistische 
Weltanschauung, in deren Dienst der gesamte öffentliche 
Behördenapparat gesteht ist, auf allen Gebieten der Staats- 
und Verwaltungstiitigkeit Entfaltung findet. 

4. Schutz der Bezeichnungen der Partoi. 

Die Bezeichnungen, dio dio Partei, ihre Gliederungen und 
angeschlossenen Verbände für ihre Amtsträger, ihren Aufbau, ihre 
Einrichtungen und Symbole führen, dürfen von andoron Ver- 
einigungen nicht geführt werden. Ges. v. 7. IV 1937 
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B. Partei und Staat. 

I. Der Nationalsozialismus bedeutet eine grundsätzliche Abkohr 
von dem früheren Staatsdonken. 

1. Allen früheren Staatsauffassungon ist der Gedanke gemein- 
sam, daß der Staat etwas anderes, dem Volke Ubergeord- 
netes sei (Staatsideo). • 

a) Der. Staat wurde ab etwas Selbständiges aufgefaßt. Er Terkörperio 
sich In einer über dem Volk sebwebenden abstrakten Stautspersön- 
llchkcit, deren Vollzugsorgan der dio Gescbiöke des Volkes leitendo 
Staatsapparat war. 

b) Der Staat wurde als Bebcrrsclier des Volkes aufgefaßt. Das Volk war 
für die Staatstheorio lediglich daB Objekt des Staates. 

2. Der Nationalsozialismus geht von der lebensgesetzlichen 
Tatsache aus; daß das Volk die lebende Substanz des 
Staates ist und den inneren Kern jedes geschichtlichen Ge- 
schehens bildet. Er folgert daraus, daß das Volk das pri- 
märo und der Staat nichts anderes als die organisatorische 

: und rechtlicho Gestaltung des Volkes ist. Das Volk ist das 
Seiende und Bleibende. Alle Organisationen (Partei, Staat, 
Stand usw.) sind Mittel zum Zweck der Erhaltung und Ent- 
faltung des Volkes (Volksidco). 

a) Der Staat ist keine übor dem Volk sobwebondo abstrakte Persönlich- 
keit, Bondern der lebendigo Organismus des Volkes, der sich aus der 
gemeinschaftlichen Ebro und der Artgleicbeit des Volkes gestaltet. 

b) Der Staat als Ordnungsfunktion ist verankert in der Substarizewigkeit 
: des Volkes. Er ist lediglich Mittel zum Lebenszweck des Volkes. 

II. Dio Rechtsgestalt, in der die staatlich geordnete Gemeinschaft 
des deutschen Volkes in dio Erscheinung tritt, ist das durch 
die nationalsozialistische Revolution begründete Reich. Seine 
politische Grundordnung (Verfassung) ist von den bisherigen 
Eormen des staathehen Lebens wesensverschieden. 

1. Lm Reich fügon sich die auf den Lebensfunlctionen des deut- 
schen Volkes beruhenden und der Erfüllung dieser Lebens- 
funktionen dienenden Einrichtungen zu einer organischen 

Einheit zusammen, und zwar: 

■. ■ ■ • ...... i 

a) Dio Tartc! als Garant des Beiches und Träger dos Volks- und Beiohs- 
, willens. 

b) Dio Wehrmacht als Waffenträgerin und •soldatische Schule der Na- 
tion. 

c) Der Staat im Sinne der staatlichen BchördenorganiBation als Voll- 
zugsapparat des Volks- und EeichswillonB und als Garant einer ste- 
tigen und gleichmäßigen Durchsetzung dieses Willens. : 

2. Im Mittelpunkt der politischen Grundordnung des Reichs 
. steht hiernach das Problem des Verhältnisses von Partoi und 

Staat. Zur Klarstellung dieses Problems ist das Gesetz zur 
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Sicherung ~dcr Einheit von Partei und Staat vom 1. XII. . . , 
1933 ergangen, das • 

a) dio unlösliche Verbindung von Pnrici und Sinnt feststellt, 

b) dio l'nrlol zu einer Körpcrsclinft des Vcrrnssungsrcclits erklärt. 

1. Dio Verbundenheit von Partoi und Staat. . 

Partei und Staat arbeiten, und kämpfen zusammen für- die . . , 
Gemeinschaft des deutschen Volkes. 

I. Partei und Staat sind nicht wesensgleich. Die Partei ist nicht 
im Staate, der Staat nicht in der Partei aufgegangen. Beide 
erfüllen ihre eigenen und besonderen Aufgaben, und zwar: 

1. Die Partei, indem sie das gesamte Volk zur nationalsozia- 
listischen Weltanschauung erzieht und aus dieser Weltan- 
schauung heraus auf ollen Lebensgebieten die großen Ziele 

der Staatstiitigkcit bestimmt. , , 

2. Der Staat, indem er im Rahmen dieser Zielsetzung die Ge- 
setze erläßt und die Verwaltung führt. 

So wie Körper und Seele nie wesensgleich werden, sondern nur zusam- 
men eine Einheit bilden können, so müssen auch nationalsozialistische Be- i ■ 
wegung und Staat ihr Eigenleben behalten, um wirklich Seele und Körper 
sein zu können. Und so, wie es nach dem bekannten Worte der Geist ist, 
der sich den Körper baut, so muß der nationalsozialistische Gedanke, der 
in der Partei seinen organisatorischen Sitz hat, sich den Staatsapparat aus 
seinein Geist heraus bauen, ohne in ihm selbst aufzugehen. 

LT. Partei und Staat sind als Glieder der organischen Einheit des 

Reiches unlöslich miteinander verbunden. .; 

Diese Verbundenheit kommt zum Ausdruck: 

1. Di der Spitze und in der Stufe der Gauleiter durch ein sinn- • 
gemäßes System von Personalunionen. 

a) Adolf Hitler ist gleichzeitig Führer der NSDAP., Reichs- 
kanzler und seit dem Gesetz vom 1. VIII. 1934 (s. unten , 
S. 57f.) Staatsoberhaupt des Reichs und oberster Be- 
fehlshaber der Wehrmacht. Die Vereinigung dieser 
Amter in einer Person ist für alle Zukunft gesichert, da 
mit der Proklamation des jeweiligen neuen Führers der • ■ 
Partei dieser zugleich das Oberhaupt des Reichs und der 
oberste Befelüshaber der Wehrmacht Avird. (Der. Führer 
in seiner Schlußrede auf dem Reichsparteitag der 'Frei- 
heit 1935 und in seiner Rede vor dem Großdeutschen . 
Reichstag am 1. IX. 1939, vgl. S. G2). 
. Da der Führer und Reichskanzler die Reichsregierung 
beruft und die Reichs- und Landesbeamten ernennt, ist ; ' ' 

gewährleistet, daß die hohen und höchsten Staatsämter ' . :/• 




mit hervorragenden Parteimitghedern besetzt werden, 
die durch ihre Person die Brücke zur Partei schlagen. 

b) Der Leiter der Partei- Kanzlei, Reichsleiter Martin 
Bormann, hat dio Bofugnisso 6mes, Rcichsmmistors. 
Er gehört als Mitglied der Rcichsrcgicrung xind dem 
Ministerrat für dio Roichsvcrteidigung an. 

Über seine Mitwirkung an der Gesetzgebung und bei' 
der Personalbewirtschaftung vgl. S. 34. 

c) / Der Reichsprossechef der Partei ist gleichzeitig Presse- 

chef der Rcichsrcgicrung (Reichsloiter Staatssekretär 
Otto Dietrich). 

d) Dio Ämter der Gauleiter der Partei sind zum größten 
Teil mit donon der Reichsstatthalter oder Obcrpräsi- 
denten verbunden. 

' e) Die Lcitor der Reichspropagandaämter des Reichs- 
ministeriums für Volksaufklärung und Propaganda sind 
jeweils gleichzeitig Gaupropagandaloitcr der Partei. 
2. In den unteren Instanzen dadurch, daß die Partei als Trä- 
gerin des Willens der Nation einen gesetzlich sichergestell- 
ten Einfluß auf dio Verwaltung hat. Dagegen gilt der Grund- 
satz, daß die Partei nicht mit Funktionen der Exekution be- 
lastet wird. 

a) Dio deutscho Gcinoiiidoordnuiig vom 30. I. 1935 hat die 
Partoi in die Verwaltung der Gemeinden maßgebond 
eingeschaltet, indem sie ihr bei bestimmten Verwaltungs- 
angelegenheiten von besonderer Bedeutimg .und ins- - 
besondere bei der Berufung des Bürgermeisters ein Mit- 
wirkungsrecht eingeräumt hat, das durch einen Beauf- 
tragten dor NSDAP. (Kreisleiter) ausgeübt wird. Näheres. 
s. unten S. 79f. 

b) Diö Zusammenarbeit der örtlichen Partei- imd Staats- 
stollon ist durch gemeinsame Beratungen über Fragen 
von allgemeiner und grundsätzlicher Bedeutung ge- 
währleistet. Dabei gilt als Grundsatz, daß derjenige 
letztlich die Entscheidung trifft, der die Verantwortimg 
tragt, d. h. in Parteiangelegenheiten der Hoheits- 
träger imd in Verwaltungsangelegenheiten der Behörden- 
leiter. ■ 

c) Für dio Zusammenarbeit der Partei mit der Verwaltung 
gelten die Richtlinien des Führers in seiner Schlußrede 
auf dem Reichsparteitag der Freiheit 1935. Es kann 
vorkommen, daß die Partei gezwungen ist, dort, wo ein 
Widersprach zu den nationalsozialistischen Prinzipien er- 
sichtlich ist, ermahnend und, wenn notwendig, korrigie- 



rend einzugreifen. Der Weg hierfür ist die Inanspruch- 
nahme der zuständigen nationalsozialistischen Staats- 
einriohtungen und nationalsozialistischen Staatsstellen. 

Des näheren sind die Arbcitsgbioto dor Partoidionsstollen und 
der Verwaltungsbehörden in der Anordnung über die' Verwaltungs- 
führung in don Landkreison vom 28. Xn. 1930 (RGBl. 1940 1 S. 46) 
festgelegt. Danach ist Aufgnbo der Partei die Mcnschcniiiürung, 
während der Lnndrat dio Verantwortung für dio Erfüllung aller 
Aufgaben der staatlichen Verwaltung trügt. ' 

Gegenseitige Unterrichtung und verständnisvolles Zu- 
sammenarbeiten ist den Parteidienststellen und den Ver- 
waltungsbehörden zur besonderen Pflicht gemacht. 

d) Unmittelbare Eingriffe der Pnrtcistcllon in Einzclakto 
der laufenden Vorwaltung sind hiernach unstatthaft und 
auch nicht erforderlich. Sie -würden zu einem Dualismus 
in der Leitungsgewalt führen. Es gilt deshalb für den 
Staat wie für die Partei der Grundsatz der Achtung und 
Einhaltung der beiderseitigen Aufgabenkreise. 

2. Die Rechtsstellung der Partei. 

Aus den besonderen Aufgaben der Partei und ihrer einzig- 
artigen politischen Stellung sind auch für die Rechtsstellung der 
Partei die notwendigen Folgerungen gezogen worden. Dio NSDAP, 
hat eine Rechtsstellung besonderer Art. 

Während er Kampfzeit hatte die Partei die Eeehtsform eines eingetragenen 
Vereins, der Führer war als „Vorstand" des Vereins eingetragen und die Partei 
hat am allgemeinen Rechtsverkehr wie andere Vereine teilgenommen. Nach der 
Machtübernahme war diese Lösung nicht mehr tragbar, und sie wurde daher 
durch das Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat aufgehoben. 
Die Partei wurde zu einer Körperschaft des öffentlichen Rechts besonderer Art 
erklärt und galt als Körperschaft des Verfassungsrecbts. Diese Übergangsrege- 
lung ist durch Führererlaß vom 12. XII. 1942 abgelöst worden, dio folgendes 
festlegt: 

I. Nach außen und im Verhältnis zu anderen Einrichtungen des . 
öffentlichen Lebens ist die Rechtsstellung der NSDAP, weit- 
gehend der des Staates angeglichen. 

1. Die allgemeinen staatlichen Vorschriften über die öffent- 
lichen Körperschaften oder sonstigen Einrichtungen des 
öffentlichen Lebens finden auf die NSDAP, keine An- 
wendung. Ebenso unterliegt die Partei keiner irgendwie 
gearteten Staatsaufsicht. 

2. Am allgemeinen Rechtsverkehr nimmt dio NSDAP, in der 
gleichen Weise teil wio der Staat selbst, es sei denn, daß 
in bestimmtem Umfang eine Sonderregelung besteht 
oder noch getroffen wird. 

Die NSDAP, ist also in gleicher Weise rechtsfähig wio der Staat, 
ist ebenso wie dieser Träger vermögensrechtlicher Rechte und Pflichten,' 



■ kann wio der Staat vor Gericht klagen und verklagt worden und kann 
allo Rechto für sich in Anspruch nehmen, dio sich ,aua der Rechts- 
fähigkeit ergeben. , 

3. Dio öffentlichen Rekorden hahon im Rahmen ihrer Zu- 
ständigkeit don Partoigerichton in allen Angelegenheiten' 
und dorn Reichssckatzmoistcr als dem Generalbevollmäch- 
tigten des Führers in allen vermögensrechtlichen Ange- 
legenheiten der Partei Rechts- und Amtsbilfo zu leiston. 
§ G des Gesetzes vom 1. XLT. 1933, § G der Verordnung vom 
.20. ni. 1035. 

LT. Dio innoro Ordnung und Organisation dor Partei bestimmen 
sich ausschließlich nach Partoirccht. Die Partei übt dabei 
keine abgeleitete GeAvalt aus, Bondern wird kraft eigenen 
Rechts und kraft eigener und selbständiger Machtvollkommen- 
heit tätig, die sich aus ihrer Stellung als Träger des politischen 
' Willens der Nation ergibt. 

1. Dio Partei besitzt zur Ordnung ihrer inneren .Angelegen- 
heiten eine eigene und originäre Rcchtsetzungsgowalt, die 
vom Führer ausgeübt wird. 

2. Dor Parteiaufbau und Partoibetriob worden allein vom 
Führer bestimmt und unterhegen keiner verwaltungs- 
mäßigen Kontrolle durch Staatsorgane. 

3. Dio Partei besitzt über ihre Mitglieder eine oigono Partoi- 
gorichtsbarkoit, die sich von der Staatsgerichtsbarkeit 
grundsätzlich unterscheidet. Vgl. § 3, 4 des Gesetzes vom 

• 1. XLT. 1033 und oben S. 30 f. • _ 
LEI. Dio Rechto und Pflichten dor NSDAP, orgeben sich aus den 
ihr vom Führer gestellten Aufgaben und der dadurch be- 
dingten organisatorischen Stellung. 



Zweiter Abschnitt. 



Das Zweite Jahr des Nationalsozialistischen 
Staatsaufbaus. 

I. Das Neuaufbaugesetz. 

Am ersten Jahrestage der Machtübernahme durch die national- 
sozialistische Bewegung erschien als grundlegendes Gesetzgebungs- 
werk auf dem Wege zur Rcichsrel'orin das Gesetz über den Neuauf- 
bau des Reichs, im folgenden kurz Neuaulbaugesetz genannt. 

Das Neuaufbaugesetz beseitigte die bundesstaatliche Gliede- 
rung des Reichs. Es nahm den Ländern die eigene Staatshoheit und 
wandelte das Deutsche Reich zu einem Einheitsstaat um. 

Der Inhalt des Neuaufbaugesetzes erscheint dem deutschen 
Volk heute in vielen Punkten als eine Selbstverständhclikeit. Es 
darf aber nicht vergessen werden, daß wir es bis zum Jahre 1934 
tatsächlich nicht zu diesen Selbstverständlichkeiten gebracht hatten 
und daß es erst die nationalsozialistische Führung war, die diese 
für den Aufbau des Reichs grundlegenden Bestimmunsen ge- 
schaffen hat. 

A. Allgemeine Charakteristik des Gesetzes. 

I. Das Neuaufbaugesetz ist für das deutsche Volk und Reich ein 
Ereignis von historischer Tragweite. Es hat eine Grundfrage 
der deutschen Geschichte zum Abschluß gebracht, die sich seit 
der Hohenstaufenzeit als das Problem „Reich und Länder" 
durch die Geschichte des ersten Reichs hingezogen hat, später 
eines der Haupthindernisse für dieVenvirklichung desEinheits- 
gedankens wurde, bei der Begründung des Bismarckschen 
iieichs die kleindeutsche Lösung mitbedingte und sich schließ- 
lich zu einem der Grundprobleme des Weimarer Verfassungs- 

. rechts entwickelt hat. . 

r ee Kr d 3 £ 6 Ä™ 6 ' 1 ? über di0 Rcichsidco im Neuen Staats- 
recht n und du Darstellung des Reich-Lander-Problems in diesem Heft 

n. Durch das Neuaufbaugesetz ist das deutsche Einheitsreich im 
Kähmen der damaligen Reichsgrenzen geschaffen worden. Da- 



mit wurde zugleich der Grundstock für dio Errichtung des 
Großdoutschon Reichs gelegt, das von Anfang an staatsrecht- 
lich als Einheitsreich aufgebaut worden ist. Durch die Bildung 
• von Reichsgauen wurde das Problem der territorialen Gliede- 
rung organisch gelöst und ein Wiederaufleben des Reich: 
Länder-Problems aus Anlaß der Eingliederung der bisher 
außerhalb des Reichsverbands stehenden deutschen Gebiete 
in das Großdeutsche Reich verhindert. 

Über den staatsrechtlichen Aufbau des Großdcutsaheh , Reichs vgl. 
Neues Staatsrecht IL ' 

III. Das Neuaufbaugesetz wurde nicht als Regierungsgesetz von 
der Reichsregierung erlassen, sondern kam als letztes Gesetz auf 
dem nach der Weimarer Verfassung für verfassungsändernde 
Gesetze vorgesehenen Gcsetzgcbungswcgo zustande. 

Dns Gesetz wurde am 30. 1. 1934 vom Reichstag einstimmig' beschlossen, 
der Rcichsrnt erteilte am gleichen Tage einmütig scino Zustimmung, am 
gleichen Tage wurde es vom Reichspräsidenten ausgefertigt und verkündet 
und ebenfalls am gleichen Tage trat es gem. Art. 0 in Kraft. 

LV. Das Gesetz geht von der durch das Ermächtigungsgesetz und 
die beiden Gleichschaltungsgesetze geschaffenen staatsrecht- 
lichen Lage aus und bringt in sechs kurzen Artikeln eine grund- 
stürzciido Umgestaltung des staatsrechtlichen Aufbaus des 
Reichs. Die Maßnahmen des Neuaufbaugesetzes sind: 

1. Aufhebung der Volksvertretungen der Länder. 

2. "Übergang der Hoheitsrcchto der Länder auf das Reich. 

3. Unterstellung ..der Landesregierungen unter die Roichs- 
regicrung. 

4. Einführung der Dienstaufsicht über dio Roichsstatthaltor. 

5. Ermächtigung der Reichsregierung zur Fortführung der 
Roichsroform, zu der das Gesetz den Grundstein legt. 

V. Dio mit dem Neuaufbaugesetz eingeleitete Roichsroform ist 
durch den Erlaß einer Reihe von Gesetzen und Verordnungen, 
die auf der gleichen Linie hegen wie das Neuauf bäugesetz, folge- 
richtig fortgesetzt wordon. - 

1. Unmittelbar nach dem Erlaß des Gesetzes sind folgende DurcMühnmgS- 
vorsehrllten erlassen worden, dio in dio nachfolgende Darstellung des 
Gesetzes miteinbezogen sind: 

a) Erste Verordnung über den Ncuaulbau des Reichs vom 2. II. 1034. 

b) Verordnung über dio deutsche- Staatsangehörigkeit vom 5. II. 103-1. 

c) Erstes Gesetz zur Überleitung der Rcchtspllogo auf das Reich vom 
10. II. 1034. 

2. In der Folgezoit sind dio anschließend zusammengestellten gesetzlichen 
Vorschriften erlassen worden, die, wenngleich sie selbständige Gesetz- 
gebungsmaßnahmen sind, inhaltlich als Ergünzungsvorschriltcn zum 
Neuaufbaugesetz anzusehen sind. Sio sind in diesem Heft entsprechend 
dem Zeitpunkt ihrer Entstehung gesondert dargestellt. 
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Das Gesotz über dio Aufhebung des Reichsrata vom 14. IL 1934, 
das Zweite und Dritto Gesetz zur Überleitung der Rechtspflege auf 
das Reich vom 5. XII. 1034 und 24. 1. 1035, die Zwcito Verordnung 
über don Nouauf bau des Reichs vom 27. XI. 1034, das Roichsstatt- 
haltcrgesetz vom 30. I. 1035, dio Verordnung über das Polizciver-' 
ordnungsrecht der Rcichsministcr vom 19. XI. 1038, dio 3. VO. übor den . 
Neuaufbau des Reichs vom 28. XI. 1938, dio 4. VO. übor den Neuaufbau 
des Reichs vom 28. IX. 1030, das Gesetz über die Vereinheitlichung im 
Behördenaufbau vom 5. VII. 1030 und der EührererlaB übor dio Er- 
richtung des Rcichsvcrwaltungsgerichts vom 3. IV. 1041. 



B. Dor Inhalt des Ncuaufbaugesetzos. 

1. Dio Aufhebung dor Ländorparlamonte. 

Dio parlamontarischou Volksvertretungen waron dio Haupt- 
stützen des Weimarer Systems. Sie waren als Bindeglieder zwischen 
Staat und Volle gedacht, in AVirklichkeit waren sie der Tummelplatz 
der Parteibürokratie und wirkten nicht ausgleichend, sondern zer- 
setzend. Sie zerstörten das Vertrauen des Volkes zum Staat und 
lähmten die Staatsführung. 

Im nationalsozialistischen Reich waren die Parlamente der 
Länder von vornherein mit der einheitlichen Itcichsführung unver- 
einbar. 

I. Dio nationalsozialistische Kogierung hatte deshalb bereits im 
ersten Jahro ihrer Staat sführung die Ländcrparlamonto un- 
schädlich gemacht. 

Vgl. dazu dio Ausführungen über die Gleichschaltungsgesotzo oben 
S. 10. 

n. Das Neuaufbaugesetz setzt nunmehr den Schlußstein in dieser 
Entwicklung, indem es bestimmt: Dio Volksvertretungen der 
Länder werden aufgehoben. 

Mit don Landtagen zugleich fielen auch alle Zuständigkeiten 
und Deckte weg, dio dio Volksvertretungen der Länder auf 
Grund der Landesverfassungen besessen hatten. 

1. In Wegfall kam dio parlamentarische Gesetzgebung, die 
formell noch neben derKegierungsgesetzgebung bestehen ge- 
blieben war (vgl. oben S. 19). 

In den Ländern gibt es seither nur noch das vereinfachte 'Gesotz- 
gebungsverfahren durch dio Landesregierungen. 

2. Ferner kamen dio sämtlichen Kontrollrechte dor Landtag 
in Wegfall. ° 

Dazu gehörten das Interpellationsrecht, das Enquetereoht, das Recht 
der Ministeranklage, das Recht der Rechnungskontrolle, das Petitions- 
überweisungsrecht, dio schon vorher keine Bedeutung mehr hatten, da 
sie mitaiationalsozialistisohem Denken nicht vereinbar sind. 



Ö. Dor Übergang der Hohoitsrcchto der Länder auf das Reich 

Das Kernstück des Neuaufbaugesotzes bildet die Bestimmung: 
Die Hohciisrcchto der 'Länder gehen auf das Reich über. Art. 2 1 .' 

Aus dieser Gesetzesvorschrift ergibt sich folgende staatsrecht- 
liche Lage : 

I. Dio Landeshoheit ist beseitigt. Dio Länder besitzen keine eigene 
Staatsgewalt mehr und sind deshalb auch keino Staaten mohr. 

II. In Deutschland gibt es hinfort nur noch eino Staatshoheit. 
Diese ruht in ihrer ganzen Pülle und Ausschließlichkeit beimi 
Reich. Das Reich ist deshalb kein Bundesstaat mehr, sondern 
ist ein Einheitsstaat geworden. Das Reich als der alleinige 
Träger der Staatshoheit hat zu bestimmen, von wem und in 
welcher Woiso dio Hoheitsrechte, die bisher den Ländern zu- 
standen, ausgeübt worden. - 

Um ein reibungsloses Weiterarbeiten des gesamten staatlichen Apparats 
sicherzustellen, wurde durch § 1 der Ersten Verordnung über den Neuauf- 
bau des Reichs vom 2. LT. 1034 folgende tlbcrgaiigsrcgcluiig, dio für dio 
* Linder des Altreichs noch houto in Kraft ist, getroffen: Bio Wahrnehmung 
dor Roheitsrechte, dio von den Ländern aul das Reich übergegangen sind, 
sind den Ländern zur Ausübung im Auftrage und im Namen des Reichs in- 
soweit übertragen, als das Reich nicht allgemein oder im Einzelfalle von 
diesen Rechten Gebrauch macht. 

LH. Die Rechtsstellung der Länder des Altroichs hat sich durch den 
Übergang der Hoheitsrechte auf das Reich von Grund auf ge- 
ändert, wenngleich die Länder als solche nicht beseitigt worden 
sind und auch heute noch fortbestehen. 

1. Dio Länder besitzen kein eigenes und ursprüngliches Herr- 
schaf tsrecht mohr, sondern nur noch eine vom Reich abge- 
leitete Gewalt. Dio Länder sind somit praktisch zu Ver- 
waltungsbezirken dos Reichs geworden. Sie besitzen aber 
noch eigene Rechtspersönlichkeit und sind als solche Träger 
des Landesvermögens. 

2. Dio Länder habon ihre eigene Landcsvorwaltung behalten 
_ und sind daher nicht gleichzusetzen mit den im Zuge der 

Errichtung des Großdeutschen Reichs geschaffenen Reichs- 
gauen mit ilirer ausschließlich unmittelbaren Reichsver- 
waltung. Vgl. dazu Neues Staatsrecht LT. 

Die Beibeholtung der Ländervcrwaltung äuDorto Bich darin, daß dio 
Behörden Länderbehördon blieben, daß es noch landeseigene Be- 
amte gab und daD sich der Bohördonaufbau nach Landesrecht 
richtete. Aber auch auf diesen Gebieten ist im Altreich dio Vereinheit- 
lichung im Aufbau der Verwaltung inzwischen fortgeschritten, .wenn- 
gleich der Unterschied gegenüber der reinen Reiohsverwaltung auch 
heute noch nicht völlig beseitigt ist. Vgl. dazu das Gesetz' über die Ver- 
einheitlichung im Behördenaufbau, unten S. 135. 

Sohaoffor, Neugestaltung. Heft 13*. 4 



TV. Das Boich hat ' einen großen Machtzuwachs auf Koston der 
Länder erfahren, wie im nachfolgenden an Hand der haupt- 
Bächhchsten Hoheitsre'chte näher dargelegt wird. 

a) Gobietshohoit. 
Dio Länder besitzen, da sie keine Staaten mehr sind, auch 
kein Staatsgebiet nnd kein Staatsvolk mehr. 
I. Dio Landcsgebictshohcit ist weggefallen. 

1. Es gibt in Deutschland nur noch eine Gebietshoheit, nämlich 
die des Deiches. 

Dio Grenzen der Länder sind keine Staatsgrenzen mehr, sondern die 
Grenzen von Verwaltungsbezirken. 

2. Dom Reich als dem alleinigen Träger der Gebietshoheit ist 
dio Befugnis zugewachsen, dio Ländergcbioto nach seinem 
Dafürhalten anderweit abzugrenzen. 

Damit ist dio staatsrechtliche Voraussetzung zu einer Neugliederung 
des BclcLs gegeben, die der Führer bereits in Aussicht gestellt hat und 
die den Aufbau des nationalsozialistischen Großdeutschen Reichs voll- 
enden wird. 

LT. Dio Landesstaatsangehörigkeit ist weggefallen. 

Zur Regelung der hierdurch entstandenen Rechtslage erging dio Ver- 
ordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. II. 1934, dio das be- 
stehende Staatsangehörigkcitsrecht wie folgt ändert: 

1. An die Stelle der bisherigen doppelton Staatsangehörigkeit 
(Reichs- und Landesangehörigkeit) ist oino einheitliche 
deutsche Staatsangehörigkeit (Reichsangehörigkeit) getreten; 
§ 

Das bedeutet: 

a) Dio Reichsangehörigkeit wird nicht wie früher mittelbar durch zu- 
vorigen Erwerb der Landesangehörigkeit, sondern unmittelbar als' 
„deutsche Staatsangehörigkeit" erworben. 

b) Das Rechtsinstitut der Aulnnhmc, die das Reichs- und Staatsange- 
hörigkeitsgesetz vom 22. VII. 1013 als besonderen Verleihungsakt 
der Landesangohörigkeit vorsah, Ist beseitigt. 

2. Dio Landesregierungen troffen allo Entscheidungen auf dein 
Gebiete des Staatsangehürigkeitsrechts im Namen und Auf- 
trag des Reichs. § 2. 

Die Zuständigkeit der Landesbehörden in Staatsangehörigkcita-. 
sachen ißt im übrigen die gloioho geblieben wie bisher. 

3. Dio Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit darf nur - 
unter Zustimmung des Reichsministors des Innern ausge-" 
sprechen werden. § 3. 

Dieser Vorschrift kommt für dio Gesamtentwioklung deshalb Bo- 
deutung zu, weil § 0 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes' 
ein Einspruchsrecht der Länder gegen Einbürgerungsvörschläge und in 
Verbindung damit eine Mitwirkung des Reichsrats bei Einbürgerungen 
vorsah; diese Bestimmung war nunmehr hinfällig geworden. 



. b) Gcsotzgobungshoheit. 

Dio Länder besitzen keino eigene Gcsetzgobungsgowalt mehr. 
An ihre Stelle ist eine von Reichs wegen erteilte Ermächtigung der 
Landesregierungen zum Erlaß von Gesetzen im Namen und Auf- 
trage des Reichs getreten. 

I. Dio Gesetze, die die Landesregierungen auf Grund dieser Er- 
mächtigung erlassen; tragen nicht mehr den Charakter von 
Landesgesotzon, sondern sind örtlich beschränkte Roicksge- 
gosetze. . 

II. Die Gesetzgebungsbefugnis der Landesregierungen untorliegfc 
der Anordnungsgowalt des Roichs wie folgt: - . 

1. Allo . Gesetze, die seit dem Neuauf baugesetz von den Landesregierungen 
. erlassen werden, bedürfen der Zustimmung des zuständigen Rcichs- 

mmisters und müssen diesem vor dorn Erlaß- vorgelegt werden. § 3 der ... 
'*. ErBten Verordnung über den' Neuaufbau .des Reichs vom 2. II. 1034. 

2. Das Reich kann nach freiem Ermessen den Landesregierungen den Erlaß 
von Gesetzen vorschreiben. Es kann aber auch das Gesotzgobungsreöht 

. jederzeit für Bich in Anspruch nehmen" und von Bioh aus an Stello der 
Landesregierungen Gesetze für dio Länder erlassen. Diese Rechtslage 
ergibt sich aus § 1 der Ersten Verordnung über den Nouaufbau des 
Reichs. " : 

c) Verwaltungskokeit. 

Auf dem Gebiete der öffentlichen Verwaltung hat sich die all- 
gemeine Rechtslage durch den Übergang der Hoheitsreohte der 
Lander auf das Reich wie folgt geändert: ' - 1 

I. Dio Roichsstatthaltor und dio Landesregierungen haben, wie 

• weiter unten dargelegt wird, den Charakter als Verfassungs- ' 
organe im wesentlichen eingebüßt und sind Verwaltungsorgane 
gowordon, die der Anweisungsgewalt des Reichs unterstehen. 

Der BehördcnauTbau der Lander ist im übrigen durah das Neuaufbau - 
geßetz nicht unmittelbar berührt worden; auch hatten die Länder das Bo- 

• hördenorganisationsreclTt, d. h. das Recht, Behörden einzurichten, aufzu-- 
hoben und ihre Zuständigkeit abzugrenzen, zunächst bohalton, allerdings 
mit der Maßgabe, daß dieses Reoht auch vom Reich auBgoübt' worden 
konnte. Dieser Reohtszustahd'ist jedoch jetzt durch das Roichsgesotz vom 
5. VII. 1939 überholt. Vgl. unten S. 135. 

LT. Der Rochtscbaraktor dor Beamten dor Länder, hat Bioh in der 
gleichen Weise wie der der Landesbehörden gewandelt. Sie 
blieben nicht Länderbeamte im , früheren Sinne, sondern 
wurden mittolbaro Roichsbeamto. 

Auch in dieser Erogo ist inzwischen ein weiterer. Fortschritt im 
Sinno der Vorroiohliohung und - Vereinheitlichung erzielt worden.' 
Vgl: daB DBG. (unten S. 123ff.) und das Ges. vom 6. Vü. 1039 (unten 
S. 135). . 
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d) Justizliolieit. ... ' \\ 

Dio Rücküborlragung der Justizliolieit zur Ausübung durch ' • 

Landesbehörden im Auftrage und im Namen des Reiches hatte zur - ; ': 
Folge, daß dio Rechtspflege nach wie vor durch dio Gerichte der 
Länder wahrgenommen wurde. Das Reich hatte jedoch von vorn- ' '; I; 1' ■ 
herein keinen Zweifel dariiber gelassen, daß dieser Zustand nur ein ■, 
vorübergehender sein werde und daß die Absicht bestehe, den Län- 
dern die Ausübung der Justizliolieit überhaupt zu nehmen und die ' '■ 
Landesjustizbehörden zu verreichli eben. Da diese Absicht sich in- " . '• 
des nur schrittweise verwirklichen Ueß, wurde zunächst durch das - * i' 
Ersto Gesetz zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich vom ' 
IC. LT. 1934 ein Übergangszustand mit folgenden Neuerungen gegen- • -. : • 
über dem bisherigen Rechtszustand geschaffen : 

I. Rechtsprechung. SämtUche Gerichte sprechen seit dieser Zeit ' : 
im Namen des deutschen Volkes Recht. Art. 1. 

Damit war der einheitliche Charakter der deutschen Rechtsprechung /. 

auch äußerlich festgelegt. Die bis dahin übliche Verkündungsformel der j 

gerichtlichen Urteilssprüche „Im Namen des Volkes" hatte auf das Staats- ] 

volk des betreffenden Landes gelautet. .j: 

LT. Gnadonrccht. Das Recht der Begnadigung ging auf den Reichs- • j 

Präsidenten über. 

Dazu gehört das eigentliche Gnadenrccht, d. h. die Erteilung eines ; 
.Gnadenerweises im Einzelfall gegenüber einem rechtskräftig verurteilten 
Täter, ferner diis Abolitionsrccht, d. h. die Niederschlagung eines noch ^ %. 
anhängigen Strafverfahrens und der Erlaß einer Amnestie, d. h. ein all- .' 
gemeiner Straferlaß. ■ 

Die Verreichlichung der Justiz ist durch Gesetz vom 24. I. 1035 zu 
Ende geführt worden. Vgl. S. 04 f. ■■ 

\ ■ 
i 

3. Dio Unterstellung der Landesregierungen unter dio Reichs- \ 

regicrung. /; ' 

I. Dio Landesregierungen hatten auf Grund der Verfassungen des ;' ! 
Zwischenstaates dio rechtliche Stellung von obersten Organon iL' 
der vollziehenden Staatsgewalt der Länder besessen. Diese 
Stellung ist den Landesregierungen durch das Neuaufbau- 
gesetz genommen worden. Die Landesregierungen haben da- ,! 
durch den staatsrechtlichen Charakter überhaupt' vorloron. » j 

1. Dio Landesregierungen sind zu Verwaltungsbehörden go- A 
worden. Sie sind als solche keine Landesbehörden im bis- . I 
herigen Sinne mehr, sondern, wie oben bereits dargelegt, • 
mittolbaroRoichsbohördon, die dem Reich für ihre Geschäfts- ' ; . 
fuhrung verantwortlieh sind. • . . i| • 

2. Dio notwendige Folge dieser veränderten Rechtsstellung ist % 
die Unterstellung der Landesregierungen untor dio Reichs- j - 
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regicrung, die Art. 2 2 des Neuaufbaugesetzes ausspricht. 
Damit ist für alle Zukunft eine gleichmäßige, mit der Reicbs- 
. politile übereinstimmende Venvaltungsführurig in den Län- 
" dem gewährleistet. 

. IL Das Reich besitzt infolge dieser Unterstellung nunmehr eine 
'direkte und unbeschränkte Anwcisungs- und Dionstaufsichts- 
gowalt über dio Landesregierungen, die sich auf alle Gebiete 
des Staatslebens erstreckt. Träger dieser fachUchen Leitungs- 
uhd Dienstaufsichtsgewalt sind die Reichsregierung und die ein- 
zelnen Reichsminister insbesondere der Reichsinnenminister. 
• 1. Dio Roichsrcgicrnng besitzt auf Grund des Art. 2. 2 des Neu- 
aufbaugesetzes dio Rechtsstellung oincr vorgesetzten Dienst- 
behörde über die Landesregierung als Kollegium und über 
die emzelnen^ Landesminister. 

Beschlüsse der Landesregierungen unterliegen daher ebenso der 
Leitungsgewalfc und Dienstaufsicht der Roichsregierung wie Amtshand- 
lungen des einzelnen Landesministers. 

2. Dio einzelnen Reichsminister sind Vorgesetzte Hot Landos- 
ministcr und können ihnen fachliche Weisungen erteilen. 
§ 4 der 1. Dm-chführungsverordnung zum Neuaufbaugesetz 
vom 2. LT. 1934. ' 

Aus diesem Vorgesetztenverhältnis ergibt sioh auch, daß ein Reichs- 
• minister einer nachgeordneten Landesbekördo oder einem bestimmten 
Beamten eine3 Landes eine unmittelbare Weisung erteilen kann. 

4. Dio Dienstauf sieht über dio Roichsstatthaltor. 

Dio. Roichsstatthaltcr waren durch das • erste Reichsstatt- 
. haltergesetz als besondere staatsrechtlicho Organo des Reichs ein- 
gesetzt worden., Diese Stellung ließ sich mit dem Sinn des Nouauf- 
baugesetzes nicht vereinbaren, und das Reichsstatthalteramt 
ist daher auch durch das Reichsstatthaltergesotz vom 30. I. 1935 
neu geregelt worden, vgl. S. GOff. 

Das Neuaufbaugesctz hatte jedoch ebenfalls boreits unmittelbare Aus- 
wirkungen auf dio Stellung der Reichsstutthalter: 

I. Der staatsrechtlicho Charakter des Reicksstatthalteramts fiel 
weg, weil die Länder Verwaltungsbezirke des Reichs geworden 
waren. 

LT. Dio Vormachtstellung des Roichsstätthaltors gegenüber der 
Landesregierung wurde stark eingeschränkt durch die Untor- 
s tollung der Landesregierungen unter dio Roichsregierung. 

Die Unterstellung liatto zur Eolge, daß nunmehr die' Landesregierungen 
mit der Reichsregierung und den Reichsministern in direkte Verbindung 
treten durften, und daß dio Anweisungen, dio sie von der Reichsregierung 
■ und den einzelnen Reichsministern empfingen, den Maßnahmen des Reichs- 
statthalters vorgingen. . _ 
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TTT . Dio Roicbsstatthaltor sind durch ausdrückliche Vorschrift der . 
Dionstauf sieht: des Boichsministors des Innern unterstellt. 
1 Art. 3 des Neuauf baugesetzes. 

Der Hclchsnünlstcr des Innern besitzt als vorgeBotzto Dienstbehörde cino ; 
unbesebriinkto Anwcisungsgowalt über dlo Rclchsstatthaller. Er kann 
v jedorzeit in die Amtsführung dor Reiohsatatthalter eingreifen, ihnen all- 
gemeine Anordnungen erteilen, ihre Maßnahmen für den Einzelfall auf- 
heben oder andern. 

5. Ermächtigung zur Fortführung dor Roichsroform. 

Das Boich: Länder-Problem war im Laufe der deutschen Ge- 
- schichte nicht nur ein politisches, sondern auch ein staatsrechtliches - 
Hindernis lür dio Schaffung eines doutschon Einheitsstaates; denn 
die Gesetzgebungsbefugnis des Reichs war beschränkt und reichte, 
selbst wenn das Reich politisch dazu in der Lage gewesen wäre, , ' 
nicht aus, um eine umfassende Reichsreform durchzuführen. Dieses 
Hindernis ist seit der Überwindung des Reich .-Länder-Problems 
durch das Neuaufbaugesetz beseitigt. Folgerichtig legt das Gesetz 
fest, daß der weitere Aufbau des neugeschaffenen Einheitsstaates 
Aufgabe des Reichs ist und bestimmt daher: 
I. Dio Boichsregierung ist ermächtigt, neues Vorfassungsreckt . 
zu setzen. Art. 4. Das Gesetzgebungsrecht des Reichs ist da- 
mit von jeder zeithchen und sachlichen Beschränkung, wie sie - 
in den früheren Verfassungsgesetzen vorgesehen waren, frei- " 
gesteht worden. 

LT. Der Reichsministor des Innern ist zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen und Yerwaltungsvorschriften zur Durchführung 
des Neuaufbaugesetzes ermächtigt. Art. 5. ; . 

Von dieser Ermächtigung hat der Reichsminister des Innern horoiU - 
wiederholt Gebrauch gemacht. Vgl. dazu die Zusammenstellung auf S. 48. ' ■-• 

II. Die Beseitigung des Reichsrafs. 

Der Reicksrat war eines der wichtigsten Staatsorgane der Wei- 
marer Verfassung. Mit der Änderung der Stellung der Länder hatto 
. er jedoch semen Sinn verloren und mußte daher aufgehoben werden. 
T n„flf ? ?^ lcbH ™ t war das staatsrechtliche Organ zur Vertretung der deutschen 
7«W I ~ ""Gesetzgebung und Verwaltung des Reichs und hatto eine große 
H„tnn E r t - f^E&Gfr Mitwirkungsrechte. Er setzte sich aus Bevollmäoh. 
Jedes SÄST ^ samm f en - die von den Landesregierungen ernannt wurden. 
Jedes Land hatto eine feste Stimmenzakk Die Gesamtstimmenzahl betrug 00. * 

I. Schon nach dem Ermächtigungsgesetz ist die Bedeutung des . 
Boichsrats stark vermindert worden, weil er bei der Regierungs- 
gesetzgebung nicht mitzuwirken hatte. Eine weitere Einbuße 
üatte er durch die Einsetzung der Reichsstatthalter erlitten, 
da diesen nunmehr die Aufgabe zugefallen war, Bindeglied • 
, zwischen Reich und Ländern zu sein ■ 



' LT. Die Abschaffung der Eigenstaatlichkeit der Länder machte den 
Roichsrat endgültig überflüssig. -Er wurde daher durch das 
Gesotz über die Aufhebung des Reichsrats vom 14. LT. 1934 
ganz aufgehoben. Im einzelnen bestimmte das Gesetz: 

1. Die Mltwirkungsrockto des Reiohsrats bei dor Rclchsgesetzgcbung fallon 
orBatzlos fort. § 1. Praktische Bedeutung hatte dio Bestimmung nur. 
für dio Gesetzgebung des Reichstags. \ . 

2. Soweit dem Reichsrat selbständige VonYaltungsbelugnlsso zustanden, 
tritt an Beine Stelle der zuBtändigo Reibhsminister. Soweit der Reichsrat 
nobon einem anderen Roichsorgan mitzuwirken hatte, füllt diese Mit- 
wirkung weg. § 2 Abs. 2 und 3. 

DI. Die neue Rechtsstellimg des Reichstags. 

Dor Roichstag ist nach Wegfall der Ländorparlamonte und deB 
ReichsratB als oinzigo politische Vertretungskörperschaft erhalten 
geblieben. Er geht zwar nach wie vor aus allgemeinen Vollsswahlen 
hervor, seine Zusammensetzung und seine Zuständigkeiten haben 
jedoch unter der nationalsozialistischen Staatsführung so tief- 
greifende Änderungen erfahren, daß er den Charakter oiner Volks- 
vertretung im parlamentarisch-demokratischen Sinno vollkommen 
abgestoßen und mit dem vormaligen Reichstag eigentlich nur. noch 
den Namen gemeinsam hat. 
I. Dio parteimäßige Gliederung dos Reichstags ist weggofalldn. 
Mit den politischen Parteien hatten auch die Reichstagsfrak- 
tionen zu bestehen aufgehört. Die Reichstagswahlen wurden 
fortab auf Grund einer von der NSDAP, aufgestellten Ein- 
heitsliste durchgeführt und ergaben eine durchaus einheitliche 
Zusammensetzung des Reichstags, so daß alle seine Beschlüsse 
einstimmig oder zum mindesten doch mit überwältigender 
Mehrheit gefaßt werden. 

1. Der am 12. XI. 1933 gewühlte Reichstag bestand aus GC1 Abgeordneten. 
An dor Wahl hatten sich 90 y. H. der stimmberechtigten Bevölkerung 
beteiligt. Von den abgegebenen Stimmon hatten 92,1 v. H. auf dio 
Einheitsliste der NSDAP, gelautet. Vgl. oben S. 27f. 

2. Der am 29. DU. 1980 gewählto Roichstag Dcstand aus 740 Abgeordneten. 
An dor Wahl beteiligten Bich 99"v. H. dor stimmberechtigten Bevölkerung, 
und fast 99 v. H. der abgegebenen Stimmen lautoten auf dio Einheits- 
liste der NSDAP. Vgl. S. 28. 

3. In den Ersten Großdeutschen Reichstag, dor im Anschluß an dio Wieder- 
vereinigung der Alpen- und Donauroichsgauo mit dem Reich am 10. IV. 
1938 gewählt wo'rdon ist, wurden 814 Abgeordnete, darunter 74 Abgeord- 
nete aus diesen neuen Roicbsgouen, govfählt. Dio Wahlbeteiligung be- 
trug im gesamten Reichsgebiet 99,57 v. H., in diesen neuen Reichsgauen 
99,70 v. H. der stimmberechtigten Bevölkerung. Im gesamten-ReichB- 
gebiet Btimmten 99,08 v. H., in den neuen Reiolisgauen 99,74 v. H. 
dor Wähler für die EinheitBlitso der NSDAP. Zu diesen Abgeordneten 
.kommen Vertreter dor eingegliederten Gebiete: Auf Grund der am 
4. XII. 1938 durchgeführten Ergänzungswahlen wurden 41 audo ton- 
deutsche Abgeordnete, gewählt. Bei diesen Wahlen betrug dio Wahl- 
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bctoiligung 08,74 v. H. der stinynberechtigten Sudctendcutscheh. 08,00 
v. H. der Wühler stimmten für dio Einheitsliste der NSDAP. — Dazu 
kommen 2 Abgeordnete für das Mcmclland (Ges. vom 13. IV. 1030), 
5 Abgeordnete der im Protektorat Böhmen und Mühren ansässigen deut- 
schen Volksgenossen (Ges. v. 13. IV. 1030), 13 Abgeordnete dor Deut- 
schen Volksgenossen aus den eingegliederten Ostgebieten (Ges. vom 20. 1.' 
1040) sowio 1 Abgeordneter aus Eupon, Malmedy und Moresnet (Ges. 
vom 4. H. 1941). Der Reichstag hat demnach zur Zeit 870 Mitglieder. 

II. Dio Itechto und Zuständigkeiten des Reichstags, die ihm die 
Weimarer Verfassung zuerkannt hatte, sind unter der national- 
sozialistischen Staatsfiihrung mit der Beseitigung des parla- 
mentarisch-demokratischen Systems zusammengeschmolzen. 

1. Das Gcsclzgcbungsrccht des Reichstags bestellt fort, ist je- 
doch praktisch auf besonders wichtige Fülle beschränkt. 

Seit der Machtübernahme sind folgende Gesetze durch den Reichstag 
beschlossen worden: Das Neuauf baugesetz (vgl. S.40H.), die Nürnberger 
Gesetze (vgl. S. 91), die Verlängerungen des Ermächtigungsgesetzes (vgl. 
S. 14) und das Gesetz über die Wiedervereinigung Danzigs mit dorn 
Reich (vgl. Neues Staatsrecht II). 

2. Die übrigen Rechte, die der Reichstag auf Grund der Ver- 
fassung des Zwischenstaats besaß, sind weggefallen. 

a) Einige dieser Rechte sind ausdrücklich aufgehoben worden. So ist 
z. B. durch Art. 4 des Ermächtigungsgesetzes vom 24. III. 1933 
das Recht des Reichstags zur Genehmigung von Verträgen des 
Reichs mit fremden Staaten (Art. 35 RV.) aufgehoben worden. 

b) Ein Teil der Rechte widerspricht nationalsozialistischem Staatsdenken 
und ist deshalb ohne weiteres weggefallen. Hierher zu rechnen sind 
insbesondere als mit dem Führergedanken unvereinbar: das Recht 
des Reichstags, die Reicbsrcgiurung oder einzelne ihrer Mitglieder 
durch Erteilung eines Mißtrauensvotums zu stürzen (Art. 64 RV.), 
das Recht, den Reichspräsidenten, den Reichskanzler und die Reichs- 
minister vor dem Staatsgerichtshof wegen Verfassungsverletzung 
anzuklagen (Art. 59 RV.). 

3. Dagegen wird der Reichstag auch zu besonders wichtigen 
Beschlüssen, die nicht Beschlüsse über Gesetzesvorlagen, 
aber in anderer Beziehung von besonderer rechtlicher Trag- 
weite sind, herangezogen. 

So hat dor Großdeutsche Reichstag durch Beschluß vom 20. April 
1042 bestätigt, daß der Führer jeden Volksgenossen mit jedem Mittel 
und ohne Bindung an geltende Gesetzesvorschriften zur Erfüllung seiner 
. nationalen Pflichten anhalten und ihn erforderlichenfalls mit Sühne- ■ 
maßnahmen jeder Art belegen kann. 

III. Die politische Bedeutung des Reichstags hat sich gowandolt. 
Die Weimarer Republik hatte ihn als oberstes Staatsorgan 
und als Fundament der. Reichsgewalt in die Verfassung eiri- 
• gebaut. Diese Stellung hat er eingebüßt. An Stehe des 
Reichstags ist der vom Vertrauen des Volkes erkorene und 
getragene Führer der Repräsentant der Volks- und Staats- 
gewalt geworden. 



1. Das neue Deutschland hat demgemäß" den Reichstag zu 
- einer Kammer entwickelt, dio der Roichsrcgiorung bei be- 
sonders schwerwiegenden Entscheidungen ratend zur Soito 
steht, ohne sich, wie die Reichstage des Zwischenstaats, in 
endlose Debattpn und Streitigkeiten zu verlieren. 
. 2. Der Reichstag ist außerdem das Forum, von' dem aus der 
Führer sich bei entscheidenden politischen Erklärungen an 
das deutsche Volle und an die Welt wendet. 

IV. Der Größdeutsche Reichstag ist am 30. 1. 1939 zum erstenmal 
zusammengetreten. Bei dieser Gelegenheit wurde die Wahl- 
periode neu geregelt. . 

Nach dem auf die Bestimmungen der Weimarer Verfassung zurück- 
gehenden und von der nationalsozialistischen Staatsführung übernommenen 
Rechtszustand begann dio Wahlperiode des Reichstags, dio vier Jahro 
beträgt, mit dem Wahltag. Da der Reichstag verhältnismäßig selten zu- 
sammentritt, kann die Zeitspanno zwischen dorn Wahltag und dorn ersten 
Zusammentreten erheblich lang sein. Um zu vermeiden,, daß dieso Zeit- 
spanne auf dio Wahlperiodo in Anrechnung kommt, wurde durch oin Re- 
gierungsgesetz vom 30. I. 1039 bestimmt: " ■ > 

1. Dio Wahlperiodo des Reichstags beginnt mit dem WnhJtngo und endet 
vier Jahro noch seinem ersten Zusammentritt. An dorn bishorigen- 
Rechtszustand, daß der Reichstag -auf vier Jahre gewählt wird, hat 
sich nichts geündert. ' • . 

Die Wahlperiode des ersten Großdeutschen Reichstags hütto Bomit 
• am 30. 1. 1043 geendet. Mit Rücksicht auf den gegenwärtigen Krieg ist 
dio Wahlperiodo jedoch um vier Jahre bis zum 30. I. 1947 verlängert 
worden. Ges. vom 25. I. 1943. 

2. Dio Neuwahl des Reichstags naoh Ablauf der Wahlperiode findet spu- 
.,■ testens am (10. Togo. nach dem Ablauf der Wahlperiode statt. 

IV. Das Gesetz üben das Staatsoberhaupt des 
Deutschen Reichs. 

A. Vorgeschichte und Inhalt des Gesetzes. 

Am 2. VIII. 1934 ist der Reichspräsident von Hindenburg 
verstorben. Zur Regelung der Nachfolgefrage ist am Tage vor 
seinem Ableben, am 1. VIII. 1934, das Gesetz über das Staatsober- 
haupt des Deutschen Reichs erlassen worden, durch das das Amt 
des Reichspräsidenten mit dem des Reichskanzlers vereinigt wurde. 

I. Dio Weimarer Verfassung hatto als Ersatz für den Deutschen 
Kaiser an dio Spitze des Zwischonstaates einen Reichspräsi- 
denten gestellt, der vom Volke auf eine Amtsdauer von sieben 
jähren gewählt wurde. " : 
1. Der Reichspräsident war von den Verfassunggebern als Repräsentant 
eines parlamentarisch-demokratischen Staatswesens gedacht, in dorn 
nicht er, sondern der Reichstag das oberste Staatsorgan sein sollte. Man 
hatto dem Reichspräsidenten zwar eine ansehnlicho Machtfüllo übor- 
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traccn aber man hatte ihn durch das parlamentarische Regierungs- 
svstem in ein sehr starkes Abhängigkeitsverhältnis vom Reichstag go- 
• ' bracht und diesom sogar das Recht zuerkannt, dio Absetzung des Reichs- 
präsidenten in dio Wego zu leiten. 

2. Das Amt des Reichspräsidenten wurdo zunächst von dem 
sozialdemokratischen Rcichstagsabgeordneten Ebert, und 
seit dem Jahre 1925 ununterbrochen von dem Gonoralfeld- 
marschall des Kaiserreichs von Hindcnburg bekleidet. 

a) Hindenburg brachte das Reiclispriisidcntcnamt zu nie vorausgesehener 
Bedeutung. Im Wirrwarr der Parteizerrissenheit übernahm er dio 
Verantwortung für das Fortbestehen der Reichsgewalt und wurdo 
zum alleinigen Stützpunkt des gesamten deutschen Staatslobens. 
Seiner unermüdlichen Tatkraft und seinem hohen persönlichen An- 
sehen ist es zu danken, daß dio staatliche Ordnung in Deutschland 
nicht völlig zusammenbrach, bevor die nationalsozialistische Bo- 
wegung so stark geworden war, daß sio dio politischo Führung des . 
'Reichs übernehmen konnte. 

b) Bcr Führer ehrte das Andenken des hcüngcgungcncn Rcichsprflsl- 
denten durch dio Veranstaltung eines Staatsbegräbnisses und durch 
den Erlaß einer Kundgebung nn das Deutsche Volk vom 2. VIII. 1394, 
in der die unauslöschlichen Verdienste des Verstorbenen als Mensch, 
als Heerführer und als Staatsmann hervorgehoben wurden. 

II. Adolf Hitler vereinigt in sich dio Stellung des Deutschen Reichs- 
kanzlers und des Staatsoberhaupts des Deutschen Reichs. Er 
führt die allgemeine Amtsbezeichnung „Der Führer und Reichs- 
kanzler" oder nur „Der Führer". Im völkerrechtlichen Verkehr* 
zeichnet er als „Der Deutsche Reichskanzler". 

Auf die Führung des Titels „Reichspräsident" hat Adolf Hitler verzichtet 
und diesen Verzicht durch Erlaß vom 2. VIII. 1934 wio folgt begründet: 
„Dio Größe des Dahingeschiedenen hat dem Titel Reichspräsident eine 
einmalige Bedeutung gegeben. Er ist nach unser aller Empfinden in dem, 
was er uns sagte, unzertrennlich verbunden mit dem Namen des großen 
Toten. Ich bitte daher, Vorsorge treffen zu wollen, daß ich im amtlichen 
und außeramtlichen Verkehr wio bisher nur als Führer und Reichskanzler 
angesprochen werde." 

HI. Die Rechte des Reichspräsidenten sind in vollem Umfange auf 
den Führer übergegangen. Dio parlamentarisch-demokrati- 
schen Beschränkungen, denen das Am t, des Reichspräsidenten 
unterlag, sind dagegen weggefallen, weil sie mit dem Wesen 
des nationalsozialistischen Führerstaats nicht vereinbar sind. 
Dazu gehören: 

1. Die Regierungsakto des Führers bedürfon nicht dor Gegen- 
zeichnung, die Art. 50 der Weimarer Verfassung für die 
Gültigkeit der Anordnungen und Verfügungen des Reichs- 
präsidenten vorgeschrieben hatte. 

_ Durch die Gegenzeichnung übernahm dor gegenzeichnende Mi- 
nister dio Verantwortung für dio betreffende Amtshandlung des Reichs- 
präsidenten. Im Gegensatz dazu trügt der Führer hinfort, auch dio 
alleinige und volle Verantwortung für allo diejenigen Amtshandlungen, 



■ dio er in Ausübung der bisherigen Amtsbefugnisse des Reichspräsidenten 
vornimmt. ■ 

. .2. Es besteht nicht mehr: 

a) Dio Möglichkeit der Absetzung des Staatsoberhauptes durch Volks- 
entscheid auf Antrag des Roiohstags, dio in Art. 43 s dor Weimarer 
Vorfassung vorgesehen war. ■../■ '... " 

b) Dio Möglichkeit der Anklage des Staatsoberhaupts vor dem Staata- 
gorichtshof, dio Art. 59 der Weimarer .Vorfassung dem Roiohstage 
eröffnet hatte. ■ , ., - 

IV. Das Gesetz über das Staatsoberhaupt des Deutschen Reichs 
wurdo, nachdem es die Reichsregierung beschlossen hatte, auf 
.. ausdrücklichen Wunsch Adolf Hitlers dem doutsekon Volk zur 
Volksabstimmung vorgelegt. 

Dio VoUfsabstimmung^fand am 19. Vm. 1934 statt. Sio ergab, wie oben 
S. 28 bereits mitgeteilt, ein fast einmütiges Bekenntnis des deutschen Volkes - 
zur notlonalsozlnllstlschon Führeridco und ihrer -Verwirklichung in dor 
Person Adolf HitlerB. 



B. Dio Aufgaben und Befugnisse dos Führers als Staats- 
\ Oberhaupt. ^ 

• Die einzelnen. Aufgaben' und Befugnisse, die auf Grund des 
Gesetzes vom 1. Vill. 1934 auf den Führer übergegangen sind, er- 
geben sich aus der Weimarer Verfassung und aus Einzelgesetzen, 
die seit der Machtübernahme erlassen worden sind. Die wichtigsten 
sind: . " 

I. Dio völkorrechtlicho Vortretung des Reichs. Dem Führer ob- 
liegt die Regelung des völkerrechtlichen Verkehrs Deutsch- 
lands. Die Beglaubigung und der Empfang der diplomati-/ 
sehen Vertreter sowie der Abschluß von Bündnissen und an- 
deren Verträgen des Reichs mit auswärtigen Mächten erfolgen 
durch ihn. 

Das Recht des Reichspräsidenten zum Abschluß von 'Staatsvorträgen 
war durch Art. 45' der Vorfassung insofern beschränkt, als Bündnisse und 
Verträge mit fremden Staaten, dio sich auf Gegonständo der Roiohsgesotz- . 
gebung bezogen, der Zustimmung des* Reichstags bedurften. Diese Be- 
schränkung war boreitB duroh Art. 4 des Ermächtigungsgesetzes vom 
24. m. 1933 ausdrücklich aufgehoben worden, so daß der Führer auch im 
Abschluß von Staatsvertrügen staatsrechtlich vollkommen freio Hand 
bekam. . - 

n. Oberbefehl über dio Wohrmacht. Dem Führer untersteht als 
Oberstem Befehlshaber die gesamte Wehrmacht des Reichs. 

§ 3 des Wehrgesetzes v. 21. V. 1035 bestimmt: Oberster Befehlshaber 
der Wehrmacht ist der Führer und Reichskanzler. Vgl. unten S. 80 und 129- 

III. Ausfertigung und Vorkündigung dor Roichsgosetzo. 

Schon nach dem Ermächtigungsgesetz gehörten Ausfertigung und Ver- 
kündung dor Regiorungsgesotzo zu den Aufgaben des Führers. Nunmohr 
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sind auch dio bisher noch dem Reichspräsidenten zustehende Ausfertigung 
und Verkündung der vom Reichstag beschlossenen Gesetze auf den Führer 
übergegangen. ^ ■ "■ 

IV. Bildung der Rcichsrcgicrnng. Die Reichsminister werden fort- 
ab vom Führer ernannt und entlassen. 

Der Reichspräsident war bei der Auswahl der Minister insofern be- 
schränkt, als er nur solche Persönlichkeiten zu Ministern ernennen durfte, 
die ihm der Reichskanzler vorschlug Durch die Verschmelzung dcB Reichs- 
präsidentenamtes mit dem Reichskanzloramt ist diese Beschränkung ' 
staatsrechtlich gegenstandslos geworden, so daß der Führer in (1er Wahl . 
der Minister vollkommen freie Hand hat, wie das ohnehin nationalsozia- 
listischer Auffassung von ticin Verhältnis zwischen dem Führer und seinen 
engsten Mitarbeitern bei der Wahrnehmung der Staatsgeschäfto ent- 
spricht. 

V. Ernennung der Beamten. Auf den Führer ist ferner das Recht 
übergegangen, die Beamten zu ernennen. 

1. Die Ernennung der höheren Hciehsbeainlen — in Pinnstellen der Reichs- 
besoldungsgruppen A 2c 2 und aufwärts — hat sich der Führer selbst 
vorbchnlten. 

2. Die Ernennung der übrigen Reichsbeuinten hat er den Reichsministern 
übertragen, dio ihre Befugnisse mit Zustimmung des Reichsministers 
des Innern und des Reichsministers der Finanzen weiter übertragen 
können. 

VI. Aullösung des Reichstags. Der Führer kann jederzeit und nach 
seinem Ermessen den Reichstag auflösen. 

Die in der Weimarer Verfassung vorgesehene Beschränkung, nach.der 
der Reichstag nur einmal aus dem gleichen Anlaß aufgelöst werden durfte', 
ist überholt, da sie dem Führergedanken widerspricht. . { . 

VII. Ernennung der Rcichsstatthaller. Dem Führer obliegt die Er- 
nennung und Entlassung der Reichsstatthalter. 

Der Führer hat in der Auswahl und ebenso bei der Entlassung freie 
Hand. 

VUL Gnadenrecht. Auch die Befugnis, Begnadigungen zu ge- 
währen ist auf den Führer übergegangen. Über die verschiede- 
nen Arten des Gnadenrechts vgl. S. 52. 

Die Ausübung des GnudenrecbtB hat der Führer durch Erlaß vom 1. II. 
1035 wie folgt geregelt: 

1. Das Begnadigungsrecht, insbesondere bei schweren Strnlfiillon (Todes- 
strafen, Strafen wegen Hoch- und Landesverrat), behielt der Führer 
sich selbst vor. Im übrigen hat er dio Ausübung des Gnadenreohts auf 
die zustündigen Reiclisminister und auf andere Stellen mit der Befugnis 
zur Weitcrdelegation übertragen. 

2. Die Niederschlagung von Strafverfahren und Dienststrafverfahren behielt "• 
der Führer sich ausschließlich vor. ' 

IX. Ausübung des Notrechts. Der Führer kann den Außnahmezu- . ' , 
stand verhängen und im Falle eines NotBtandB alle erforder- 
lichen Ausnahmemaßnahmen treffen. Diese Befugnis ergibt 
sich aus seiner allgemeinen Stellung und geht nicht zurück auf -. 
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die entsprechenden Befugnisse, des Reichspräsidenten nach der 
Weimarer Verfassung. . 

1. 'Daher hat dio -Diktaturgowaic des Reichspräsidenten auf Grund des. 
Art. 48 der Woimaror Verfassung, dio an sich auf den Führer 'überge- 
gangen ist, ihro praktische Bedeutung verloren. . 

2. Ebenso kommt der Erlaß von Notverordnungen, die im Weimarer 
Zwischenreich eino so bedeutungsvoll Rollo gespielt haben, nicht mehr 
in Betracht. Dio orforderlichen Vorschriften können jederzeit als Re- 

. giorungsgesotzo odor im Wege dor anderen Rechtsotzungsvorfahren 
(vgl. S. 10) orlasson werden. 

1 C. ScHußbomorkurig. 

Die Stellung, die der Führer im nationalsozialistischen Reich 
einnimmt, und die staatsrechtliche Bedeutung des Führerbegriffs 
ergeben sich aus der nationalsozialistischen Auffassung vom 
Führerstaat. Das Gesetz vom 1. YIH. 1934 hat daher letzten Endes 
nur die Bedeutung, den staatsrechtlichen Übergang von dem Amt 
des Reichspräsidenten zu der ITilirerstollung Adolf Hitlers geschaf- 
fen zu haben. • 

I. Man kann daher dio staatsrechtliche Bedeutung des Gesetzes • 
über das Staatsoberhaupt in folgender Weise kennzeichnen: 

1. Das. Gesotz bedeutet keine lediglich vorübergehende Per- 
sonalunion, sondern ^ führt eine dauernde und organische 
Verschmelzung der Ämter dos Roichsprasidonton und des 
Reichskanzlers horboi. 

2. Das Amt des Roichsprasidonton ist orloschon. Mit dem 
Übergang der Amtsrechte auf den Führer gehört die 
deutsche Reichspräsidentenschaft der Geschichte an. 

3. Aus dorn Amto dos Roichsprasidonton als des Hüters der 
Verfassung ist das Amt dos oborston Volltsführors gowordon. 

II. Aus dem Gesetz über das Staatsoberhaupt darf nicht ge- 
■ schlössen werden, daß staatliche Befughisse, die früher dem 
Reichspräsidenten, nicht zustanden, jetzt auch dem Führer 
nicht zustehen. Adolf Hitler ist vielmehr als Führer des deut- 
schen Volks und Reichs Träger dor gesamten staatlichen Ho- 
hoitsgowalt in allen ihren gewohnten und sonst denkbaren 
Auswirkungen. Politische Führung, rrnlitärische Befehlsgewalt, 
Gesetzgebung und Venvaltung sind ebenso in seiner Hand ver- 
einigt wie er auch oberster^Gerichtsherr ist. Der Großdeutsche 
Reichstag hat diese im nationalsozialistischen Staatsdenken 
verankerte Auffassung in seinem Beschluß vom 26. IV. 1942 
ausdrücklich bestätigt. 

Adolf Hitler Ist Führer von Volk und Roich auf Lebenszeit. Dio für das 
Amt des Reichspräsidenten geltende Beschränkung der Amtsdauer auf 
Bieben Jahre ist hinfällig goworden. 
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m. Dem Führer ist in § 1 des Gesetzes ankoimgcstollt, soinon 
Stellvertreter selbst zu bestimmen. 

1. Dio SteUvcrtrcterfrago war Im Zwiscbcnstaat dergestalt geregelt, daß 
' der Reichspräsident zunächst duroh den Reichskanzler und im Falle 

dauernder . Verhinderung durch den Präsidenten des Rcichsgorichts 
vertreten wurde. Art. 61 der Verfassung in der Fassung des Gesetzes 
vom 17. Xn. 1932. 

2. Dio Stcllvcrtroterfnigo Im Dritten Reich ist einstweilen olfen geblichen. 
Der Führer hat jedoch oinmal einen Stellvertreter ad hoo ernannt, 
indem er für dio Zeit seiner Abwesenheit anläßlich der Wiedervereinigung 
der Alpen- und Donauroichsgaue mit dem Reich den preußischen Mi- 

- nisterpräsidenten und Beauftragten für den Viorjahresplan, Reichs- 
marschall Göring, mit seiner Stellvertretung beauftragte. 

IV. Der Führer ernennt auch seinen Nachfolger selbst. 

Die Nachfolge, für die eine ausdrückliche gesetzliche Bestimmung 
noch nicht erlassen ist, hat der Führer bei Ausbruch des Krieges geregelt, 
in dem er in seiner Rode vor den Abgeordneten des Großdeutsohen 
Reichstags am 1. IX. 1939 bestimmte, daß für den Fall, daß ihm in diesem 
Kriege etwas zuBtoßen sollte, sein Nachfolger Reichsmarschall 
Göring sein soll. Der Führer fügte hinzu: „Sie würden diesem dann als 
Führer genau bo zu blinder Treue und Gehorsam verpflichtet sein wie 
mir." 

Außerdem kündigte der Führer bei dieser Gelegenheit den Erlaß eines 
Gesetzes über dio Berufung eines Senats an, dessen Aufgabe darin bestehen 
wird, aus seiner Mitte den Nachfolger des Führers zu wählen, falls auch 
Reichsmarschall Göring etwas zustoßen sollte. Der Erlaß dieses Gesetzes 
steht z. Z. noch aus. 



V. Weiterer Ausbau der Reichsverwaltung. 

Noch im zweiten Jahr des nationalsozialistischen Staatsauf- 
baus wurde die mit dem Neuaufbaugesetz begonnene Entwicklung 
in einer Reihe von Einzelmaßnahmen fortgesetzt, denen allen der 
Gedanke zugrunde Hegt, die Landesverwaltung einzuschränken und 
die EeichBverwaltung weiter auszubauen. 

A. Die Eingliederung der preußischen Verwaltung in die 

Reichsverwaltung. 

_ Für das Land Preußen waren in Anbetracht seiner Größe und 
Bedeutung besondere Maßnahmen zur Vereinheitlichung von 
Reichs- und Landesverwaltung erforderlich. Sie wurden in der 
Stufe der Ministerien und der Oberpräsidenten durchgeführt. 

I. Dio preußischen Landesministerion wurdon mit den Roichs- 
ministcrion veroinigt. Nachdem bis zum Juni 1934 die preußi- 
schen Ministerien mit den entsprechenden Reichsministerien 
durch Personalunion der Minister verbunden waren, wurde im 
Herbst 1934 Roalunion hergestellt. 



- 1. Durch entsprechende Erlasse der zuständigen Reichsmini- : 
sterien sind dio proußischon Ministerien in dio Roichsmini-. 
storion eingegliedert worden, so daß also von diesem Zeit- 
punkt an das Land Preußen von den Mini sterien des Reichs 
mitverwaltet wird. " 

Nach außen kommt dio Vereinigung dadurch zum Ausdruck, daß 
dio botreffenden Reichsministor in rein proußischon Angelegen- 
heiten, etwa bei dor Unterzeichnung proüßisohor RechtB- und Ver- 
haltungsvorschriften den Zusatz „und Preußischer Minister", führen, 
z. B. der Reichs- und Preußische Minister des Innern. ' . .. 

Mit den Rcichaminis tcrlen Bind auf dieso Weiso verschmolzon worden : 

a) Das preußischo Ministerium des Innern durch Eingliederung, in das 
ReichsminiBterium des Innern. . ,. - 

b) Das preußische Landwirlschaftsmlnlsterlum durch Eingliederung in 
das Reichsministerium für Ernährung und Landwirtschaft. 

c) Das preußischo Ministerium lür Wirtschaft und Arbelt durch Ein- 
gliederungen in' das Rcichswirtschaftsministerium, das" Reichs- 
arbeitsminiBterium und das Reichsverkehrsministerium. 

d) Dos preußischo Ministerium lür Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung durch Eingliederung in daB am 1. V. 1934 neu begründete 
Reiehsministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung. 

e) Das preußischo Justizministerium durch Eingliederung in das Reiohs- 
justizministerium, ah dio sich kurze Zeit spätor dio Verreiohlichung 
der gesamten Justizverwaltung anschloß. Vgl. S. 04; , 

2. Lediglich das proußischo Fmanzrninistoriuin blieb von der 
Verschmelzung ausgenommen und besteht z. Z. noch als 
einziges preußisches Ministerium. 

Der Grund ist die getrennte Vermögensträgerschaft des Reichs und 
ProußenB, für deren Voreinigung zunächst dio orfordorlichon Übor- 
leitungsmaßnahmen durchgeführt werden müssen. T. 

LT. Dio proußischon Obofpräsidonton wurdon zu Vertretern der 
Reicher egiorung bestellt und kamen- in" ein unmittelbares 
Dienstverhältnis zum' Reich. Dadurch wurde die bis dahin 
fehlende unmittelbare Verbindung zwischen der Reichsregie- 
rung und den Provinzialbehörden des Landes Preußen her- 
gestellt. . . 

•Dio Regelung beruht auf der zwoiton Vorordnung über den'Nouaufbau 
des Reiohs vom. 27. XL 1934. 

1. Das Amt der Oberpräsidonton ist erweitert, indem ihnen . 
neben der bisher geübten Vertretung der preußischen : Lari- 
desregierung auch die ständige Vertretung der Roichsrogio- 
rung in dor Provinz übertragen worden ist. § 1. ' , 

a) Dio Obcrprüsldcnten sind, soweit Bio Reichsaufgabon zu' erfüllen 
haben,. der -unmittelbaren fachliohen Leltungsgowolt der einzelnen 
Reichsminister unterstellt. §3. . 

b) An der Dlcnstaulslclitsgowalt des Relcnsmlnlstcrs des Innern ist 
. dadurch eine Änderung nicht eingetreten. 



2 Dio Obcrnrasidcntcn haben zur Erfüllung ihres enveiterten 
AufScreises ein Einwirkungsrecht gegenüber allen Be- 
Snder Provinz erhalten, ohne Rücksicht darauf, ob diese 
Bohürden der laufenden sachlichen Weisungsgewalt des 
Oberpräsidiums unterstehen oder nicht. 

Die Oberpräsidenten können sich von sämtlichen Be- 
hörden des Reichs lind Landes sowie von den Dienststellen 
LSer Aufsicht des Reichs oder Landes stehenden oUent- 
lich-rcchUichcn Körperschaften innerhalb der Provinz 
unterrichten lassen, sie auf die maßgebenden Gesichts- 
Scte und die danach erforderlichen Maßnahmen auüncrk- 
E machen, sowie bei Gefahr im Verzuge einstweilige 
Anordnungen treffen. 

a) Das Einwirkungsrecht erstreckt sich nicht auf die Dienststellen 
der NSDAP., ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände, 
•b) Diese Befugnisse sind persönliche Rechte des Obcrprüsidenten und 
können nicht von den ihnen beigegebenen Beamten ausgeübt werden. 

B. Die Ycrrcicldiclmng der Justizverwaltung. 

Auf dem Gebiet der Justizverwaltung zeigten sich die Nach- 
teile der verschiedenartigen Länderverwaltungen besonders offen- 
kundig Es wurde dalier, wie oben S. 52 bereits dargelegt, sofort 
daran gegangen, auf diesem wichtigen Zweig der öffentlichen Ver- 
waltung die Verreichlichung durchzuführen. 

Nachdem inzwischen das preußische Justizministerium in das ReicliBjuBtiz- 
ministerium eingegliedert worden war, brachte das dritte Gesetz zur Überleitung 
der Rechtspflege auf das Reich vom 24. 1. 1935 die Entwicklung zum Abschluß: 

I. Mit Wirkung vom 1. IT. 1935 wurde die Verreichhcbung der 
Justiz ausgesprochen, d. h. die gesamte Justiz mit allen Zu- 
ständigkeiten, Rechten und Pflichten, mit allen Justizbehörden 
und Justizbediensteten wurden auf das Reich ubertragen. 

1. Die Justizbehörden der Länder sind ohne weiteres kraft Gesetzes Reichs- 
behürden, die Justlzbeninten unmittelbare Rcichsbcamto geworden; 
die Angestellten und Arbeiter der Landesjustizbehörden sind Krult 
Gesetzes in den Dienst des Reichs übergetreten. § 1. 

2. Dio Obcrlandesgerichtsprüsldcntcii und die Gcnernlstnatsninviilio unter- 
stehen seitdem dem Reichsjustizministcr unmittelbar. Die Zwischen- 
instanz der obersten Landesjustizbehörden (Justizministerien der 
Lander), die durch das zweite Gesetz zur Überleitung der Rechtspflege 
auf das Reich vom 5. XH. 1034 bereits in die Reiohsvorwaltung ein- 
gegliedert worden waren, sind endgültig weggefallen. , 

3. " Dio Einnahmen und Ausgaben für dio Justizverwaltung gehen ausschließ- 

lich auf Rechnung dos Reichs. § 2. 

Das Reich Ist In nllo Tcnnügcnsrcchtlichen Mickten und. Rechte 
eingetreten, die mit der Justizverwaltung der Länder» bisher verbunden 
waren. Alle Grundstücke und beweglichen Sachen der Länder, die aus- 
schließlich oder überwiegend von Justizbehörden benutzt worden sind, 
sind in das Eigentum des Reichs übergegangen. § 3. 
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IL Auch die Justizverwaltung der im Zuge der Errichtung des 
Großdeutschon Reichs, cingegliodorton Gobieto ist in die Vor- 
roichhehung bereits einbezogen. ' 

Die Justizverwaltung dor Alpen- und Donouroichsgauo wurdo durok 
Erl. vom 23. IV. 1038 in dio Roiohsjustizvorwaltung! überführt; in den 
anderen eingegliederten Gebieten wurdo die Justizverwaltung von vorn- 
herein als reine Roichsyerwaltung aufgebaut. Vgl. „Neues Staatsreoht LT". 

C. Die Übernahme weiterer Verwaltungszwcige in die. 

Reichsverwaltung. 

I. Das Reich hat noch weitere Yorwaltungszwoigo übornommon. 

Dazu gehören: Dio Luftfahrtverwaltung, das Straßenweson, das Forst- •' 
und Jagdwesen, das Vermessungsweson, das SicdlungBweson, daB Pferdo- 
rennwesen, das Bergwesen, dio Aufsicht übor dio Industrio- und Handels- 
kammern, über Börsen.'TIypothekcn- und Sohiffspfandbriefbankon Bowio 
übor dio Staatsbanken. ' 

IL Neugeschaffene Ycrwaltungszwcigo wurden grundsätzlich von 
Anfang an Yorwaltungszwoigo des Reichs. , , 

Als wichtigsto Beispiele worden angeführt das Propagandawesen mit 
dem Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda an dor 
Spitze und den Roichspropagandaämtorn als Außenstellen; der Rcichs- 
arheitsdienst mit dem Roiohsarbeitsführer an dor Spitzo, der dem Reichs-: 
minister des Lünern unmittelbar untersteht; dio Sippenforschung, für die 
das Reichssippenamt (zunäohst unter dor Bezeichnung Reichsstello für 
Sippenforschung) eingerichtet worden ist. 
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Dritter Abschnitt. 



Das Dritte Jahr des Nationalsozialistischen 
Staatsaufbaus. 

I. Das Reichsstattlialtergesetz. 

A. Allgemeines. 

Am zweiten Jahrestage der Machtübernahme durch den 
Nationalsozialismus erging ein neues Reichsstatthaltorgesetz. Dieses 
brachte unter Aufhebung des Zweiten Gleichschaltungsgosctzcs vom 
7. r7. 1933 eine durchgreifende Neuregelung des Reichsstatthaltor- 
aintes, die von den neuen, durch das Neuauf baugesetz vom 30. I. 
1934 herbeigeführten staatsrechtlichen Verhältnissen ausgeht. 

Die Rückwirkungen des Neuaufbaugesetzes auf das Reichsstatthaltoramt 
•wurden bereits oben S. 53 dargestellt. Auf diese Ausführungen wird verwiesen. 

I. Dio Rechtsstellung der Reichsstatthaltor wurde vollkommen 
neu geordnet. Die Regelung des Reichsstatthalteramtes, die 
das Zweite Gleichschaltungsgesetz getroffen hatte, wurde, so- 
weit sie in die Neuordnung hineinpaßte, von dem neuen Ge- 
setz übernommen. Das Zweite Gleichschaltungsgesetz wurde 
dadurch überflüssig und wurde aufgehoben. 
II. Die Kernpunkte der Neuordnung, die sich als ein bedeutsamer 
Fortschritt in der großen Reichsreform darstellt, sind: 
1. Die Eingliederung des Rcichsstatthaltors in den Vcrwaltungs- 
organismus dergestalt, daß der Reichsstatthalter auf der 
einen Seite eine nachgeordnete Dienststelle der 
Reichsregierung und der einzelnen Reichsmini- 
ster ist, während er auf der anderen Seite als übergeord- 
nete Dienststelle an die Spitze der gesamten öffent- 
lichen Verwaltung seines Amtsbezirks getreten ist. 
Der Reichsstatthalter hat, damit ein gesetzlich festgelegtes 
und unbedingtes Übergewicht über die Landesregierung 
erlangt, so daß sich keine -Gegensätzlichkeiten zwischen 
~ dem Reichsstatthalter und der Landesregierung entwickeln 
können. 



2. Die Möglichkeit einer Verbindung dos Reichsstatthaltor' 
i amtos mit der Landesregierung dergestalt, daß dem Führer 
anheimgestellt ist, den Reichsstatthalter gleichzeitig auch 
mit der Führung der Landesregierung zu beauftragen. 

Ln. Dio Sonderregelung für das Land Preußen ist aufrechterhalten. 
Näheres vgl. S. 72. • ' : 

IV. Das Reichsstatthaltergesetz ist bedingt durch, die besondere 
' Entwicklung der staatsrechtlichen Verhältnisse im Altreich. 
Der eigentliche Anwendungsbereich dos Roichsstatthaltorge- 
sotzos ist daher auch das Altroich. Bei den im Zuge der Er- 
richtung des Großdeutschen Reichs gebildeten .neuen Reiohs- 
• gauen hat es kein Reich: Länder-Problem gegeben, und auoh 
das Neuaufbaugesetz brauchte daher dort regelmäßig nicht 
emgeführt zu werden. 

1. Dio nouon Roichsgauö sind ebenfalls ReiohBstatthaltera 
unterstellt, für deren Stellung jedoch nach dem Ostmark- 
gesetz, dem , Sudetengaugesetz und dem Führererlaß über 
Gliederung und. Verwaltung der Ostgebiete vom Reiohs- 
statthaltergesetz abweichende Sondervorschriften einge- 
führt worden sind. 

2. Das Reichsstatthaltorgesetz gilt daher in den neuen Reichs- 
gauen nur ergänzend und hilfsweiso, d. h., die für diese Ge- 
biete erlassenen Sondergesetze gehen dem Reichsstatt- 
haltergesetz vor. Vgl. Neues Staatsrecht LT. 

B. Der Inhalt des Gesetzes. , . 
1. Erwerb und Verlust des Roichsstatthaltoramts. 

Ernennung und Abberufung des Reichsstatthalters sind dem 
Führer vorbohalton. § 9 1 . 

I. Der Führer ist in der Ernennung vollkommen frei. Die Regel 
ist, daß der zuständige Gauleiter der NSDAP, zum Reichs- 
statthalter ernannt wird. 

Naoh dorn ersten Reichsstatthaltorgesetz bestand dio Einschränkung, 
daß der Reichsstatthalter nicht gleichzeitig Mitglied der Landesregierung 
sein durfte. Diese Bestimmung ist weggefallen. 

II. Der Führer kann den Reichsstatthaltor wie bisher jederzeit 
und naoh freiem Beheben abberufen. , 

Dio Beendigung /des Amtes kann daneben auch durch Rücktritt des 
Rclchs8tatüialtcrs herbeigeführt werden, der jederzeit erfolgen kann. Vgl. 
§ 0» des Roiohsstatthaltergesetzes in Verbindung mit § 11 des Reiohs- 
ministergesotzes. 
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2. Dio Abgrenzung dor Stattkaltorbozirke. 
X Dio Bestimmung der Amtsbezirke der Reicksstatthalter stellt- 
' dem Fükrcr zu. § 9 2 . 

■ l Nach bisherigem Recht Helen dio Stütthaltcrbozjrko mit den Grenzen 
Z Ltodcr zusammen. Das Zweite Gleickscba-ltungsgesetz hatte bo- 
RHmmt daß icdTa größere deutsche Land mit Ausnahme Preußens) 
< eÄeX atthaL erhalten soUto und daß für Meinero doutaeho 
Ser ein gemeinsamer Statthalter bestellt werden konnte. 
2 Das neue Rclchsstatthaltcrgcsctz laßt dem Führer in der Abgr<mzung 
dwSMmnltcrbczlrko freie Hand. Es können nunmehr auch größere 
• I Lander zu einem gemeinsamen Statthalterbczirk vereinigt oder umgo- , 
1 kehrt in mehrere Statthalterbczirke aufgeteilt werden; es können na- 
' mentlich aber auch ohne Rücksicht auf die Landesgrenzen Statthalter, 
bezirko neu gebildet werden. 

H Im Großdoutsclion Reick bostokon 21 Roicksstattkaltorbozirko. 
* Davon entfaUen 11 auf das Altreick, bei den übrigen bandelt 
es sick um die im Zuge der Errichtung des Großdeutscben 
Reichs neugeschaffenen Reichsgaue. 

1. Die Rclchsstatthaltcrbezirkc des Altrclchs, die in acht Fällen je ein grö- 
ßeres deutsches Land und in drei Fällen je zwei kleinere deutsche Lander ; 
umfassen, sind: 

Bayern (mit dem Amtssitz des Reichsstatthalters in München), 

Sachsen (Amtssitz Dresden). 

Württemberg (Amtssitz Stuttgart), 

Baden (Amtssitz Karlsruhe), 

Thüringen (Amtssitz Weimar), 

Dessen (Amtssitz Darmstadt), 

Hamburg (Amtssitz Hamburg), 

Mecklenburg (Amtssitz Schwerin), 

Oldenburg und Bremen (Amtssitz Oldenburg), 

Braunschweig und Anhalt (Amtssitz Dessau), 

Lippo und Schaumburg-Lippo (Amtssitz Detmold). 

2. Bei den neugeschaffenen Rcichsgaucn entspricht je ein Reichsgau 
einem Reichsstatthaltcrbezirk. Diese Bezirke sind: 

Reichsgau Wien (Amtssitz Wien), 

Reichsgau Kärnten (Amtssitz Klagenfurt), 

Reichsgau Niederdonau (Amtssitz Wien, später Krems a. D.), 

Reichsgau Oberdonau (Amtssitz Linz), 

ReichBgau Salzburg (Amtssitz Salzburg), 

ReichBgau Steiermark (Amtssitz Graz), 

Reichsgau Tirol-Vorarlberg (Amtssitz Innsbruck), 

Reichsgau Sudctcnland (Amtssitz Reichenberg), 

Reichsgau Danzig-Wcstprcußcn (Amtssitz Danzig), 

Reichsgau Wartheland (Amtssitz PoBon). 

Der Reichsstatthalter in Österreich, dor bei der Wiedervereinigung mit 
dem Reich zunächst für das gesamte Gebiet der Alpen- und Donaureiohs- 
gauo eingesetzt war, ist mit dem Inkrafttreten des Ostmarkgesotzes weg- 
gefallen, vgl. dazu Neues Staatsrecht H. ~ . 



3. Bor Roicksstattkaltor als Tortroter dor Reicksregierung:. 

I. Bor Roicksstatfkaltor ist der stündigo Vertreter dor Reiclis- 
regiorung in seinem Amtsbezirk. § l 1 . 

1. Als solcker untorstokt er dor Anweisungsgowalt der Reicks- 
regiorung und zwar dergestalt, daß auck die einzelnen. 
Reicksministor bei Durchführung der ihnen obkegenden 
Aufgaben, den Reichsstatthalter unbeschadet der Dienst- 
aufsicht des ReichsminiBters 1 des Innern unmittelbar mit 
Weisungen versehen können. § 3." 

2. Die persönliche Stellung des Reichsstatthalters richtet sich 

nach dem Roichsministorgesetz, das sinngemaßo Anwendung: 

findet. > 

: ■ 1 ■ - 

Für die Amts- und Versorgungsbezügo gilt oino besondoro VO. vomi 
10. VI. 1038. . 

II. Der Roicksstattkaltor kat in erster Linie dio Aufgabo, Jür dio- 
Beobacktung dor vom Fükror aufgestellten Ricktlinien der 
Politik zu sorgen. § l 2 . 

1. Nack dem ersten Reichsstatthaltergesetz oblag dem Roicks- 
stattkaltor nicht nur die Wahrnehmung von Reichsinter- 
essen, sondern er war gleichzeitig auck Vertrauensmann der 
ländor (s.,oben S. 19). Er hatte widerstreitende Interessen 
zwischen den Ländern und «dem Reich auszugleichen und 
die Staatsführung der Länder in die Bahnen der Reichs-/ 
politik zu leiten. Für diese Aufgabe ist seit der Schaffung 
des Einheitsreichs kein Raum mehr. 

2. Nack dorn Nouon Roicksstattkaltorgcsotz ist der Roicksstatt- 
kaltor lediglick Vertreter der Roicksregierung und von ikr 
zur politisckon Führung seines Amtsbezirks berufen. Seine 
Aufgabe beschränkt sick deskalb fortab nicht nur auf die- 
Sorge für die allgemeine Einhaltung der vom Führer auf- 
gestellten Richtlinien, sondern er kann diese Richtlinien 
auch in seinem Amtsbezirk unmittelbar durchsetzen. 

III. Um ihre Aufgabe als Vertreter der Reichsregierung erfüllen 
zu können, ist. den Reicksstattkaltorn ein Einwirkungsrcckfc 
auf sümtlicko Behörden ihres Amtsbezirks eingeräumt worden. 

\Sio können sick yon sämtlichen Reichs- und Landosbohördon 
sowie von don Dienststellen der unter Aufsicht des Reichs oder 
Landes stehenden öffontlick-rccktlicken Körpersckaften ikres 
Amtsbezirks untorrickten lassen, sio auf die maßgebenden 
Gesicktspunkte und die. danack erforderlichen Maßnahmen 
aufmerksam mackon, sowie bei Gefakr im Vorzugo oinst- 

• woiligo Anordnungen zu treffon. § 2 1 . . 



1. Dio Reichsstatthaltcr haben damit dio gloichon Rechto er- 
halten, . wio sie den preuBischon Oberpräsidonton boreits 
durch die Zweite Verordnung über den Neuaufbau des 
Eeichs vom 27. XI. 1934 (vgl. S. 03f) zuerkannt worden 
sind. 

&) Dom Ein wirkungsr eckt unterliegen hier wie dort: 

a) SSnitlldio Rclchsbehörden des Amtsbezirks. Dom Reiohsstatt- 
haltor wurdo daduroh dor bisher noch fehlende Verbindungsweg 
zu den Roichsvorwaltungsbehörden erschlossen. 

ß) SumtUclio Landesbcbö'rdcn und öffentliche Körperschaften des 
Amtsbezirks, nicht dagegen dio Dienststellen der .NSDAP. — 
Dio Rechtsstellung der Reiohsstatthaltor ist in dieser Reziohung 
weitergehend als dio dor Oberpräsidonton insofern, als die Reiohs- 
statthalter dio Rechte auch gegenüber den Landesregierungen 
geltend machen können, während die Oberpräsidenton der 
preußischen Landesregierung als nachgeordnete Behörden unter- 
stehen. 

b) Dio Reichsstatthaltcr dürfen diese Rechto ebenso wie die 
Oberpräsidenten nicht auf dio ihnen beigegebonen Be- 
amten übertragen. § 2 2 . 

Damit ist auch die Übertragung nuf einen etwa zur Führung 
der Landesregierung berufenen Vortreter (vgl. S. 71) ausgeschlossen. 

2. Dio Verleihung des Einwirkungsrechts an die Reichsstatt- 
halter bedeutet dio Grundsteinlegung für den künftigen Aus- 
bau des Roichsstatthaltoramtes zur Mittclinstanz dos Reichs, 
der, wie die amtliche Begründung zum Reichsstatthalter- 
gesetz ausführt, im weiteren Verlauf der Reichsreform er- 
folgen soll und der in den neuen Reichsgauen bereits ver- 
wirklicht ist. 

a) Der Reichsstatthaltcr ist zu einer leitenden Verwaltungs- 
stelle in der Mittelinstanz des Reiches geworden. Ihm 
soll die Steuerung der gesamten Verwaltung seines Amts- 
bezirkes obbegen. Seine Stellung weist eine große Ähn- 
lichkeit mit der des preußischen Oberpräsidonton auf: 

a) Bcldo sind ständige Vertreter der Relchsreglerung innerhalb ihres 
Amtsbezirks. 

ß) Bcldo bilden dio Spltzo der in ihrer Dienststelle zusammen- 
gefaßten Vermutung ihres Amtsbezirks. 

y) Beido haben dio gleichen, auf dem Informationsreoht beruhenden 
Befugnisse gegenüber den Sondcrvcrwalhmgcn des Reichs und 
des Landes und gegenüber den Körperschaften dos öffentlichen 
Rechts. 

b) Damit ist zugleich auch der Wog für dio oinhoitlicho Vor- 
reichlichung der zur allgemeinen landesvorwaltung ge- 
hörenden, aus ihrem inneren Zusammenhange nicht lös- 
baren Verwaltungszweige Idar vorgozoichnot. . 
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' . 4. Dio Stellung des Roichsstatthaltors gogonübor der 

Landesvorwaltung. 

I. Dio allgomoino Rechtsstellung des Roichsstatthaltors gegen- 
über den Landesbehörden seines Amtsbezirks ist durch das so- 
eben'besprochene Einwirkungsrecht eindeutig geklärt und wie 
folgt erweitert worden: - 

1. Der Roichsstatthaltor ist dor Landesregierung üborgoordnot. 
Er kann von der Landesregierung und ihren einzelnen Mit- 
gliedern jederzeit Berichterstattung verlangen; ihnen An- 
regungen erteilen und bei Gefahr im Verzuge einstweilige 
Anordnungen treffen. 

2. Sümtlicho Verwaltungsstellen Beines Amtsbezirks /iintor- 
stohon dorn Roichsstatthaltor in der gleichen Weise. Er kann 

. mit diesen ohne Vermittlung der Landesregierung in direkte 
Verbindung treten. 

LT. Eino Neuerung von grundsätzlicher und weittragender Bedeu- 
tung bringt das neue Reiohsstatthaltergesetz durch die Be- 
stimmung, daß der Führer den Roichsstattbaltor mit der Füh- 
rung der Landesregierung beatif tragen kann. § A. ' 

1. Dio Beauftragung liegt im freien Ermcsson dos Führers. 

Sie wurde durch Erlasse des Führers einstweilen für dio Länder 
Sachsen, Hessen, Lippe und Anhalt durchgeführt. In (Thüringen besteht 
insoweit eine besondero Regelung, als dort nur das Innenministerium 
der Leitung des Reiohsstatthaltors unterstellt ist. 

2. Die Beauftragung bowirkt, daß nunmehr der Roichsstatt- 
haltor zur alleinigen Spitzo'der Landesvorwaltung wird. , 

a) Die vollkommene Einheitlichkeit der LandcsvcnTaltung ist gewähr- 
leistet, da dio Leitung der gesamten Landesverwaltung in dor Hand 
des Statthalters vereinigt ist. Dor Statthaitor braucht jedoch das 
Amt des Ministerpräsidenten nioht selbst zu übernehmen, sondern 
kann ein Mitglied der Landesregierung mit seinor Vortretung be- 
auftragen. 

b) Das Führerprinzip Ist damit auch In der Landcsverwaltung durch- 
geführt. An die Stolle des bisherigon Kollegialsystoms einer mohr- 
köpfigon Landesregierung ist das ' Präsidialsystom getreten.' Dor 

; Roichsstatthaltor besitzt dio alloinigo Anordnungsgowalt und trägt . 

dementsprechend auch dio alleinige Verantwortung. , ..... 

III. Dio Roichsstatthaltor habon außerdem noch gewisse Einzol- 
bofugnisso, von denen die wichtigsten sind: 

1. Die Reichsstatthalter haben dio Londcsgcsotzo, nachdem 
diese die Zustimmung des zuständigen ReichsminiBters ge- 
funden haben, auszufertigen und zu verkünden. 

2. Bei der Ernonnung und Entlassung des Vorsitzenden und 
der Mitglieder dor Landesregierung hat der Reichsstatt- 
halter ein Vorschlagsrecht. 
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Dio Ernennung und Entlassung selbst sind allerdings dem Führer 
vorbehalten, der auch an dio Vorschläge des Reiobsstatthaltora nicht 
gebunden ist. 

3. Auch auf dorn Gebiet des Bcamtenornonnungs- und des 
Gnadonrcclits haben die Reichsstatthalter gowisso Befug- 
nisse und zwar insoweit, als die Ausübung dieser Rechte, 
die an sich dem Führer zustehen, von diesem an die Reichs- 
minister und von diesen an die Rcichsstatthaltcr woitor- 
übertragen sind. 

5. Die Sonderregelung für Preußen. 

I. Für das Land Preußen liegen die Rechte des Rcichsstatthaltors 
unmittelbar heim Führer, der ihre Ausübung auf den preußi- 
schen Ministerpräsidenten übertragen hat. 

Die Übertragung, dio im Reichsstatthaltergesetz ausdrücklich vor- 
gesehen ist, erfolgte durch Führererlaß vom 30. I. 1035. 

II. Der Ministerpräsident ist Führer der Landesregierung kraft 
Gesetzes. § 10 2 . 

1. Er fertigt dio Landcsgcsetzo im Namen des Führers aus und 
verkündet sie nach Zustimmung der Reichsregierung. 

2. Dem Ministerpräsidenten stehen ferner zu auf Grund be- 
sonderer Ermächtigung durch Erlasse des Führers vom 1. II. 
1935: 

a) Dio Ernennung und Entlassung der Landcsbcamtcn, soweit sio sich 
der Führer nicht vorbehalten hat. Vgl. S. 00. Dieses Recht kann 
der Ministerpräsident weiterübertragen. 

b) Dio Ausübung des Gnadenrechts, soweit es sich der Führer nicht 
vorbehalten oder seine Ausübung auf die zustündigen Rcichsminister 
übertragen hat. Auch dieses Recht ist weiterübertragbar. 



C. Die Sonderstellung des Saarlandes. 

Für das Saarland ist zunächst kein Roichsstatthaltor ernannt 
worden. An die Spitze der Verwaltung wurde vielmehr ein Reichs- 
kommissar gestellt, der eine durch besondere Vorschriften geregelte 
Stellung hatte. Sie war der Stellung eines Reichsstatthalters im 
Altreich und, der eines preußischen Oberpräsidenten ähnlich. Nach 
Zusammenfassung der Dienststelle des ReichEkommissars mit der 
Dienststelle des Regierungspräsidenten in Speyer (VO. vom 8. V. 
1940) führt der ReichBkommissar gemäß Führererlaß vom 11. DI. 
1941 jetzt die Bezeichnung „Der Reichsstatthaltor in der West- 
mark". 

Vgl. dazu Neues Staatsrecht II. ' 



II. Die Deutsche Gemeirideordmmg. 

A. Allgemeine Charakteristik. 

Ebenfalls am zweiton Jakrestago der Machtübernahme wie das 
Reichsstatthaltergesetz erging ein weiteres hochbedeutsames Ge- 
setzgebungswerk für das neue Deutschland, dio Doutscho Gomoindo- 
ordnung. Während das Statthaltergesetz die Verwaltung der Länder 
nach neuen Gesichtspunkten regelte, nahm die Gemeindeordnung 
die Vorfassung und Verwaltung der Gomoindon zum Gegenstand und 
unterwarf diese einer vollkommenen Neuordnung. 

1. Grundgesotz des nationalsozialistischen Staates. 

Ihre hervorragende Bedeutung für das Dritte Reich kennzeich- . 
net die Deutsche Gemeindeordnuhg in einem Vorspruch selbst wie 
folgt: • ■ 

„Dio Dcutscho Gomoindoordnung will dio Gomoindon in 
enger Zusammenarbeit mit Partei und Staat zu höchsten Loi- 
stungonbefähigon und sie damit instand setzen, im wahren Sinne 
des Schöpfers gemeindlicher Selbstverwaltung, des ReichB- 
freiherrn vom Stein, mitzuwirken an der Erreichung des Staats- 
zieles: in einem einheitlichen, von nationalem Willen durch- 
drungenen Volle dio Gemeinschaft wieder vor das Einzol- 
schicksal zu stellen, Gemeinnutz vor Eigennutz zu setzen und 
unter Führung der Besten des Volkes die wahre Volksgemein- 
schaft zu schaffen, in der auch der letzte willige Volksgenosse 
das Gefühl der Zusammengehörigkeit findet. — Die Deutsche 
Gemeindeordnung ist ein Grundgesetz des nationalsozialisti- 
schen Staates. Auf dem von ihr bereiteten Boden wird sich der 
< Neubau des Reiches vollenden." . 

2. Vereinheitlichung des doutschon Gomoindorcchts. 

i * 

Dio Doutscho Gomoindoordnung schafft einheitliches Recht für 
sämtliche deutschen Stadt- und Landgomoinden. Sie gilt auch be- 
reits in den Alpon- und Donaurcichsgauon, VO. vom 15. IX. 1938, 
im Roichsgau Sudotonland, VO. vom 10. XI. 1938, und in den 
eingegliederten Ostgebieten, VO. vom 21. XII. 1939. 

Ausgenommen Bind lediglich dio Roichshauptstadt Berlin und dio Hanso- 
Btädto Hamburg und Bremen, deren Verfassung und Verwaltung mit Rücksicht 
auf dio Bedeutung und gemeindliche Eigenart der drei Städte besonders go-, 
regelt sind. Vorfassung und 'Verwaltung von Berlin bestimmen sich' nach dorn 
Reichsgese^z vom 1. XH. 1030 (vgl. unten S. 110), von Hamburg nach dorn, 
Roichsgesötz vom 9. XH. 1937 (vgl. unten S. 127); dio-DGO. gilt hier nur in- 
soweit, als dieso Sondergesetzo koino abweichenden Bestimmungen enthalten. 
Für dio Stadt Bremen ist der bisherige Rechtszustand bis auf weiteres nooh 'auf- 
rechterhalten worden. - 
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I. Dio'bishorigo Zorsplittorung ist beseitigt. Das Gemeinderecht 
war eins der zerrissensten Rechtsgebiete Deutschlands, es hatte 
bisher der landesrechtlichen Regelung unterlegen und wurde 
nunmehr zum erstenmal von Reichs wegen geordnet. Dadurch 
wurden die tiefgreifenden Unterschiede, die das Gemeinderecht 
nicht nur in den verschiedenen Ländern, sondern auch inner- 
halb der Länder in den verschiedenen Landesteilen aufwies, be- 
seitigt. 

II. Die Deutsche Gomcindcordnung gilt für Stadt- und Landge- 
meinden. Zu einer verschiedenartigen Ausgestaltung der 
Rechtsverhältnisse städtischer und ländlicher Gemeinden, wie 
sie sich in den Ländern allgemein herausgebildet hatte, lag im 
neuen Deutschland keine Veranlassung mehr vor. 
HI. Die Deutsche Gomoindcordnung gilt nicht für Gomcindovor- 
bändc. Für diese ist vielmehr eine besondere gesetzliche Rege- 
lung in Aussicht genommen. 

•3. Erfüllung des Gomoindercchts mit einem der nationalsozialisti- 
schen Weltanschauung entsprechenden Ideengohalt. 

Das Selbstverwaltungsprinzip, d. h. der Grundsatz, daß die 
Gemeinden die örtlichen Aufgaben der Verwaltung durch von ihnen 
"bestellte Behörden, Beamte und Ehrenbeamte selbst erfüllen, ist 
•aufrechterhalten worden, doch hat die Deutsche Gemeindeordnung 
•das Institut der Selbstverwaltung auf das Gedankengut der national- 
sozialistischen Bewegung abgestellt und ihm dadurch eine vollkom- 
anon neuo Gestalt verheben. Die Haupteigentümlichkeiten dieser 
Neugestaltung sind folgende: 

I. Dio alleinige Verantwortung des Leiters der Gemeinde. Der 
Leiter der Gemeinde (Bürgermeister) führt die Verwaltung 
der Gemeinde unter uneingeschränkter eigener Verantwortung. 
Die Beschlußkörperschaften (Stadtverordnetenversammlung, 
Gemeinderäte) sind weggefallen. Der Bürgermeister wird nicht 
mehr gewählt, sondern in einem gesetzlich geregelten Ver- 
fahren in sein Amt berufen. 

U. Sicherung der Volksverbundenheit der Gemeindeverwaltung. 
Die Deutsche Gemeindeordnung bringt das ehrenamtliche Ele- 
ment im Gemeindeleben zu neuer Bedeutung. Die Leiter der 
kleinen Gemeinden (unter 10000 Einwohnern) sind grundsätz- 
lich als Ehrenbeamte zu bestellen. Dem Bürgermeister sind 
Gemeinderäte und Beiräte zur Seite gestellt, die aus der 
Bürgerschaft berufen werden und ihn bei wichtigen Angelegen- 
heiten beraten. 

III; Verbindung der Gemeindeverwaltung mit der Partei. Die 
NSDAP, als die Trägerin des deutschen Staatsgedankens und 



, die Willensträgerin des', deutschen Volkes hat gewisse Befug 
nisse, um den Einklang der Gemeindeverwaltung mit der Partei 
zu sichern. Sie übt die Befugnisse durch einen besonderen Be- 
auftragten aus. , 

IV. Einordnung der Gemeindeverwaltung in dio Staatsverwaltung. 
Die Staatsaufsicht'ist verstärkt und dahin ausgebaut. worden, 
daß sie sich nicht nur wie bisher lediglich auf die Gesetzmäßig- 
keit der gemeindlichen Venvaltungsführung, sondern auch auf 
' . die Übereinstimmung der GemeindepoUtüc mit den : Staats- 
zielen erstreckt. Durch. Aufstellung fester Grundsätze für die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Gemeinden ist dafür 
gesorgt, daß die- Gemeindefinanzen nicht in Unordnung ge- 
raten und sich zum Nachteil für das Staatsganze auswirken 
können. 

B. Dio Grundlagen der Gemeindeverwaltung. 
1. Gebiet und Bovölkorung. 

I. Dio Gemeinden sind Gebietskörperschaften. Das Gebiet (die 
Gemarkung) der Gemeinde wird durch die Grundstücke ge- 
bildet, die nach geltendem Recht zu der Gemeinde gehören. 
§ 12 1 . ' • ' 

II. Die Bovölkorung der Gemeinde scheidet sich in Einwohnor und 
Bürger, § 5 1 . Der Unterschied hegt im wesentlichen darin, 
daß der Bürger neben den allgemeinen Rechten und Pflichten 
des Einwohners das Recht und die Pflicht zu ehrenamtlicher 
Tätigkeit hat. 

1. Einwohner der Gemeinde ist, wer in der Gcmclndo wohnt. 

2. Bürger dor Gemeinde sind dio Bclohsbiirgcr, dio das lünlundzwnnzigBto 
- ■ Lebensjahr vollendet haben, seit mindestens einem Jahro in der Gc- 
meindo wohnen (vgl. § IQ 1 mit der Änderung, dio sich aus dorn Beiohs- 
bürgergesetz vom 15. IX. 1035 ergibt) und dio bürgerlichen Ehrenrechte 
besitzen. Bis auf weiteres, d.-h. solange es nooh keine endgültigen 
Eoichsbürgor gibt, ist erforderlich, daß dor. Einwohner als vorläufiger 
Beichsbürgor gilt. Über dio Begriffe Eeiohsbürgor und vorläufiger 
Eeiohsbürger vgl.. S. OOff. . 

• .2. Aufgaben. 

, Die Aufgaben der Gemeinden werden in Selbstvorwaltungs- 
angolegonhoiton und Auf tragsaugolegonkoiton eingeteilt, und dem- 
entsprechend wird wie bisher zwischen einem eigenen Wirkungs- 
kreis und einem übertragenen Wirkungskreis der Gemeinden unter- 
schieden. 

I. Der oigono Wirkungskreis der Gemeinden besteht in der Er- 
ledigung von Solbstvorwaltungsaufgabon, er erstreckt Bich auf 



alle Aufgabenzweige der örtlichen Verwaltung (Totalitüts- 
prinzip): Die Gemeinden haben in ihrem Gebiet alle öffent- 
lichen Aufgaben unter eigener Verantwortung zu verwalten, 
soweit dio Aufgaben nicht nach gesetzlicher Vorschrift anderen 
Stelion ausdrücklich zugowieson sind oder auf Grund gesetz- 
licher Vorschrift von andoron Stollen übernommen worden. § 2 2 . 

Dio Sclbstverwaltungsaufgabon der Gemeinden schoidon sich 
wie bisher in: 

1. Gesetzlich Übertragono Aufgabon, d. h. Aufgaben, deren 
Erfüllung den Gemeinden kraft Gesetzes obliegt, die also 
alle deutschen Gemeinden auf sich nohmon müssen. 

Zu den gesetzlich übertragenen Aufgaben gehören beispielsweise: 
Errichtung und Unterhaltung von Volksschulen, Bau und Unterhaltung 
von öffentlichen Wegen, Errichtung und Unterhaltung von Wasser- 
versorgungs- und Abfallstoffbeseitigungsanlagen. 

2. Freiwillig übornommono Aufgabon, d. h. Aufgaben, zu doron 
Erfüllung dio Gemeinden nicht unbedingt verpflichtet sind, 
die sie vielmehr nach eigener Wahl auf sich nehmen können. 

Der Kreis der freiwilligen Gemeindeaufgaben ist überaus groß und 
mannigfaltig, als Beispiele seien genannt: Errichtung und Betrieb von 
Gas-, Elektrizitätswerken, Straßenbahnen, Heil- und Pflegeanstalten, 
Siechenheimen, Waisenhäusern, Errichtung und Unterhaltung von 
mittleren und höheren Schulen, Fortbildungs- und Fachschulen, 
Bibliotheken, Theatern, Sportplätzen, Badeanstalten. 

II. Der übertragene Wirkungskreis der Gemeinden erstreckt sich 
auf die Erledigung von Staatsaufgabon, die den Gemeinden 
durch Gesotz übertragen werden. § 2 3 . 

Zurn übertragenen Wirkungskreis der Gemeinden gehören beispiels- 
weise: Dio Wahrnehmung der Ortspolizei, die Einrichtung und der Betrieb 
von Standesamtern. 

3. Solbstgcsetzgobung. 
I. Dio Gomoinden können ihre eigenen Angelegenheiten durch 
Natzungen rcgoln, soweit die Gesetze keine Vorschriften ent- 
halten oder den Erlaß von Satzungen ausdrücklich gestatten. 

wÄSSSÄ* di ° verbindliches Ortsrecht schaffen, werden 

vom Burgermeister nach Beratung mit den Gemeinderäten erlassen. 

H. Für folgende Satzungen, die von besonderer Wichtigkeit sind,- 
gelten Sondervorschriften: fa ' 

h meinde UPtSatZUDS ' ^ iöt das Vorfassun SSstatut der Ge- 

EinSllÄ^ 0 muß A ei 5° Hauptsatzung haben. Sie regelt die 

a?£ der G ° meinde ' - b - diozau ir 



- 2. Dio Haushaltssatzung. 

' Jedo Gemeinde muß alljährlioh ihren Haushaltsplan in Form einer 
Satzung aufstollen. 

- 3. Satzungen übor Anschluß- und Bonutzungszwang. 

Dio ,Gomeindo kann bei dringendem öffentlichen Bedürfnis durch 
Satzung für dio Grundstücke ihres Gebiets den Anschluß an Wasser- 
leitung, Kanalisation, Müllabfuhr, Straßonroinigung und ähnliche der 
Volksgcsuntlhoit dionondo Einrichtungen (Ansohlußzwang) und die 
Benutzung dieser Einrichtungen und der Schlachthöfe (Benutzungs- 
.-, zwang) vorschreiben. 

4. Staatsaufsicht.- 

a) Im Friodon. ( 

Dio Gomoindori unterstehen der staatlichen Aufsicht.- Dioso 
ist in Auftrags- und Selbstverwaltungsangelegenheiten wie folgt 
verschieden: 

I. Di Auftragsangologonhoiton ist dio Staatsaufsicht gloichbo- 
doutond mit Dionstauf sieht. Die Gemeinden unterstehen den 
zuständigen Staatsbehörden wie nachgeordnete Dienststellen 
und sind verpflichtet, den Anweisungen, die diese ihnen er- 
teilen, Folge zu leisten. . 

II. Di Selbstverwaltungsangolegonhoiton ist dio Staatsaufsicht an 
bestimmto gesetzliche Formen und Voraussetzungen gebunden, 
die den Gemeinden die Bewegungsfreiheit zur Entfaltung ihres 
Eigenlebens gewährleisten. 

1. Ziel der Staatsaufsicht ist, sicherzustellen, daß die Gemeinde 
im Einklang mit den Gesetzen und den Zielen der Staats- 
führung verwaltet wird. § 106. 

2. Oberste Aufsichtsbehörde ist der Koichsmmistor des Dinorn. 
. 3. Zur Verwirklichung der Staatsaufsicht stehen den Aufsichts- 
behörden zu: ■ ' , 

a) Ein allgemeines Im*ormatlonsrcclir, auf Grund dessen dio Aufsichts- 
• bohördo sich jederzeit über allo Angelegenheiten der Gemeinde 

unterrichten kann. § 108. , 

b) Dio Befugnis zu Eingriffen in dio Gcmelndovcnvnlrung; durch Auf- 
hobung bzw. Horboiführung von Anordnungen des Bürgermeisters 
und durch Einsetzung eines Staatskommissars als äußerstes Mittel. 
§§109—112. 

4. Gogon dio Anordnungon dor Aufsichtsbehörde steht den Ge- 
meinden das Kecht der Bcschwordo in einem gesetzlich ge- 
, ' regelten Verfahren zu. § 113. 

- b) Im Kriege. 

Für dio Kriogszoit gilt oino Sondorrcgolung: Damit die öffent- 
liche Verwaltung in der Lage ist, auch unter schwierigsten Verhält- 
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hissen ihre Aufgaben gegenüber Volk und Reich zu erfüllen, haben 
die bisher mit AufsichtsboingnisBen ausgestatteten Behörden durch 
Führererlaß vom 28. VITT, 1939 über die Vereinfachung der Ver- 
waltung Weisungsbefugnis gegenüber den bisher von ihnen beauf- 
sichtigten Dienststellen erhalten. Diese Regelung gilt auch für die 
Gemeinden, die damit den Aufsichtsbehörden unterstellt sind. 

DIo Gemeinden Laben also für die Daner dor Geltung des Führorerlasses 
gegenüber den Aufsichtsbehörden dio Stellung nachgeordneter Dienststellen er- 
halten. Damit Boll jedoch nicht die eigene Verantwortung der Gemeindon aus- 
geschaltet und dio Verwaltung auf dio bisherigen Aufsichtsbehörden übertragen 
werden. Diese werden vielmehr nur in dio Lage vorsetzt, dio einheitliche Aus- 
richtung der Gemeinden und dio Notwendigkeiten dor Landesverteidigung bei 
gegebenem Anlaß auf jeden Fall und schnell durohsetzen zu können. 



C. Dio Organisation der Gemeindeverwaltung. 

1. Bürgermeister und Beigeordnete. 

I. Der Bürgermeister führt als alleinverantwortlicher Leiter dio 
Verwaltung der Gemeinde. Er führt in Stadtkreisen die Amts- 
bezeichnung Oberbürgermeister. § 32. 

LT. Die Beigeordneten stehen dem Bürgermeister als Stellver- 
treter zur Seite. Ihre Zahl bestimmt die Hauptsatzung. § 34*. 

1. Allgemeiner Vertreter des Bürgermeisters ist der Erste Beigeordnet«. 
§ 35 1 . Er führt in Stadtkreisen die Amtsbezeichnung Bürgermeister. 
§ 34 3 . 

2. Die übrigen Beigeordneten sind als Sondervertreter des Bürgermeisters 
nuT bestimmten Arbeitsgebieten tütig. §35=. Dor mit der Verwaltung des 
Geldwesens einer Stadt beauftragte Beigeordnete führt dio Amtsbezeich- 
nung Stadtkammerer. Dio übrigen Beigeordneten in Städten fuhren dio 
Amtsbezeichnung Stadtrat (Stadtrechtsrat, Stadtschulrat, Stadtbaurat 
u. dgl.). § 34». 

LH. Bürgermeister und Beigeordnete worden im Zusammenwirken 
des Beauftragten der NSDAP., der Gemeinderäte und der zu- 
standigen Staatsbehörde in ihre Ämter berufen. 

Hnt™ C? f traSt0 J ,i J Cr I l S ? AP - Bchl ^ t fflr di0 Besetzung der Stollen des 
Bürgermeisters und der Beigeordneten nach Beratung mit den Gemoindo- 

b^^S^r^^F^ 1 ""' ErKsSdio sä- 
Dcnordo i mit der Berufung eines der Vorgeschlagenen cinvcrstnndpn R n 

StSSSTT fr ^ mr ^^ od S er BeiSZ durch 
die Gemeinde. Andernfalls sind neue Vortlage einzureichen. § 41. 

2. Gometadorato und Boirato, 
I. Die Gemcmdcräto haben dio Aufgabe, die dauernde Fühlung 
der Verwaltung der Gemeinde mit allen Schichten der Bürger- . 

S1 i? he ^' Sie , haben don Bürgermeister oigonvorant- 
wortheh zu beraten und seinen Maßnahmen in der Bevölkerung 
Verständnis zu verschaffen. §48». Der Bürgermeister hat sie 



bei wichtigen Angelegenheiten hinzuzuziehen und ihnen Ge- 
legenheit zur Äußerung zu geben. § 55. . " 

1. Dio Gemeinderäto bekleiden ein Ehrenamt. § 63. Diro Zahl bestimmt, 
dio Hauptsatzung. § 49. In Städten führen die Gemeinderäto dio Amts- 
bezeichnung EatBhorr. § 48 a . ' • , 

2. Dio Berufung dor Gomeindoräto erfolgt durch den Beauftragten der- 
NSDAP, im Benohmen mit dem Bürgermeister. '§ 51 1 . Dio Amtszeit- 
dor Gemeinderäto betrögt sechs Jahre. Wiederborufung iBt zulässig. 

LT. Die Boirato haben dio Aulgabo der beratenden Mitwirkung für- 
oinon bestimmton Vorwaltungszwoig wie z. B. 'Finanzwesen, 
Bauwesen, Wohlfahrtspflege, Schulwesen. 

1. Bclrüto können außer Gomeinderäten.nuch andere Backkundlgo Bttrger 
Bein. § 58. 

' 2. Die Berufung der Boiräto erfolgt durch den Bürgermeister. 

3. Dor Beauftragte der NSDAP. ... 

I. Der Boäuftragto der NSDAP, hat die allgemeine Aufgabo, den 
Einklang der Gemeindeverwaltung mit dor Partei zu sichern.. 
§33i. 

1. Zur Erfüllung dieser Aufgabe hat ihm das Gesetz vier- 
Sondorbofugnisso beigelegt, die ihm einen maßgeblichen 
r Einfluß auf den Ablauf der Gemeindeverwaltung gewähren, 
nämlich : " 

a) Mitwirkung bei der Berufung und Abberufung des Bürgermeisters, 
und der Beigeordneten, für dio sein Vorschlagsreoht von ausschlog- 
gebender Bedeutung ist. §41. 

b) Berufung der Gemelndoriitc, dio or im Benohmen mit dem Bürger- 
meister vorzunehmen hat. § ßl 1 . 

0) Mitwirkung bei Erlaß der Hauptsatzung, für dio soino Zustimmung: 
Voraussetzung ist. § 33 1 Ziff. 1. 'S; 
. d) Mitwirkung bei Verleihung und Aberkennung des Ehrenbürgerrechta . 
und dor Ehrenbezeichnungen, dio von der Gemeinde vorliehen 
werden. Auch hierbei ist seine Zustimmung erforderlioh. § 33 l! 
. Ziff. 2. 

LT. Dor Bcauftragto dor NSDAP, ist nicht Gemeinderat. Er kaum 
an don Beratungen des Bürgermeisters mit don Gomoindo- 
raton toilnohmon, wenn es sich um Angelegenheiten handelt,, 
bei denen ihm das Gesetz eine Mitwirkung einräumt; er ist zu 
diesen Beratungen zu laden. §50. 

LEI. Darüber, wer Beauftragtor dor NSDAP, im Sinne des Gesetzes- 
ist, wurde in Ausführung von. § 118 des Gesetzes durch Ver- 
Ordnung vom 26. HI. 1935 folgendes bestimmt: 

1. Dio Aufgaben des Beauftragten der NSDAP, für die Stadti, 
München behält sich der Führer selbst vor. § 1. 
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2. Im übrigon ornonnt der Gauleiter zum Beauftragten der 
NSDAP, regelmäßig den örtlich zuständigen Kroisloitcr der 
Partei, der im Falle Beiner Verhinderung von seinem all- 
gemeinen Vertreter im Parteiamt vertreten wird. §§ 2, 4. 

3. Der Gauleiter kann den Beauftragten der NSDAP, mit 
bindenden Anweisungen für die Erledigung seiner Geschäfts- 
aufgaben vorsobon. Er kann auch im Einzelfalle selbst an 
Stelle des Beauftragten dessen Geschäfte wahrnehmen. § 3. 

SchluBbemerkung zum Abschnitt über die Deutsche Gemeindeordnung: 
Im übrigen wird auf die ausführliche Darstellung des Nouen Gemcinderechts in 
Heft 14 a dieser Sammlung verwiesen. 



DI. Die Wiederherstellung der Deutschen 
Wehrfreiheit 

A. Eücliblick. 

1. Das Heerwesen im Zweiten Reich. 

I. Die Militärmacht des Kaiserreichs gliederte sich in das Landheer 
und die Marino. 

1. Das Landheer war eine gemeinschaftliche Einrichtung der 
Lander. Es setzte sich aus sog. Kontingen tsheeren, d. h. aus 
Armeen zusammen, die den Bundesstaaten gehörten. Ein 
einheitliches Roichshcer gab es nicht. Die Armeen der Län- 
der waren zu einem Ganzen lediglich dadurch verbunden, 
daß sie aus Reichsmitteln unterhalten wurden und gem. 
Art. G3 1 der Verfassung der Oberbefehlsgewalt des Kaisers 
unterstanden. 

2. Die Marino war cino Roichsoinrichtung, die dem Reich 
allein gehörte und von ihm ohne Beteiligung der Bundes- 
staaten unterhalten wurde. 

II. Dio Grundlage des Militänvcsons im Kaiserreich bildete die 
allgemeine Wehrpflicht. Jeder wehrfähige Deutsche war auf 
Grund der allgemeinen Wehrpflicht vom 17. bis zum vollen- 
deten 45. Lebensjahr mUiturdionslpflichtig. 

1. Dio Wehrpflicht begann mit der aktiven Dienstzeit beim stehenden Heer. 
Diese betrug 2 Jahre, bei den Reitertruppen 3 Jahro und für Wehr- 
pflichtige mit höherer Schulbildung (Obersekundareifo) 1 Jahr. 

2. Nach «1er nktiven Dienstzeit wurden dio Mannsohaftcn zur Rescrvo be- 
urlaubt und traten von dieser nach gesetzlich bestimmten Zeitabschnitten 1 
zur Landwehr ersten und zweiten Aufgebots über. 

3. Im Kriegsfälle wurden dio Reservisten und Lnndwchrleuto jo naoh Bo- 
darf zum aktiven Militärdienst vficdcrcingezogcn. Dadurch war es dem 
Reich möglich, im Fall der Not innerhalb woniger Tage eino große und 
schlagkräftige Heoresmacht ins Feld zu stellen. 




IIL Der Dualismus von Staatsfiikrung und Volksvertretung, der 
bereits unter Bismarck bestand und im Laufe der Zeit immer 

- stärker in die Erscheinung trat, wirkte sich besonders unheilvoll 
auf das Heerwesen aus. Auf der einen Seite war die Staats- 
führung bestrebt, (he deutsche Armee und Marine als dem deut- 
schen Wesen entsprechende, Kaiser und Volk verbindende Ein- 
richtungen zu erhalten. Auf der anderen Seite begann man im 
Reichstag, der mehr und mehr in das demokratische Fahr- 
wasser abglitt, den monarchischen Führergedanken der Wehr- 
Verfassung zu untergraben und die Volksverbundenheit der 
deutschen Wehrmacht zu. zerstören. " 

Der Widerstand, den der Reichstag auBÜbto, hatto zur Folge: 

1. Dio nllgemcino Wehrpflicht konnto nur unvollkommen durchgeführt 
■werden. Ein großer Teil der wehrtauglichen Bevölkerung mußte in 
jedem Jahr vom Militärdienst freigestellt worden, weil dio Mittel, dio 

• der Reichstag bewilligte, nicht zur Wehrausbildung für das ganze Volk 
ausreichten. So' kam es, daß bei Ausbruch des Weltkrieges dio Frlcdcns- 
präsonzstürko dor deutschen Wehrmacht, d. h. dio Gesamtzahl dor im 
Frieden unter den Waffen stehenden Mannschaften nur etwas über chi& 
halbe Million betrug. - 

2. Dio Rüstungen für den Kriegsfall konnten nur unvollkommen durch- 
. geführt werden, weil der Roiohstag an den Heorcsvorlagen dor Regierung 
stets sehr orheblicho Abstriche vornahm. Dio Folgo war, daß bei Aus- 

■ bruch des Weltkrieges das doutsoho Kriegsmaterial dorn dor Foindo weit . 
. unterlegen war. 

2. Das Heerwesen im Zwischonstaat. 

a) Dio Wohrlosmachung Deutschlands durch das Vorsaillor Diktat. 

I. Das Versailler Friedonsdiktat vom 28. VE. 1019 verpflichtete 
Deutschland zur Abschaffung dor allgemeinen Wohrpflicht. 
Deutschland mußte seine bisherige Wehrmacht auflösen und 
wurde zu einer vollkommenen Abrüstung, d. h. zur Zerstörung 
bzw. Auslieferung seines gesamten Kriegsmaterials gezwungen. 

Dio Abrüstung Deutschlands wurdo unter der Aufsicht einer Liter- 
alliierten Kontroll-Kommission durchgeführt. Ungehouro Vormögenswerto 
wurden der Vernichtung preisgegeben, wio beispielsweise 20 Großkampf- 
schiffe, i Küstenpanzer, 4 Panzorkrouzor, 10 Kleine Kreuzer, 83 Torpedo- 
boote, 315 Unterseeboote, 15714 Jagd- und Bombenflugzeuge, 50897 Go- 
schützo, 130558 Masohinengowohre. 

LT. Das Vorsaillor Ericdonsdiktat legto Deutschland für die Neu- 
ordnung seiner Wehrvorhultnisso unorhörto Beschränkungen ... 
auf, die deutlich den Willen erkennen ließen, die. deutsche 
Wehrkraft für alle Zeiten lahmzulegen. Die hauptsächlichsten 
dieser Beschränkungen waren: 

1. Deutschland durfto nur ein Berufsheer unterhalten, das 

auf freiwilliger Dienstübernahme beruhte. 

Dio Mannschafton und Unteroffiziere mußten Bich zu einer ununter- 
brochenen Dienstzeit von 12 Jahren, dio Offiziere zu einer solchen 

Schnorrer, Neugestaltung. Heft 13 '. 6 
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von 26 Jahren verpflichten. Die Zahl der Offiziere durfte 4000 nicht 
überschreiten. 

2. Das Landhccr wurde auf 100000 Mann beschrankt. 

Dio Gliederung des Heeres in Verbünde, dio Ausrüstung und Be- 
waffnung der Truppen waren Deutschland genau vorgeschrieben. 
Dio Beschaffung von schwerer Artillerie, Tanks und Gaswaffen .war 
Deutschland überhaupt verboten, leichte Geschütze, Maschinen- 
gewehre und Gewehre durften nur bis zu einer bestimmten Höohstzahl 
gehalten werden. 

-3. Dio Marino durfto oino Kopfstärko von 15000 nicht über- 
steigen. 

Dio deutsche Flotte wurde auf 0 Linienschiffe, 0 leichto Kreuzer 
12 Zerstörer und 12 Torpedoboote beschränkt. Untcrseobooto durfto 
Deutschland überhaupt nicht unterhalten. 

4. Der Besitz einer Luftwaffe war Deutschland untersagt. 

Es durften weder für daB Landheer noch für die Marino Luftkriegs- 
fahrzeugo beschafft und unterhalten werden. 



b) Die Deutsche Reichswehr. 

I. Aul Grund der Bestimmungen des Versailler Diktats erfolgte 
die Neubildung einer deutschen Wehrmacht durch das Reichs- 
wehrgesetz vom 23. III. 1921. 

1. Dio Wehrmacht erhielt die Bezeichnung Reichswehr. Sie 
bestand aus dem Reichsheer und der Rcichsmarine. 

2. Roichshcor und Rcichsmarine waren Einrichtungen des 
Reichs. Sie standen beide unter dem Oberbefehl des Reichs- 
präsidenten. 

II. Das Reichsheer, das in Übereinstimmung mit dem Friedens- 
diktat eine Gesamtstärke von 100000 Mann aufwies, bestand 
aus 7 Divisionen und 3 Reiterdivisioneii. 

1. Dio 7 Divisionen bildeten jedo für sich einen Wehrkreis. Die Reitor- 
divisionen waren auf dio einzelnen Wehrkreise verteilt. 

2. Dio Wehrkreise waren zu 2 Gnippcnkoininandos zusiiinincngoruDt mit 
dem Sitz in Berlin und Kassel. An der Spitze der Gcsiinitstrcltkriine 
des Reichsheeres stand der Chol der Heeresleitung mit dem Amtssitz in 

, Berlin. 

III. Dio Reichsmarine, die dem Versailler Diktat entsprechend eine 
Gesamtstärke von 15000 Mann aufwies, bestand aus der Flotte-' 
und den Marinestreitkräf ton zu Lande. 

1. Dio Flotte setzte sich aus den aktiven Seestreitkräften zusammen, dio 

aus den durch das Friedensdiktat vorgeschriebenen Flotteneinheiten, 
bestanden, sowio aus Rcscrvestreitkrültcn, dio die Feindbundmäohte 
• im Verhandlungswege zugebilligt hatten. 

2. DIoMnrincstrcitkrälto zuLamlo bestanden aus G KüstcmvehrabteiJungon,. 
einer Reiho von SignalBtationen und 2 Scbillsstamnidivislouon für nicht- 
eingeschifftes Personal. 



3. Dio Flötlo und dio Marinelandstreitkräfto der Ostsco und diojenigen der 
Nordsco bildeten Je clnoMarlncstatlon mit dorn Sitz in Kiel und Wilhelms? 
kaven. An der Spltzo der Gcsamtstrcltkrülto der Roiohsmarino stand der 
Chol der Morinelcltung mit dem Amtssitz in Berlin. 

3. Das Äbrüstungsproblem. 

I. In dem gleichen „Friedensvertrag" von Versailles, der Deutsch- 
land gegen äußere Feinde wehrlos machte, hatten dio Foind- 
bundmächto auch ihrerseits dio Verpflichtung übernommen, 
ihre Heereseinrichtungen nach und nach in der gleichen Woiso - 
wio Deutschland abzurüsten. 

Dioso Verpflichtung wurdo nicht erfüllt. Es entstand im 
Gegenteil zwischen den Staaten ein Rüstungswettlauf, der im 
Laufe der Zeit immer bedrohlichere Formen für Deutschland 
annahm. 

. 1. Deutschland hatto abgerüstet. Es war wenrios gemaoht und 
dadurch zu einem Staate minderen Ranges herabgewürdigt 
worden. • 

2. Dio übrigon Staaten rüstoton auf, und insbesondere war 
dies der Fall bei den Nachbarstaaten Deutschlands, Frank- 
reich, Belgien, Rußland und der Tschechoslowakei. In- 
mitten dieser hochgerüsteten Staatenumwelt stand Deutsch- 
land wehrlos allein. -Es war jeder feindliohen Bedrohung 
preisgegeben und mußte die tiefsten Demütigungen, wie 
beispielsweise den Ruhreinbruch der Franzosen und Bel- 
gier i. J. 1923, hinnehmen. 

3. Deutschland mahnto dio Foindbundmüchto wiederholt an 
ihre Abrüstungspflicht; Seine Vorstellungen hatten jedoch 

~ ersti. J. 1932 einigen Erfolg, nachdem man auch in anderen 
Staaten und namentlich in England die Notwendigkeit' er- 
kannt hatte, dem Wettrüsten der Staaten durch ein inter- 
nationales Abkommen Einhalt zu gebieten. Auf der Kon- 
ferenz in Lausanne wurden Deutschland im Juli 1932 Ver- 
handlungen über die Ausgestaltung seiner Wehrmacht in 
Aussicht gestellt. Im Dezember 1932 erfolgte eine feierliche 
Erklärung der ehemaligen Feindbundmächte, durch die 
Deutschland die Herstellung seiner Gleichberechtigung mit 
den Siegerstaaten zugesichert wurde. — So lagen die Dinge,. 
als^Adolf Hitler die Macht in Deutschland übernahm. 

LT. Im Jahro 1933 fand in Genf emo mtomationalo. Abrüstungs- 
konferenz statt, der ein von . dem englischen Prerm^rminißter 
MaoDonald ausgearbeiteter Rüstungsplan, zugrunde gelegt 
wurde. 



0* 
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1. Dio nat.-soz. Staatsf ülirung ließ durch ihre Vertreter den auf- 
richtigen Friedenswillen Deutschlands, seinen dringenden 
Wunsch nach einer allgemeinen Weltabrüstung und die Be- - 
reitschaft zu Verhandlungen auf der Grundlage des MacDo- 
nald-Plans bekunden. Sie forderte zugleich aber auch dio 
bereits zugosagto Durchführung der Gleichberechtigung 
Deutschlands mit den übrigen Staaten als unumgängliche 
Voraussetzung für jede Teilnahme Deutschlands an inter- 
nationalen Einrichtungen und Verträgen. 

2. Dio Genfer Verhandlungen scheitorton. Als sich im weiteren 

Verlauf der Konferenzbesprechungen die Gewißheit ergab, 

daß die deutsche Gleichhorcchtigungsfordorung entgegen der 

feierlichen Zusicherung nicht erfüllt werden würde, rief der 

Führer im Oktober 1933 die deutschen Vertreter von der - 

Abrüstungskonferenz zurück und erklärte gleichzeitig den 

Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund. 

Im Anschluß an dlcso schicksalsschwere Entscheidung fand am 
12. XL 1933 eine Volksbefragung statt, über dio oben S. 27 f bereits 
berichtet ist. 

B. Dio Wehrmacht im nationalsozialistischen Deutschland. 
1. Dio gesetzlichen Grundlagen. 

Dio Siegorstaaten des Weltkrieges waron vertragsbrüchig ge- 
worden. Sie hatten sich von der im Versailler Vertrag übernom- 
menen Verpflichtung zur Abrüstung einseitig losgesagt. Infolge- 
dessen war auch Deutschland als Vertragspartner nicht mehr an 
die i Versailler Wohrmachtsbcschränkungon gebunden. Es durfte zur 
Selbsthilfe schreiten, und diese war unbedingt geboten, da sich 
die zur Sicherheit Deutschlands erforderlichen Maßnahmen un- 
möglich noch länger hinausschieben ließen. 

a i /w.» dieser , E ^ £enntnis Genius erfolgte die befreiende Großtat 
Adolf mtlers, durch die er aus eigener Machtvollkommenheit die 
Wehrhoheit Deutschlands wiederherstellte und dem deutschen 
Volke eine neue Wehrverfassung verlieh, deren unbeschränkte An- 
wendung für das ganze Reichsgebiet durch die Remüitarisierung 
des Rheinlandes am 7. in. 1936 ermöglicht wurde. Vgl. S. 108f 

I. Das Gesetz über den Aufbau der Wehrmacht vom IG. DX 1935 

i leitete die Neuordnung ein. 

1 " ?Ä 0 G r? ^lH™ Proldam a«on dor Rcichsrcgiorung 
an das deutsche VolL .vorangestellt, in der die Reichsregie- 
rung sich von den Wehrmachtsbeschränkungen des Ver- 

. Ätgrtd^ l0SS ^ ^ ^sen ß Schritt ein- 
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2. Der Dihalt dos Gesetzes beschränkt sich auf drei kurzgefaßte 
Paragraphen. Die allgemeine Wohrpflicht wird als Grund- 
Ingo dor neuen Wehrmacht emgeführt und nähere Vor- 
schriften darüber in alsbaldige Aussicht "gestellt. . 

IL Das Wohrgesotz vom 21. V. 1935 brachte die Entwicklung'zum 
Abschluß. Es enthält die Wehrvorfassung für das nouo 
deutsche Volkshcer und hebt das Wehrgesetz vom 23. HI. 1921 
auf. Damit war die Verwirklichung des Punktes 22 des natio- 
nalsozialistischen Parteiprogramms erreicht: „Wir fordern 
die Abschaffung der Süldnertruppe und die Bil- 
dung eines Volksheeres." 



2. Gliederung und" Aufgaben dor Wehrmacht. 

Dio Wehrmacht ist der Waffenträger und dio soldatische Er- 
ziehungsschule des deutschen Volkes. Sie besteht nach" § 2 des 
Wehrgesetzes aus dem Beer, dor Kricgsmarino, dor Luftwaffe. 
Dazu kommen die Verbände der Waffon-^. 

I. Dio Wehrmacht ist der Waffenträger dos deutschen Volkes. 
Sie ist das Machtinstrument des F^mrers, das die Sicherheit 
des Reiches verbürgt und das Vaterland vor äußeren Feinden 
schützt. 

II. Dio Wehrmacht ist dio soldatischo Erziohungsschulo dos dout-. 
schon Volkes. Sie soll ihre Angehörigen zu hohen körperlichen 
Leistungen befähigen, sie mit Mut, Ausdauer, Pflicht- und Ver- 
antwortungsgefühl erfüllen, damit Bie im Vertrauen auf die 
eigene Kraft den Kampf ums Dasein beginnen und ihre Lebens- 
aufgaben wahrnehmen können. Sie soll vor allem aber auch 
die Volksgenossen der verschiedensten Lebenskreise, die der 
Soldatendienst zusammenführt, zu engster Volksverbundenheit 
im Sinne der nationalsozialistischen Weltanschauung erziehen. 

HI. Wie Partei und Staat durch das Gesetz vom 1. XLT. 1933 
(vgl. S. 41) miteinander verbunden sind, so müssen auch 
Partei und Wohrmacht miteinander verbunden sein. Diese 
Verbindung ist nicht nur durch die einheitliche oberste Füh- 
rung gewährleistet, sie besteht auch in den unteren Stellen; 
dort wird sie durch den deutschen Volksgenossen selbst her- 
gestellt. 

Dor junge Doutsoho geht durch dio Sehulo dor HJ., der SA., dor Ify 
und des Arbeitsdienstes. Sann folgt soino militärische) Ausbildung und Er- 
ziehung zum deutschen Mann, und darauf wird er in dio Eoihen der poli- 
tisohon Soldaten der SA., Ify usw. zurüokkehren. Diese -Verbindung 
zwischen Bewegung und Wehrmacht gewährleistet daB Zusammenwachsen 
des deutsohen Volkes. 
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3. Dio Führung der Wehrmacht. 

I. Oborstor Befehlshaber der Wehrmacht ißt der Führor. § 3 1 . 

1. Dio Wehrmacht steht unter der gleichen obersten Führung 
wio Partei und Staatsverwaltung. Die Zusammenfassung 
von Bewegung, Staat und Wehrmacht in der Hand des 
Führers gewährleistet eine übereinstimmende Tätigkeit 
dieser drei großen Organisationen, die auf verschiedenen 
Aufgabengebieten dem gleichen Ziel zustreben, dem Wohl 
des Volksganzen zu dienen. 

• 2. Zwischen der politischen Führung und der Wehrmacht stoht 
kein trennendes Element mehr, wie es die politischen Par- 
teien im Reichstag des Kaiserreichs und des Zwischen- 
staates waren. Die bundesstaatliche Struktur der Armee 
ist überwunden. Dem deutschen Einheitsreich entspricht 
die einheitliche deutsche Wehrmacht. 

3. Der Führer übte zunächst die ihm zustehende Befehlsgcwalt 
nicht unmittelbar persönlich aus. Sie war dem Reichskricgs- 
ministcr übertragen, der zugleich Oberbefehlshaber der 
Wehrmacht war. 

Dem Reichslcriegsminister oblag die ministerielle Ver- 
waltung des WehrwesenB und die strategische Führung der 
Wehrmacht. Die Oberbefehlshaber der drei Wehrmachtteile 
Heer, Kriegsmarine und Luftwaffe waren ihm unterstellt. 

Für dio müiisteriello Verwaltung des Wehrwesons bestand 
innerhalb des Reichskricgsrainisleriums das Wehrmachtsamt 
unter dem Chef des Wehrmachtsamts, der eine dem Staats- 
sekretär eines Reichsministeriums ähnliche Stellung be- 
kleidete. 

II. Der Führer übt seit dem 4. H. 1938 dio Befehlsgcwalt über 
dio gesamte Wehrmacht unmittelbar und persönlich aus. Vcl. 
darüber unten S. 129f. 

4. Wohrpflicht und Wohrdionst. 

I. Der Begriff der allgemeinen Wohrpflicht ist orwoitort. Im 
Kaiserreich erstreckte sich die Wehrpflicht nur auf dio wehr- 
fähigen Männer und den Dienst in der bewaffneten Macht. 

8?£S? n- w. Cb0 A T 0lirgCselz crMärt aUo dcu ^hcn Manner 
für wehrpflichtig und verpflichtet darüber hinaus in ICricgs- 

Ä?!- 8 '*? mt ° a ™ U ^ dout ^on Frauen, zur Dienst- 
leistung für das Vaterland. § 1. Auch hierin Ze gt sich ein 
volhiommen neuer Geist, der Volksgemeinschaft und Wehrce- 
memschaft zur Einheit verbindet ™ LaaTÜ ™ a Weür g e 



1. Dio Wehrpflicht dauert im Frieden vom vollendeten 
18. Lebensjahre bis zu dem auf die. Vollondung dos 45. Le- 
bensjahres folgenden 31. März. §4. . - 

_ Dio zeitlioho Begrenzung gilt nicht für aktive OIHzIcre," dio in Zu r . 
kunft aus dorn aktiven Dienst entlassen worden; und für aktive Offi- 
ziere, dio auB der neuen Wehrmacht, der Kcichswehr und dor alton Wehr- 
macht entlassen wurden, fornor nicht für dio Offiziere des Bourlaubton- 
atandes der alten und der neuen Wehrmacht. Sio sind oliuo zoitlicho 
Begrenzung wehrpflichtig 1 . Dassolbo gilt für dio Wohrmaohtaheamton 
"im Offiziersrang". 

2. Im Kricgo und bei bosondoron Notslandon kann der Kreiß 
der für die Erfüllung der Wehrpf ücht in Betracht kommen- 
den deutschen Männer erweitert werden, es können also 
auch jüngoro odör altoro Volksgonosson zum Dienst horan- 
gozogen werden, § 5. - 

. 3: Dio Wohrpflicht wird durch den Wohrdionst erfüllt. § 7. 
IL Dor Wehrdienst ist Ehrondionst am deutschen Volk. § l 1 . 

1. Wohrunwürdig und damit von dor Erfüllung dor Wohr- 
pflicht ausgeschlossen ist u. a., wer mit Zuchthaus oder 
wegen staatsfeindlicher Betätigung bestraft ist. § 13. 

2. Juden ist der deutsche Wehrdienst vorschlosson. '.RG. vom 

26. VI. 1936. : ■ 

Jüdische Mischlingö sind wehrpflichtig, können aber nicht 
Vorgesetzte in der Wehrmacht werden. • 

3. Zum Wohrdionst dürfen nicht hcrangozogon worden Wohr- 
pflichtigo, dio nach dem Gutachten eines Sanitätsoffiziers 
-oder eines von der Wehrmacht beauftragten Arztes für don 
Wehrdienst untauglich befunden worden sind. § 14 1 ; 

HE. Dor Wohrdionst umfaßt den aktiven Wohrdionst und den Wehr- 
dienst im Bcurlaubtönstando. §7. / 

1. Dio Dauor dor aktiven Dienstpflicht wird durch den Führer 

• bestimmt. § 8 1 . \ - , ' . _ 

Dieser hat sio für dio Friedenszeit durch Erlaß vom 22. V. 1035 
für dio drei Wehrmachtstcilo einheitlich aui ein Jnlir, dann durch Erlaß 
vom 24. Vm. 1030 auf zwei Jahro restgesetzt. . : -' 

2. Dio Erfüllung der Arboitsdionstpflicht ist eine Voraus- 
setzung für den aktiven Wehrdienst. § 8 3 . 

Das gilt auch im Kriego für dio Einziehung zum Wehrdienst für don 
Geburtsjahrgang 1020 und die jüngeren Goburtsjahrgängo. § 4 1 der 
VO. vom 20. Xn. 1030. " ' * 

" .■ 3. Der Wohrdionst im Bourlaubtonstando ist eingeteilt ja 
Reserve, Ersätzreservo und Landwehr. 

. a) Zur Ecscrvo gehören dio Wehrpflichtigen nach'der Entlassung aus 
dem aktiven Wehrdienst bis zum 05. Lebensjahr. § 0. ' 
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b) Zur ErsatzrcscrTO gehören die Wehrpflichtigen, die nicht zur Er- 
füllung der aktiven .Dienstpflicht einberufen werden, bis zum 05. 
Lebensjahr. § 10. 

c) Zur Landwehr gehören alle Wehrpflichtigen vom 35. bis zum 45. 
, Lebensjahr. § 11. 

Dio Wehrpflichtigen der Reserve, der Ersatzreservo und der 
Landwehr können zu "Übungen einberufen werden. § 20. 

4. Im Fallo einer Mobilmachung haben sich alle Wehrpflich- 
tigen zur Verfügung der Wehrmacht zu halten. § 6. 
Die Belange der Wehrmacht gehen im Kriege allen anderen vor. 

ß. Die Wehrpflichtigen, die nicht zur Erfüllung der zwei- 
jährigen aktiven Dienstpflicht einberufen werden, haben 
eine besondere Abgabe, die Wchrsteuer, zu zahlen. Ges. v. 
20. VIT. 1937. Der Wehrsteuer unterliegt nicht, wer vor 
dem 1. I. 1914 geboren ist oder wer seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt nicht im Inlande hat. 

a) Die Wchretcucrhczwcckt den Ausgleich wirtschaftlicher Vorteile; denn 
diejenigen, die nicht aktiv dienen, können ihren Beruf ohne Unter- 
brechung weiter ausüben oder ihre Berufsausbildung früher beenden. 

b) Dio Wehrsteuerpflicht beginnt mit der Einberufung des Geburts- 
jahrganges, dem der Steuerpflichtige angehört, und dauert bis zum 
45. Lebensjahre. 

1Y. Der Reichsarbeilsdienst. 

A. Dio Entwicklung des Arbeitsdienstes. 

I. Vor der Machtübernahme bestand bereits in Deutschland ein 
freiwilliger Arbeitsdienst. 

1. Sctao Kcchlsgrundlago bildete dio Verordnung über den freiwlllliren 
Arbeltsdienst Tom IG. VH. 1032, die als Aufgabe dieser Einrichtung be- 
zeichnete, den jungen Deutschen die Gelegenheit zu geben, zum Nutzen 
der Gesamtheit im gemeinsamen Dienst freiwillig ernste Arbeit zu leisten 
und zugleich sich körperlich und geistig-sittlich zu ertüchtigen. Art. 1 

2. Der freiwillige Arbeitsdienst, der der Aufsicht des Reichsarbeitsministerß 
unterstand, wurde in i Arbeitslagern ausgeübt, die von den verschiedensten 
wirtschaftlichen und politischen Organisationen errichtet und unter- 
halten wurden. Man betrachtete den Arbeitsdienst allgemein als eine 

KÄSif Bemen Haui,tzweok in der vorlauf * en mt "- 

3 -ä m ^°- N v DAP '. 1,ntt0 . cIncn ?Iscncn Arbeitsdienst eingerichtet und 
fXl? ? 10 f°, rm t e l'? e8 Angetragenen Vereins gegeben. Hier sah man 
jedooh den Arbeitsdienst mit anderen Augen an. Man erkannte somen ' 
hoben inneren Wert und gab deshalb den Arbeitslagern der Partei das 
Gepräge von Erziehungsschulen, in denen dio a! beLdTenstwUligen 
A? T? i° n ^° rt der H ™darbeit erkennen und dmch 
SÄt hl%IBtM dCn Sinn dGr Wahren Volksgcmcin- 

n ' ä^rSS^f^ der fr^migo Arbeitsdienst 
ausgebaut 21 Auffassung entsprechend weiter ■ 



. 1. Durch dio Verordnung über den freiwilligen Arbeitsdienst vom 3. VII. 
1034 wurdo der Arbeitsdienst dem Eclchsministcr des Lünern unterstellt. 
2. Eine weltcro Verordnung über den freiwilligen Arbeitsdienst vom 20. XI. 
1034 monopolisierte den nationalsozialistischen Arbeitsdienst, indem sie 
allen übrigen Organisationen dio Bezeichnungen „Arbeitsdienst" und 
„Arbeitslager" sowie das Tragen arbeitsdienstähnlioher Einhoitstrachtcn 
verbot. 

HI. Im dritten Jahr des nationalsozialistischen Staatsaufbaus 
wurde der Arbeitsdienst im Hinblick auf seine überragende 
Bedeutung für die deutsche Volksgemeinschaft durch Ein- 
führung der allgemeinen Arboitsdionstpflicht für beide Ge- 
schlechter in eine Pflichteinrichtung für das gesamte deutsche 
Volk umgewandelt. 

Die gcsctzllcho Grundlage bildet das am 20. VI. 1035 orlaBseno Belchs- 
arbeitsdlcnstgesctz. 

1. Die Arbcitsdicnstpfllcht gilt auch bereits in den bei der Errichtung des 
GroDdeutschen Boichs eingegliederten Gebieten. Im Protektorat 
Böhmen und Mähren besteht dio ArboitBdienstpflicht für dio Volks- 
deutschen Bewohner. 

2. Der Arbeitsdienst wird auch wahrend des Krieges durchgeführt. VO. 
des Ministerrats für dio Eeichsverteidigung vom 20." XII. 1030. 



B. Das BcichsarboitsdionstgGSGtz. 

I. Der Itcichsarbeitsdionst soll dio doutscho Jugond im Geiste des 
Nationalsozialismus zur Volksgemeinschaft und zur wahren 
Arbeitsauffassung, vor allem zur gebührenden Achtung der 
Handarbeit erziehen. § l 3 . 

1. Der Roichsarboitsdionst bildet zugleich dio Vorstufo für den 
Wehrdienst. Die Erfüllung der Arbeitsdienstpflicht ist gem. 
§ 8 3 des Wehrgesetzes Voraussetzung für den Wehrdienst. 

Wehr- und Arbeitsdienst bedeuten beide Gomeinscbaftsdienst aller 
deutschen Volksgenossen ohno Küoksicht auf Abkunft, Bildung und 
Besitz. Der Militärdienst dient dem Schutz der Heimat gegen äußere 
Eoindo, sein Sinnbild ist die Waffe. Der Arbeitsdienst dient dem Auf- 
bau der inneren Heimat, sein Sinnbild ist dor Spaten. > 

2. Der Itcichsarbeitsdionst ist zur Durchführung gemein- 
nütziger Arbeiten bestimmt. § 1*. - 

Während des Krieges sind vordringliche Aufgaben dos Reichsarbeita- 
dionstes Arbeiten im Intcrcsso der Kriegführung. § 2 l dor VO. vom 
20. XH. 1030. 

II. Der Itoichsarboitsdionst ist Ehrendienst am D outschon Volke. 
§ l 1 - 

Dio Voraussetzungen für dio Erfüllung der Arbeitsdienstpflicht sind 
dio gleichen wlo für den Wehrdienst. 

III. Allo jungen Doutschon beiderlei Geschlechts sind vorpflichtet, 
ihrem Volk im Itcichsarbeitsdionst zu dienen. § l 2 . 
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Das Hcichsarbeitsdienstgcsetz hatto znniicLst nur die ArbeitfiiHenstpfliclit 
tlcr männlichen Jugend geregelt, dio EoichBarbeitsdienatpflicht der weib- 
lichen Jugend zwar im Grundsatz bereits festgelegt (§1), die näheren Vor- 
schriften aber besondoror Regelung vorbehalten. Nachdem der lleichs- 
arbeitsführer bereits durch Verordnung vom 27. IV. 1935 und durch Führer- 
erlaß vom 20. IX. 1930 den Auftrag erhalten hatte, den zunächst auf frei- 
willigem Eintritt beruhenden Arbeitsdienst für die weibliche Jugend auf dio 
Arbeitsdienstpflicht hin weiter zu entwickeln, wurde diese durch Verord- 
nung des Ministerrats für die Reichsverteidigung vom 4. IA.UWÖ endgültig 
oingcfülirt. 

IV. Der Reichsarbeitsdienst untersteht dem Reichsininistor dos 
Innern. Unter ihm übt der Rcichsarboitsführcr die Bofohls- 
gowalt über den Reichsarbeitsdienst aus. § 2 1 . 

Rciehsarbcilsrülircr ist Rcichslcitcr Konstantin Werl, der bereits den 
INS.-Arbeitsdicnst aufgebaut und geleitet hatte. 

J. Der Reichsarbcitsrührer steht nn der Spitze der Reiehsleitung des Ar- 
beitsdienstes; er bestimmt die Organisation, regelt den Arbeitseinsatz und 
leitet die Ausbildung und Erziehung. § 2 2 . 

:2. Der Arbeitsdienst wird in Arbeitslagern abgeleistet. Für dio Ausbildung 
und Erziehung der Arbeitsmünner bestellt ein Stammpersonal, das aUB 
Führern und Führerinncn sowie aus Führeranwftrtern und Führer- 
anwürterinnen zusammengesetzt ist. § 11. 

T. Alle Angehörigen des Reichsarbeitsdionstcs sind einer be- 
sonderen Dienststrafordnung unterworfen. 

Darnach werden alle Handlungen und Unterlassungen verfolgt, dio dio 
Ehre der Gemeinschaft und das öffentliche Ausehen des Arbeitsdienstes 
oder die Kameradschaft im Arbeitsdienst verletzen oder gefährden odor 
gegen Zucht und Ordnung im Arbeitsdienst verstoßen. 

Dio im Rahmen der Wehrmacht eingesetzten männlichen Angehörigen 
des Reichsarbeitsdienstes sind in gewissem Umfang den Disziplinar - 
strafordnungon der Wehrmacht unterworfen. Näheres vgl. VO. vom 
10. IV. 1942. 

Tl. Schutz des Roichsarbcitsdienstcs. 

1. Der Reichsarbeitsdienst hat einen besonderen strafrechtlichen 
Schutz erbalten, der vor allem notwendig ist, seit dem dem 
Reichsarbeitsdienst Aufgaben übertragen sind, die unmittel- 
bar der IMegführung dienen. VO. vom 12. III. 1940. 

Strafbar sind Aufforderung zum Verweigern der Dienstpflicht, Auf- 
wiegelung, Dienstentziehung, Fahnenflucht und bei weiblichen Ange- 
hörigen des Reichsarbeitsdienstes Dienstflucht. 

2. Für die im Rahmen der Wehrmacht eingesetzten männ- 
lichen Angehörigen des ReicliEarbeitsdienstes gelten die 
wichtigsten Vorschriften des Militärstrafgcsotzbuchs. Auch 
sind für die Aburteilung in diesen Fällen die Wehrmacht- 
gerichte zuständig. VO. vom 10. IV. 1940. 

Hierher gehören z. B. Vergehen gegen dio Unterordnung, widerrecht- 
liche Handlungen im Felde, Falschmeldungen gegenüber vorgesetzton 
Dienststellen.* 

SchluQhcmcrkung zum Abschnitt über don Reichsarbeitsdienst: Im 
-übrigen wird auf das Sonderheft dieser Sammlung über den Reichs- 
arbeitsdienst (Heft35) verwiesen. 



V. Das Nürnberger Gesetzgebimgswerk. 

Vorbemerkung. 

I. Der Roichspartcitag der Freiheit im September 1935erhiolt eirio 
bisher einzig dastehende Bedeutung dadurch, daß der Doutsclio 
Reichstag zu einer Tagung nach Mrnborg cinborufon wurde. 

1. Seit dein Erlaß des Ermächtigungsgesetzes vom 24'. in. 1933 war der 

. Reichstag damals nur noch einmal, nämlich bei Erlaß des Neuaufbau-" 
g'eaotzes vom 30. 1. 1934 (vgl. S. 47), als'Gesotzgobungsorgan, allerdings 
noch unter Mitwirkung des Reiohsrats, in Anspruok gonommen worden. 
Auf dem Reiobspartoitag der Freiheit wurdo zum zwcltcmnnl von dem 
Gesctzgcbungsrcckt des Reichstags Gebrauch gemacht, der^hior zum 
erstenmal ohno don Roichsrafc als Gesotzgobungsorgan in Erscheinung 
trat. ' 

2. Dem Reichstag lagen drei Gesctzo von besonderer Bedeutung und Trag- 
weite zur Beschlußfassung vor: 

a) Relchsriaggengcsctz, 

b) Reiclisbürgcrgcsctz, 

c) Gesetz zum Schutzo des deutschen Blutes und der deutschen Ebro. 

II. Dio droi Gesetze waron durch einen Initiativantrag der ReiohB- 
tagsfraktion der NSDAP, beim Reichstag eingebracht wordon. 

1. Der Reichtag nahm die Gesctzo einstimmig und mit stürmischer Be- 
geisterung nn. _•• „ 

2. Dio Reichsrcglerung verkündete dio Gcsotzo unter dem Datum vom 
15. IX. 1935 im Reichsgesetzblatt vom 10. IX. 1935. Das Roiohsflaggon- 
gesetz und das Blutschutzgesotz sind am 17. IX. 1935, das Reiohsbürgor- 
gesetz 14 Tage nach der Verkündung, d. h. am 30. IX. 1935, in Kraft go- 

: troten. - _ 

A. Das ßciclisflaggongcsetz. 

1. Vorgeschichte. 

I. Dio Fahno eines Staates ist nicht nur das sichtbaro Zeichen 
seiner Hohoit. Sie ist auch — oder sollte es wenigstens sein — 
der Niederschlag der Sehnsucht, die ein Volle erfüllt, der 
lebendige Ausdruck seiner Gedanken, Ziele und Bestrebungen. 
In der Geschichte der Fahne spiegelt sich darum die Ge- 
• sohichte eines Volkes" wider. 

1. Dio Fahno dos zwoiton Boichs bestand aus den Farben 
schwarz-woiß-rot. Diese Fahno galt dem deutschen Volk 
als Wahrzeichen der Macht und Größe des Deutschen 
Kaiserreichs und wurde von Armee und Marine im ersten 
Weltkrieg zu unvergänglichem Ruhm geführt. . 

Bismarck selbst hatto dieso Fahno geschaffen und darin das Sinnbild 
dor Vereinigung Brandenburgs (woiß-rot) mit Preußen (schwarz-weiß) 
erbliokt. Weiß-rot sind außerdem dio Farben der Hanse. 
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2 Dio Weimarer Vorlassung führto dio schwarz-rot-goldono 
' Fahno ein. Diese Fahne ßtieß auf den lebhaften Wider- 
spruch im Volke, der sich zu unüberwindlicher Abneigung 
steigerte und immer weitere Volkskreiee ergriff. 

Dio Farben Bohwarz-rot-gold waren das Symbol der revolutionären 
Bewegung in der Mitto des 19. Jahrhunderts und wurden zuweilen 
auch' als Symbol für den Zusammenschluß Deutschlands mit Oster- 
reich angesehen. In Wirklichkeit aber war dio Einführung dieser 
Fahne lediglich das Ergebnis eines Kompromisses zwischen den 
Weimarer Koalitionsparteien, durch das Vermieden wurde, daß dib 
rote Fahne des Marxismus zur Ecichsfahno wurde, wie es dio Sozial- 
demokratie erstrebt hatte. 

3. Dio nationalsozialistische Bewegung hatto ihren Kampf 
unter dem Hakonkrcuzbanncr geführt, das Adolf Hitler 1 920 
selbst entworfen und zum Wahrzeichen des Nationalsozialis- 
mus gemacht hatte. 

Im Bot ist der sozlalo und im Weiß der nationalistische* Gcdanko der 
Bewegung zu erblicken. Das Hakenkreuz ist das Symbol des arischen 
Menschen. 

IL Als die nationalsozialistische BoAvegung dio Macht übernahm, 
drängte das deutsche Volle ungestüm nach der sofortigen 
Abschaffung der verhaßten Fahne des Zwischenreichs. Dar- 
aufhin wurde am ersten Heldengedenktag des neuen Deutsch- 
land dio sckwarz-rot-goldcno Fahno abgeschafft und vorbehalt- 
lich einer späteren endgültigen Regelung bestimmt, daß bis 
auf weiteres zwoi Fahnen im Reich geführt werden sollen: 

1. Dio schwarz-wciO-roto Fahno als das Sinnbild der ruhmreichen Ver- 
gangenheit Deutschlands. 

2. Das nakenkreuzbanner als das Sinnbild der kraftvollen Wiedergeburt der 
Deutschen Nation. 

Zur Neuordnung dor Flaggenfrage wäro ein verfassungsänderndes 
Beichsgcsctz erforderlich gowesen. Dafür bei der damaligen Zusammen- 
setzung des Eoicbstags dio vorgeschriebene besondoro Mehrheit zu er- 
halten, erschien nicht möglich. Beichspriisldent von Hindcnburg ent- 
schloß sioh daher, von sieh aus dio notwendigen Bestimmungen zu er- 
lassen, und verkündete am 12. HI. 1933 eine Verordnung, dio dio go- 
nannte Neuregelung enthielt. 

IQ. Bei der gewaltigen Wandlung im staatlichen Leben Deutsch- 
lands nach der Machtübernahme mußte die Zeit bald reif 
werden, die vom Reichspräsidenten in der Flaggenfrage ver- 
ordnete Zwischenlösung in eine einheitliche und endgültige 
Neuordnung überziiführen. Das ist durch das Roichsflaggon- 
gesetz vom 15. IX. 1935 geschehen, das die Hakenkreuzflagge 
zur Reichsflagge erhob. 

Es konnte im damaligen Zeitpunkt kein Zweifel mehr bestehen, in 
welchem Sinno dio endgültige Eegelung der Flaggenfrago ausfallen würde. 
Aus den Tatsachen, daß sieh in dor Zwischenzeit das doutBcho Volk bei 
• allen Volksabstimmungen und EeicliBtagswahlen mit erdrückender Mehr- 
heit zu seinem Führer und dessen Work bekannt hatto, daß mehr ab neun 



Zehntel aller wahlberechtigten Deutschen ihro Stimme der NSDAP, ge- 
geben hatten, daß unter dem Zeichen der Hakenkreuzflaggo auch der Saar- 
sieg erfochten wurde, ergab sioh die zwingende Folgerung, das Symbol der 
nationalsozialistischen Bewegung, das ihren Kampf um dio Erneuerung 
des deutschen Volkes begeistert und beflügelt hat und jetzt unserem ge- 
samten staatlichen und völkischen Wollon den Stempel aufdrückt, auch 
zum Sinnbild dor Staatshoheit werden zu lassen. 

3. Inhalt des Gesetzes. 

I. Reichs- und Nationalflaggo und zugleich Handelsflagge ist 
dio Hakenlirouzflaggo. Art. 2. Die Reichskriegsflagge und 
die ReichBdienstflagge wurden entsprechend gestaltet. Mit 
der Hakenkreuzflagge findet die Einheit von Partei und Staat, 
die in dem Gesetz vom 1 1. XTT. 1933 (vgl. S; 41) verankert 
iBt, ihren symbolischen Ausdruck. 

1. Es darf grundsätz lich n ur dio Hakenkreuzflaggo gesetzt werden. Nach 
■ dor VO. vom 28. VHI. 1937 ist das Setzen einer früheren Boichs- oder 

londcsllaggo oder auch einer Kirchonflaggo Privatpersonen allgemein 
verboten. 

2. Nach der gleichen Verordnung darf dio Hakonkrouzflaggo nicht gesetzt 
worden, wenn dor Anlaß odor dio Begleitumstände der Flaggensetzung 
dor Würdo dieses Sinnbilds des Boichs und dor Nation nicht ontspreohon 

LT. Die Roichsfarbon sind schwarz-weiß-rot. Art. 1. Aub diesen 
v Farben ist die Hakenkreuzflagge zusammengesetzt. Außerdem . 
verschafft das Reichsflaggengesetz, indem es die Farben 
schwarz-weiß-rot, die in der Weimarer Systemzeit verfolgt 
und in den Schmutz gezogen wurden, zu Reichsfarbon erldärt, 
den ehrwürdigen Farben des Zweiten Reichs dio gebührende 
Genugtuung. 

• ' Praktische Bodoutung habon dio Boichsfarbon in allen Füllon, in donon 
dio Staatshoheit in anderer Weise als durch das Zeigen der Eoiohsflaggo 
versinnbildlicht wird. In Betracht kommen: Kokarden, Gronzstöcke, 
Siegolsohnüro, Amtsschüde'r, Fahnenstangen u. a. 

3. Ergünzondo Vorschriften. 

Im Anschluß an das Reichsflaggengesetz sind<aucli für dio 
andoron Staatshohoitszoichon die erforderlichen Vorschriften ^er- 
lassen worden: ' 
I. Hoheitszeichen. , 

Um die Einheit von Partei und Staat auch in ihren Sinn- 
.bildern vollkommen herzustellen, hat der Führer durch VO. 
vom 6. XI. 1935 bostimmt, daß das Reich als Sinnbild seiner 
Hoheit das Hoheitszeichen der. Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiterpartei führt. ' 

" Das Hoheitszeichen des Boiohs ist att dio Stelle des früheren Boichs- 
wappens und Eeichsadlers getreten. Es zeigt das Hakenkreuz, von einem 
Elchenkranz umgeben, aul dem Eichenkranz einon Adler mit weitgeöllnoten 



Flügeln. VO. vom 7. III. 1930. Los Hoheitszeichen des Kelchs unterscheidet 
Bich jedooh von dem Hoheitszeichen der Partei darin, daß der Kopl des 
Adlers dort nach rechts, bei dem Hoheitszeichen der Partei entsprechend der 
Tradition der Kampfzeit dagegen nach links gewendet Ist. 

II. Dienstsiegel. 

Dio Führung des Roichshohoitszcichcns in Dienstsiegeln ist 
durch Erlaß des Reichsministers des Innern vom 26. IQ. 1037 
geregelt worden. Es werden das große und das Weine Dienst- 
siegel unterschieden. 

1. Das groDo Kclchssiegcl wird bei leierlichen Beurkundungen, besonders 
bei Ausfertigung von Gesetzen, Verordnungen und Bestallungen ange- 
wendet. Seino Führung steht nur don obersten Eoicbsbebörden, den 
Reichsstattkaltcrn und dem Präsidenten des Keichsbankdirektoriums, 
forner den obersten Gerichten und BescbluDbebörden für Ausfertigung 
von Urteilen und Beschlüssen zu. § 2. 

Es ist ein Prägestempel und zeigt das Hoheitszeichen ohne Umschrift, 
von einem Kranz umgeben. § l l . 

2. Das kleine BcIchsBicgcI findet für den Behördengebrauch schlechthin An- 
wendung. Seino Führung steht allen staatlichen Verwaltungen und den 
von der ReioliBregierung bestellten, zur Führung eines amtlichen Siegels 
ermächtigten Urkundspersonen zu. Näheres § 3. 

Es zeigt das Hoheitszeichen des Reichs mit einer dio siegelführende 
Stelle bezeichneten Umschrift. § 1 J . 

m. Amtsschild. 

Das Amtsschild, das zur Kennzeichnung der staatlichen 
Dienststelion dient, ist ein schwarz-weiß-rot umrandotes, rotes 
Rechteck und zeigt ebenfalls das Hoheitszeichen des Reichs. 
Erl. vom 2. II. 1939. und vom ß. V. 1942. 

Eine Abweichung gilt für dio Gestaltung des Amtssclülds der Polizei. 
Da für dio polizeilichen Dienststellen eino besonders leicht erkennbare Kenn- 
zeichnung erforderlich ist, haben dieso Aintssckilder eino andere Grund- 
farbe erhalten, für die in Anlehnung an die enge Verbundenheit zwischen der 
Polizei und der tfy sehwnrz gewählt wurde; außordem ist das Hoheits- 
zeichen von einem Eichenkranz umgeben. § 2 des Erl. vom 2. H. 1939. 

,. B. Das Rcichsbürgergcsotz. 
1. Allgemeine Charakteristik-. 
Das Rcichsbürgorgcsotz gehört zu don deutschen Staatsgrund- 
des Reich? 8 enthSlb ^ Grundsätze für Volksordnung im Innern 

I. Das Reichsbürgergesetz bringt eine grundlegende Umgestaltung 
des deutschen Staatsangehörigkoitsrechts, indem es der deut- 
schen Staatsangehörigkeit einen neuen, der nationalsozia- 
listischen Staatsauffassung entsprechenden Inhalt verleiht. 

..^L^m. Gestaltung .der Staatsangehörigkeit spiegelt sich 
die Staatsauffassung wider: . 
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1*. Dio nationalsozialistische Staatsauffassung ist dio Idoo dor 
völkisch-politischen deutschen Volksgomoinsckaf t. Der 
Staat ist die völkische, politische und rechtliche Organi- 
sation des deutschen Volks. Das Verhältnis von Volk und 
Staat begreifen wir als das von Inhalt und Eorm, von 

■ • Zweck und Mittel. Der Staat: ist das Mittel der Volks- 

sicherung. Der Nationalsozialismus setzt an dio Stollo des; 
von der Staatslehre des. vergangenen Jahrhunderts ver- 
selbständigten Staatsapparates, der rechtlich, als eine, über 
dem Volk schwebende juristische StaatsporsÖnlichkoit er- . 
faßt wurde, dio völkisch-politisch geformte und rechtlich 
geordnoto Volksgemeinschaft der Deutschen, deren äußere • 
Rechtsgestalt das Reich ist. 

2. Aus dieser Auffassung von Volle und Staat bestimmt sich, 

■ auch die Stellung des cinzolnon innerhalb der Volksgomoin- 
schaf t. In sein Volle wird der einzelne Mensch als Glied 
in der Kette vergangener und kommender Geschlechter und . 
als kleinste Einheit des Volksganzen hineingeboren. Als-. 
Teil des Ganzen wild er um des Ganzen willen geschützt., 
Die Rechte und Pflichten des einzelnen erwachsen' un- 
mittelbar aus seiner Gliedschaft und seiner Eingliederung, 
in die Gemeinschaft. Das Reichsbürgergesetz' schafft 
hierfür eine Stufenordnung, indem es dio Unterscheidung- 
zwischen Staatsangehörigen und Roichsbürgern einführte 

.Diese Unterscheidung bildet die Grundlage für die inner- 
deutsche Volksordnung. Durch das Reichsbürgergesetz 
werden aus dor großen, das ganze Volk, umfassenden Ge- 
meinschaft dor Staatsangehörigen dio Reichsbürgor heraus- 
gehoben, und nur ihnen wird der Besitz der politischen 
Rechte zuerkannt. Ehre und Pfhohterfüllung gegenüber- 
Vollc und Reich sind die Grundvoraussetzungen für das. 
Reichsbürgerrecht. Nur wer seine Gemeinsohaftspflichteni. 
erfüllt, seine Eignung dadurch bewiesen hat und mithin / 
verspricht, ein wertvolles Mitglied der Gemeinschaft zui 
werden, erhält das Reichsbürgerrecht. 

II. Das Rcichsbürgorgcsotz regelt die Rassonfrago im politischen* 
Bereich. Es verwirklicht den Eundamentalsatz der "national--. 

. . sozialistischen Weltanschauung, . daß Rassenfremde nicht-. 
Teile des deutschen Volks sind und es nicht werden können.. 
Das Reichsbürgergesetz ist damit -Ausdruck der völligen 
Abkehr von der Geisteshaltung und Staatsauffassung deB. 
vergangenen Jahrhunderts. - 

1. Liberalistischem Rechts- und Staatsdenken war es fremd,, 
die Zugehörigkeit zu einem Volk und den Erwerb der poli- 
tischen Rechte von der Erfüllung rassischer Voraussetzungeni 
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abhängig zu machen. Nationalsozialistische Auffassüng da- 
gegen ist es, die Rage der Zugehörigkeit zu einem Volk 
in erster Linio als oino Frago der Gemeinsamkeit des BlutcB 
anzusehen. Aus dieser Auffassung zieht das Reichsburger- 
gesetz die praktischen roigerungen und setzt den welt- 
anschaulichen Grundsatz in die Wirklichkeit um. 
2. Das Rcichsbiirgorgcsctz schaltet den dem deutschen ver- 
hängnisvollen jüdischen Einfluß aus dem politischen und 
staatlichen Lohen des deutschen Volkes und Reiches aus. 
Nach Blut und Wesen Artfremde, insbesondere also die 
Juden, sind vom Reichsbürgerrecht ausgeschlossen. 

HL Das Rcichsbürgcrgcsetz bringt die in den Punkten 4 und 6 
Abs. 1 des Parteiprogramms niedergelegten Grundforderungen 
der nationalsozialistischen Bewegung zur Verwirklichung. 
Dabei ist zu bemerken, daß der im Parteiprogramm verwendete 
Begriff Staatsbürger gleichbedeutend ist mit dem Begriff 
Reichsbürger und nicht mit dem Begriff Staatsangehöriger. 
Die genannten Punkte des Parteiprogramms lauten: 

1. Punkt 4: Staatsbürger kann nur sein, wer Volksgenosse ist. 
Volksgenosse kann nur sein, wer deutschen Blutes ist, ohne 
Rücksicht auf Konfession. Kein Jude kann daher Volks- 
genosse sein. 

2. Punkt 6 Abs. 1: Das Recht, über Führung und Gesetze des 
Staates zu bestimmen, darf nur dem Staatsbürger zu- 
stehen. Daher fordern wir, daß jedes öffentliche Amt, 
gleichgültig welcher Art, gleich ob im Reich, Land oder Ge- 
meinde, nur durch Staatsbürger beldeidet werden darf. 

IV. Das Rcichsbürgorgesotz ist ein Grundsatzgesetz. Die in ihm 
verankerten Grundsätze sind noch nicht nach jeder Richtung 
hin verwirklicht. Die innerdeutsche Volksordnung ist, ebenso 
wie der Aufbau des nationalsozialistischen Reichs im ganzen 
noch nicht abgeschlossen ist, noch in der Entwicklung. 
1. Das Staatsangohörigkoitsrccht ist seinem Inhalt nach durch 
das Reichsbügergesetz Idar vorgezeichnet, es bedarf jedoch 
noch der zusammenfassenden und abschließenden Regelung. 
Sie steht zur Zeit noch aus, denn sie setzt u. a. voraus, , 
daß die Staatsangehörigkeitsfragen, die sich aus der Er- 
richtung des Großdeutschen Reichs neu ergeben haben, 
zunächst abgeschlossen werden. Aus diesen Gründen 
gelten auf dem Gebiet des Staatsangehörigkeitsrechts noch 
in weitem Umfang die Vorschriften des aus dem Bis- 
marckschen Reich stammenden Staatsangehürigkeitsge- 
setzes, das allerdings seit der Machtübernahme verschiedene" 
einschneidende Änderungen erfahren hat. . 



2. Ebenso fehlt dem Reichsbürgerrecht noch dio nähere Aus- 
gestaltung. Die Vorschriften über , die Verleihung des 
Reichsbürgerfechts und über den Reichsbürgerbrief sind 
bis jetzt noch nicht erlassen worden. Bis. zur endgültigen 
Klärung dieser Frage wurde, um die Ausübung der poli- 
tischen Rechte sicherzustellen, eine Zwischenlösung ge- 
troffen. Sie besteht in der Einführung des vorläufigen 
Roichsbürgcrrechts. 

V. Das Rcichsbürgcrgcsetz gUt auch in den Alpen- und Donau- 
Roichsgauon, im Reichsgau Sudetonland, im Menielland, 
Danzig, Eupen, Malmedy und Moresnet. In den anderen bei 
der Errichtung des Großdeutschen Reichs eingegliederten Ge- 
bieten ist es dagegen mit Rücksicht auf die nooh schwebenden 
Staatsangehörigkeitsfragen -noch nicht eingeführt. Vgl. dazu 
auch S. 102. ' - 

2. Inhalt des Gesetzes. 

a) Dio Staatsangehörigkeit. ' 

Deutscher Staatsangehörigor (Reichsangehöriger) ist, wer dem 
Schutzvcrband des Deutschen Reiches angohört und ihm dafür be- 
sonders verpf lichtet ist. § l 1 . 

I. Die Staatsangehörigkeit ist von Bedeutung in völkerrecht- 
licher und in innerstaatlicher Hinsicht. 

1. Li völkerrechtlicher Hinsicht ist sie das Unterscheidungs- 
merkmal gegenüber dem Ausländer, d. h . demjenigen, 
der eine fremde Staatsangehörigkeit besitzt oder staaten- 
los ist. . , 

2. Innenpolitisch ist sie die Eingliederung in die Schutzver- 
bandsgenossenschaft des Staatsverbandes, aus der die. 
öffentlichen Rechte und Pf hebten des Staatsangehörigen 
erwachsen. 

II. Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit regeln sich noch 
auf der Grundlago dos Reichs- und Staatsangohörigkoits- 
gosetzos vom 22. Vn. 1913 unter Berücksichtigung der zu 
diesem Gesetz seit der Machtübernahme eingeführten Neu- 
erungen. Die wichtigsten sind: 

1. Dio Einführung der einheitlichen deutschen Staatsangehörigkeit (ReicliB- 
(ingchöriglceit) als Auswirkung des Noiiauf baugesetzes. Vgl. S. G0. 

2. "Dio grundlegende Änderung der Elnbürgcrungsricktlinich in dem Sinne, 
1 daß nur derjenige im Wego der Einbürgerung dio deutsche Staats- 
angehörigkeit erwerben kann, der rassisch einwandfrei und auch sonst 
iiach nationalsozialistischen Grundsätzen als erwünschter Bevölkerungs- 
zuwachs anzusehen ist. Auf der gleichen Linie liegt der Widerruf un- 
erwünschter Einbürgerungen aus der Zeit der Weimarer Republik. Vgl. 
S. 24. 
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3. Die Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit bei pflichtver- 
gessenen Deutschen im Ausland und bei Juden. Vgl. S. 25. 

4. Die Staatsangehörigkeit aul Widerruf. Diese Einrichtung ist geschaffen 
worden, um bestimmten Personengruppen und Einzelpersonen, die im 
Zuge der Errichtung des Großdeutschcn Reichs zum Reich gekommen 
sind und die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten haben (so inabe- 
sondere im Reichsgau Danzig-WestpreuOen, im Warthegau, in Eupen, 

. . Malmedy und Moresnet, ferner im Elsaß und in Lothringen), diese wieder 
entziehen zu können, wenn sie sich als deutsche Staatsangehörige nicht 
bewähren und sich als ungeeigneter Bevölkerungszuwachs erweisen. 

Die Eigenart der Staatsangehörigkeit auf Widerruf besteht darin, daß 
der Erwerb der Staatsangehörigkeit binnen einer Frist von zehn Jahren 
durch eine Verfügung der zustündigen Behörde wieder aufgehoben werden 
kann. Das bedeutet, daß der Betroffene mit der Zustellung der Ver- 
fügung oder mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung die deutscho Staats- 
angehörigkeit wieder verliert. 

ß. Die Protektoratsangehürigkeit. Sie ist für die Bewohner des Protek- 
torats Böhmen und Mähren, die nicht deutsche Volkszugehörige sind, 
also insbesondere für die Tschechen, geschaffen worden und ist eine 
deutsehe Staatsangehörigkeit besonderer Art. Dem Ausland gegenüber 
gelten die Protektoratsangehörigen als Inländer. 

0. Die Schutzangehörigkeit. Schutzangehörige sind die ehemals pol- 
nischen Staatsangehörigen nicht deutscher Volkszugehörigkeit, die im 
Inland ihren Wohnsitz haben, und die fremdblütigen Bewohner bisher 
jugoslawischer Staatsangehörigkeit in der Untersteiermark und in 
Oberkrain. Das Wesen der Schutzangehörigkeit besteht darin, daß ihre 
Träger im Inland nicht als Staatenlose gelten, sondern beschränkte 
Inländerrechte besitzen. 

Von Bedeutung ist noch, daß die ehemals polnischen Staatsangehö- 
rigen, die im Generalgouvernement ihren Wohnsitz haben, die Schutz- 
angehörigkeit nicht besitzen. 

Näheres zu den Ziff. 4— ü vgl. Neues Staatsrecht II. 

LIT. Der Inhalt der Staatsangehörigkeit und damit die Rechts 
Stellung des deutschen Staatsangehörigen lassen sich kurz 
zusammengefaßt wie folgt kennzeichnen: 

1. Der Staatsangehörige steht unter dem Schutz des Reiches. 
Er genießt persönlichen Schutz und den Schutz seiner Ver- 
mügensgüter durch die Staatsorgane. 

a) Er darf sieh wirtschaftlich frei betätigen, soweit nicht besondere ce- 
setzlicho Einschränkungen vorliegen. 

b) Er darf alle der Öffentlichkeit dienenden Einrichtungen im Rahmen 

L . o eeltenden Bestimmungen benutzen, wie z. B. Verkehrs-, 
mittel, GasyElektrizitäts- und Wasserwerke, Kranken-, Heil- und 
Wlegeanstalten, Büchereien, Museen usw. 

o) Er kann nicht aus dem Reichsgebiet verwiesen werden. 

d) Erdorf nicht einer ausländischen Regierung zur Verfolgung oder Be- 
strafung überliefert werden. • 

2- D 5 Staatsangehörige ist auf der anderen Seite verpflichtet, 
allo öffentlichen laston mitzutragen und sich notfalls auch 
mit allem, Avas er besitzt, für den Bestand des Reiches 
einzusetzen. ■ •* ■ 



3. Dagegen vermittelt der Besitz dor deutschen Staatsangehörig- 
keit nicht dio Berechtigung zur Ausübung der politischen 
Rechte. Hierfür gelten vielmehr die Grundsätze des 
Reichsbürgerrechts. 

b) Dio Roichsbürgorschaft. 

Roichsbürgor ist nur dor Staatsangehörige doutsekon oder 
artverwandten Blutes, der durch sein Verhalten beweist, daß er 
gewillt und geeignet ist, in Treue dorn D outschon Yölk und Roicfi 
zu dienen. § 2 1 . 

I. Aus dem großen Kreis der deutschen Staatsangehörigen wird 
durch das Reichsbürgergesetz der kleinere Kreis der Reichs- 
bürger herausgehoben. Im einzelnen müssen für den Erworb 
des Roicksbürgorrechts folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 
1. Deutscho Staatsangehörigkeit. Reichsbürger kann nur 
werden, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. 
- 2. DoutschMiitigkoit. Reichsbürger kann nur werden, wer 
deutschen oder artverwandten Blutes ist. 

Bio gemeinsame Bezeichnung für Personen deutschon und soloho art- . 
vorwandten Blutes ist nach dorn Rundorlaß vom 20. XI. 1035 „doutsch- 
blütlg". Der Begriff deutschblütig ist an die Stello des vor Erlaß dor 
Nürnberger Gesetzo von dor Gesetzgebung gebrauchten Begriffes 
- „arische Abstammung" getreten. 

a) Deutschen Blutes ist, wer zum deutschen Volkstum 
gehört, das sich aus der nordischen, fälischen, westischen, 
dinarischen, ostischen und ostbaltischen Rasse und den 
Mischungen dieser Rassen zusammensetzt. - 

Zum deutschen Volkstum gehören auch dio Deutschen, dio außer- 
halb des Reiches wohnen. Diese können aber, wio oben dargelegt, 
nur Roiohsbürger werden, wenn sio dio deutscho Staatsangehörigkeit 
besitzen. 

'. b) Artverwandton Blutes sind dio Völkor, die von" den- 
selben Rassen abstammen wio das deutscho Volk, wenn 
auch der Blutanteil an den einzelnen dieser Rassen ein 
anderer ist als beim deutschen Volle. Hierunter fallen: 
d) Bio von nltcrs her geschlossen In Europa siedelnden Yölkcr. Das 
Bind nicht nur dio nordischen Völker einschließlich dor Engländer, 
sondern auch dio Franzosen, Italiener usw. . 
■ ■ ß) Bio AbkÖtninlingo dieser Völker, dio Bich außerhalb Europas an- 

gesiedelt haben, falls'sio sieh ortrcln erhalten haben, wio z. B. dio 
" Nordamorikancr. < 

c) Artfremden Blutes sind dio Völker, dio von andoron 
Rassen oder Rassonmisckungon abstammen als das 
deutscho Volk. 

In Europa haben artfremdes Blnt im wesentlichen nur dio Juden 
und dio Zigeuner. \. '* 

• • . 7* ' ' 



Voraussetzung für den Erwerb des Roichsbürgorrcchts 
ist also — negativ gesagt — die Nichtzugehörigkeit zu 
artfremden Rassen. Damit scheiden insbesondere die Juden 
für den Erwerb des Reichsbürgerrechts aus, da sie sich 
aus Bestandteilen der vorderasiatischen und der orien- 
talischen Rassen mit negroiden Einschlägen zusammen- 
setzen. Dagegen werden Angehörige artverwandter Volks- 
tümer zum Reichsbürgerrecht zugelassen. Dies hat prak- 
tische Bedeutung insbesondere für die in Deutschland 
lebenden Volksininderkeiten, wie z. B. die Dänen. Diese 
können deutscho Reichsbürger worden, sofern die übrigen 
Voraussetzungen gegeben sind. 
3. Würdigkeit. Reicbsbürger kann nur sein, wer durch sein 
Verhalten beweist, daß er gewillt und geeignet ist, in 
Treue dem Deutschen Volk und Reich zu dienen. 

a) Der Wille, Volk und Reich in Treue zu dienen, wird 
grundsätzlich als vorliegend angenommen werden kön- 
nen, falls sich bei Prüfung der Persönlichkeit des Staats- 
angehörigen nicht das Gegenteil ergibt. 

Schweres Verbrechen, staatsfeindliche Betätigung, Verletzung 
der staatsbürgerlichen Pflichten wie z. B. Nichterfüllung der Wehr- 
pflicht, Wehrunwürdigkeit, Aberkennung der Fähigkeit zur Be- 
kleidung öffentlicher Ämter, Berufsunwürdigkeit, Parteiunwürdig- 
keit und sonstiges von ehrloser Gesinnung zeugendes Verhalten 
werden den Staatsangehörigen des Reichsbürgerrechts unwürdig 
erscheinen lassen. 

b) Die Eignung zum Dienst an Volk und Reich läßt sich erst 
beurteDen, wenn der Staatsangehörige zuvor Gelegen- 
heit gehabt hat, sich im Gemeinschaftsdienst zu be- 
tätigen. 

Der Erwerb des Reichsbürgerrechts wird deshalb von einer Teil- 
nahme an der nationalsozialistischen Jugundschulung und einer 
einwandfreien Ableistung des Iteichsarbcitsdienstcs und des Wehr- 
dienstes, sowie von der Bewährung im öffentlichen Dienst der Partei 
oder des Staates oder in privater beruflicher Tätigkeit abhängig zu 
machen sein. Damit wird sich von selbst auch die Notwendigkeit 
ergeben, die Erlangung des Reichsbürgerrechts auf ein späteres 
Lebensalter heraufzusetzen, als es bisher für das aktivo Wahlrecht 
zum Reichstag vorgeschrieben war. 

TL Als Form, in der das Reichsbürgerrecht nach seiner end- 
gültigen Verwirklichung verliehen werden soll, sieht das, 
Reichsbürgergesetz die Aushändigung des Roichsbürgorbriofs ' 
vor. §. 2 2 . Dieser Staatshoheitsakt soll die besondere Be- 
deutung des Erwerbs des Reichsbürgerrechts jedem Volks- 
genossen anschaulich zum Bewußtsein bringen. Der Reichs- - 
bürgerbrief soll nach dem Willen des Führers die wertvollste 
Urkunde werden, die ein Deutscher in seinem Leben erwerben 
kann. 
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Wie bereits betont, stehen die Vorschriften über den RcicliBbürger- 
brief noch aus. Eine Verleihung von Reiehsbürgerbriefen hat daher bisher 
noch nicht stattgefunden. 

III. Eür den Inhalt des Reichsbürgerrechts ist folgende Bestim- 
mung des Reichsbürgergesetzes maßgebend: Der Reichsbürger 
ist der alleinige Träger der vollen politischen Rcchto nach Maß- 
gabe der Gesetze. § 2 3 . • . 

1. Nur der Reichsbürger kann das politische Stimmrecht aus- 
üben. 

Nur er kann zum Reichstag wählen oder gewählt werden und sich 
an Volksabstimmungen beteiligen. Da das Reiöhsbürgerrecht nur nach 
Prüfung und Feststellung der Würdigkeit verliehen wird, wird damit 
für alle Zukunft das Schicksal der deutschen Nation in den Händen der 
Träger guter deutscher Erbmasse und deutschen Geistes. liegen. 

2. Nur der Reichsbürger kann Trager eines öffentlichen Amtes 
sein. ' \ 

Nur er kann Ehrenämter im Staat und in der Gcmeindo ausüben und 
zum Berufs- oder Ehrenbeamten ernannt werden. Nur er kann hoheit- 
liche oder obrigkeitlicho Aufgaben erfüllen. 

c) Die Zwischenlösung. > 

Die endgültige Verleihung des Reichsbürgerrechts kann erst , 
beginnen, wenn die Vorschriften über den Reichsbürgerbrief vor- 
liegen. Damit in der Übergangszeitin der Ausübung der politischen 
Rechte keine Unterbrechung eintritt, wurde eine. Zwischenlösung* 
eingeführt. Sie besteht darin, daß kraft Gesetzes, also ohne Ver- 
leihung" des Reichsbürgerbriefs, diejenigen Volksgenossen bestimmt 
worden sind, die vorläufig als Reichsbürger und damit als Träger 
der politischen Rechte anzusehen sind. 

• Die Vorschriften über das vorläufige Reichsbürgerrecht Bind in der ersten 
Verordnung zum ReicliBbürgerrecbt vom 14. XI. 1035 enthalten. 

I. Als vorläufige Roichsbürgor golton bis zum Erlaß weiterer 
Vorschriften über den Reichsbürgerbrief gemäß §§ l 1 und-2 1 : 

1. Die Staatsangehörigen doutschon oder artverwandten Blutes 
beiderlei Geschlechts, die am 30. IX. 1935, dem Tage des" 
Inkrafttretens des ReichsbürgergesetzeB, das Reichstags- 
wahlrecht besessen haben. 

Ausgeschlossen vom vorläufigen Rclchsbürgcrrecht sind hiernach 
Juden und Bonstige Fremdblütigc. Die Staatsangehörigen jüdisohen 
Mischlinge dagegen gelton als Vorlauf igo Reichsbürger. 

2. Die Staatsangehörigen deutschen oder artverwandten Blu- 
tes, denen von dem Reichsminister des Innern im Einver- 
nehmen mit der Parteikanzleüdas vorläufige Reicksbürgor- 
recht verliehen ist. 

Die Vorschrift ist praktisch von, Bedeutung In dem Falle, daß ein 
dcutschbliitiger Ausländer nach dem 00. IX. 1005 dio doütscho Staats- 
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nngekörlgkoit erlangt lint: Er wird duroli den Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit nicht auch Rcichsbürgcr, es kann ihm aber auch 
da's vorliiufigo Rcichsbürgcrrccht nach § 1». 1. V. z. Rhg. Tcrllclicn 
werden. Deutsohblütigo Staatsangehörige, die nach dem 30. IX. 1935 
das 20. Lebensjahr vollenden, kommen für die Verleihung des vorläufj- 
gen Bürgerrechts an sich gleichfalls in Frage. 

LT. Das vorläufige Rcichsbürgcrrccht erlischt: 

1. Wenn cino seiner Voraussetzungen wegfällt, wenn z. B. ein 
vorläufiger Reichsbürger seine deutsche Staatsangehörig- 
keit verliert. 

2. Wenn ihm das vorläufige Rcichsbürgcrrccht entzogen wird. . 
Dies kann geschehen durch den Reichsminister des Innern 
im Einvernehmen mit der Parteikanzlei. § l 2 . 

Die Entziehung bietet die Möglichkeit, staatsfeindliche und unwür- 
dige Personen vom vorläufigen Reichsbürgerrecht fernzuhalten und da- 
mit von der politischen Mitbestimmung auszuschließen. 

DI. Hinzuweisen ist auf folgendes: 

1. Die deutschblütigo Jugend, die am 30. X. 1935 noch nicht 
20 Jahre alt war und deshalb nicht im Besitz des vorläufigen 
Bürgerrechts ist, ist reichswahlbercchtigt, wenn sie am Tage 
der Wahl 20 Jahre alt ist. Gesetz über das Reichstags- 
wahlrecht vom 7. III. 1936. 

Soweit das Wahlrecht ausgeschlossen ist oder die Ausübung 
des Wahlrechts ruht, gilt das Gesagte nicht. 

2. Die Zulassung zu öffentlichen Ämtern kann der Minister 
des Innern oder die von ihm ermächtigte Stelle auch solchen 
Personen gewähren, dio nicht im Besitz dos vorläufigen 
Roichsbürgorrechts sind. § 3 d. 1. V. z. Rbg. 

Durch diese Vorschrift wird vor allem der deutsohblütigen 
Jugend, dio am 30. IX. 1935 noch nicht wahlberechtigt war und daher 
noch nicht vorläufiger Reichs bürge r ist, der Eintritt in dio Bo- 
amtonlaufbahn offengehalten. 

IV. Für die bei der Errichtung des Großdeutschen Reichs ein- 
gegliederten Gebiete gilt folgendes: 

1. In den Alpen- und Donaurclchsgauon und im Roichsgau Sudotcnland 
sind djo Vorschriften über das vorläufige RelchsbUrgerrecbt noch nicht 
eingeführt, obwohl in diesen Gebieten — wie oben erwähnt — das Reichs- 
bürgergeseaetz als solches bereits in Kraft ist. Der Grund dafür ist darin 
zu suchen, daß in diesen Gebieten noch anderes Wahlrecht gilt als im 
Altreich. Da das vorläufige Rcichsbürgerrecht dio Wahlberechtigung 
zur Grundlage hat, wäre eine Rechtsversohiedenhoit entstanden. 

2. In den anderen eingegliederten Gebieten, in denen das Rcichsbürgor- 
gesetz gilt (ygl. S. 97), gelten auch dio Vorschriften über das vor- 
läufige Reichsbürgerrecht. 

3/ In den eingegliederten Gebieten, in donon das Rcichsbürgorgesctz noch 
nicht in Kraft ist, gelten auch dio Vorschriften über das vorläufige 
Rcichsbürgerrecht nicht. Darunter fallen insbesondere der Reiohsgau 
Wartheland und dio Gebieto-dcs Reichsgaus Danzig-WestprouQen, dio 
nicht Altreichsgobiet sind und nicht zum alten Danziger Gebiet gehören. 



V 3. Reichsbiirgorgosotz und Rassenrockt. 

Das nationalsozialistische Reich hat bereits im ersten Jahre 
seines Bestehens damit begonnen, die Rassenfrage, die den Mittel- 
punkt der nationalsozialistischen Weltanschauung bildet, einer ge- 
setzlichen Lösung zuzuführen. Den Anfang dieser Gesetzgebung 
machte das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums, 
das zu diesem Zweck den Begriff des.Nichtariers einführte. 

I. Das Roichsbürgorgosotz und die dazu ergangene 1. DV0. vom 
14. XI. 1935 habon den ersten Abschnitt der Entwioldung.des 
- deutschen Rassenrechts abgeschlossen und die Rassongosotz- 
gebung auf eino riouo Grundlago gestellt. 
1. Dio Bogriff o „Nichtarior" und „arischo Abstammung", die 
den Kern der ersten Vorschriften rassenrechtUohen Inhalts 
bildeten, wurden aufgegeben. 

Der Begriff arisch war der Sprachforschung entnommen und läßt sich 
nicht so scharf abgrenzen, wie es für dio praktische Anwendung rassen- 
rechtlicher Vorschriften notwendig ist; er hat aus diesen Gründen teil- 
weise zu Mißverständnissen geführt. - • 

2. Das Rcichsbürgorgesctz hat dio Begriffe „Judo", „jüdischer 
Mischling" und „doutschblütig" geschaffen, auf donon dio 
gesamte doutscho Rasscngosetzgobung seither aufgebaut 
wurde. Diese Begriffsbildung ist wie folgt begründet: 

a) Bas Rasscnproblem für das deutscho Volk Ist dio Judenfragoj denn 
Angehörige sonstiger fremder Rasson fallen in Deutschland nicht ins 
Gewicht. Es ist daher folgerichtig, dieser Tatsacho in der Gesetz- 
gebung Rechnung zu tragen und dio Vorschriften grundsätzlich nuf 
dio Juden zu beschränken und sie nicht auf alle Eremdblütigon. 
schlechthin zu erstrecken. Dazu war es notwendig, zunächst den Bo- 
griff „Jude" gesotzlich zu. bestimmen. • 1 

Nohen den Juden stellen nur noch dio Zigeuner oin rassonpoli- 
tiBches Problem dor, aber auch ihrö Zahl beträgt nur etwa Yso der 
Zahl der Juden. 

b) Durch dio deutsch-jüdisohon Mischehen, deren Zahl von der Mitte des 
19. Jahrhunderts an immer stärker anstieg, ist zwischen den Juden 
und Doutschcn eino deutsch-jüdische Mlsckrosso entstanden. Das 
Rclchsbürgcrgcsetz geht davon rius, daß das Problem dieser Mlsch- 
rasso nicht in derselben Weiso gelöst worden kann wie das Judon- 
problem, sondern einer besonderen Lüsung bedarf. Es war daher 
notwendig, auch den Bogriff „jüdischer Mischling" genau festzulegen.. 
. Das Gesetz zur Wiederherstellung des Borufsbcamtontums kannte . 

■ -diese Unterscheidung nicht. Es bezog sich auf alle Nichtarior 
' ' Bohleohthih und nahm koino Rüoksicht auf dio biologische Tatsache, 
daß die Angehörigen der Mischrasso auch einen Anteil doutsohon 
Blutes aufweisen, dor je nach Art und Häufigkeit der Kreuzungen 
kloin oder aber auch groß sein kann., 

3. Dip vom Rpichsbürgorgesotz eingeführten rassonrcchtlichon 
Begriff o' haben nicht nur für das Reichsbürgergesetz selbst 
Bedeutung, Bondern gelten für allo Rechts- und Vorwal- 

. tungsgebieto. . ... . 



In zahlreichen Vorschriften des Kassenrechts wird ausdrücklich auf 
dio Begriffo des Rcichsbürgcrgcsetzes verwiesen. Diese BcgrIIIo gelten 
aher ohne weiteres auch liir alle anderen rassenrechtliohen Vorsoliriltcn, 
dio dno solche ausdrückliche Verweisung nicht enthalten. Das orgiht 
sich daraus, daß das Reichsbürgergesetz zu den Staatsgrundgesotzen 
gehört, so daß ihm allgemeine Bedeutung zukommt. _ 

II. Das Roichsbürgcrgcsotz liat weiterhin dadurch Bedeutung für 
die Entwicklung des deutschen Rassenrechts bekommen, daß 
es die gesetzliche Grundlage für den Erlaß der wichtigsten 
Vorschriften zur Lösung der Judenfrago bildete. 

So sind auf Grund der Ermächtigung des § 3 des Reichsbürgergesetzes 
u. a. dio Vorschriften erlassen worden, die die Ausschaltung der Juden Tun 
den üTIcntlichcn Ämtern, vom ärztlichen Bcrur und toii der rcchtsanwalt- 
schaftlichcn Tätigkeit sicherstellen. Auch die Erfassung der jüdischen ge- 
werblichen Betriebe ist auf Grund einer Verordnung zum Reichsbürgergesetz 
(3. VO.) durchgerührt worden; diese Verordnung enthält auch die Begriffs- 
bestimmung der jüdischen Gewerbebetriebe, die eino wichtige Voraus- 
setzung für dio Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschafts- 
leben bildet. Schließlich wurde auch durch eine VO. zum RBürgG. (10. VO.) 
die geordnete Abwanderung der Juden aus dem Reich eingeleitet und die 
Aberkennung der deutsehen Staatsangehörigkeit bei den ausgewanderten 
Juden durchgeführt (11. VO.). 

HT. Die gesamte deutsche Bassengesctzgebung, die Einzelheiten 
für die Anwendung der rassenrechtlichen Begriffe des Reichs- 
bürgergesetzes, das Judenproblem und alle zu seiner Lösung 
getroffenen gesetzlichen Maßnahmen sind eingehend dar- 
gestellt in Heft 6 2 dieser Sammlung „Rassen- und Erbpflege 
in der Gesetzgebung des Reichs". Auf dieses Heft wird ver- 
wiesen. 

C. Das Blutschutzgesotz. 

1. Allgemeine Charakteristik. 

Das „Gesetz zum Schutz des deutschen Blutes und der deut- 
schen Ehre", das sogenannte Blutschutzgesetz, ist, wie es im Vor- 
spruch heißt, von der Erkenntnis getragen, daß die Reinheit des 
deutschen Blutes die Voraussetzung für den Fortbestand des deut- 
schen Volkes ist, und bekundet den unbeugsamen Willen des Ge- 
setzgebers, die deutsche Nation für alle Zukunft zu sichern. 

I. Der Zweck des Gesetzes ist dio Sicherung und Reinerhaltung 
des deutschen Blutes vor dem Eindringen von artfremden und 
darum schädlichen Bestandteilen. 

Dio Notwendigkeit für das Gesetz ergibt sich aus den völ- 
kischen E.ntartungsorscheinungon auf allen Lobensgebieten, der 
kulturellen Zersetzung und dem politischen Tiefstand, die das 
i "Uberhandnehmen artfremden Geistes und das immer stärker 
werdende rassische Absinken des deutschen Volkes in der Zeit 
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vor der Machtübernahme andeuteten. Dieser Entwicklung 
mußte Einhalt geboten werden. 

Das Schwergewicht der BassenpNcgo Hegt allerdings, in der Erziehungs- 
arbeit der nationalsozialistischen Bewegung, die vom Zeitpunkt der Macht- 
übernahme an das rassische Bowußtsein im doutschen Volle wieder gowookt 
und gestärkt hat. Wo abor natürliches rassisches Empfinden und völkisohes 
• Verantwortungsbewußtsein trotz Aufklärung und Beratung nicht stark ge- 
nug sind, muß dio Gesetzgebung eingreifen. : 

II. Während das Reichsbürgergesetz die Ausschaltung der Juden 
auf politischem Gebiet vollzog, wird durch das Blutsckutzgosotz 
dio biologische Soito der Judenfrago golöst. Dio Maßnahmen 
des Gesetzes sind: 

1. Verbot von Mischehen, 

2. Verbot des außerehelichen Verkehrs mit Juden, 

3. BcschiiltlgungBTcrbot lür 'doutschblütlgo Hausangestellte 

III. Das Blutschutzgesetz gilt auch bereits in den Alpen- und Donau- 
roichsgauon, im Reichsgau Sudotonland, in Memol, in Danzig, 
in den eingegliederten Ostgebieten, in Eupen, Malmedy und 
Moresnet und im Protektorat Böhmen und Mähren. 

. Im Protektorat werden bei der Anwendung des Gesetzes dio ProtoktoratB- 
angehörigen wie deutsche Staatsangehörige behandelt. VO. vom 5. VIT. 
1941.- Dio > polnischen Volkszugehörigen dagegen genießen den Schutz 
des Blutschutzgesetzes nicht. VO. vom 31. V. 1041. 

2. Dio Eheverbote 

Bei den Eheverboten sind zu unterscheiden die Eheverbote 
wegen jüdischen Bluteinschlags und das Eheverbot, das die Ver- 
mischung mit sonstigem artfremden Blut verhindern Boll. Die erste 
Gruppe von Verboten zerfällt weder in solche mit trennender und 
solohe mit aufschiebender Wirkung. 

a) Dio Ekovorboto wogen jüdisekon Blutoinschlags. 

I. Ehovorboto mit trennender. Wirkung, also Verbote, die die 
Nichtigkeit der Ehe zur Folge haben, bestehen für die Ehe- 
schließung: 

1. Zwischen Juden deutscher oder fremder Staatsangehörig- 
keit und Staatsangehörigen deutschen oder artverwandten 

■ Blutes. § l 1 . 

Der deutschblütigo Teil muß die deutsche Staatsangehörigkeit be- 
sitzen; denn für Personen, dio dem Schutzverband des Doutschen Reioha 
nicht angehören, kann und will dio deutsche Gesetzgebung koino,Blut- 
schutzvorschriften aufstellen. . . . ■.«' 

2. Zwischon Juden deutscher oder fremder Staatsangehörigkeit 
und Staatsangehörigen Mischlmgon zweiton Grades. 

Dieses Verbot geht von der Tatsacho aus, daß dio jüdischen Misoh- 
lingo zweiten Grades bereits einen überwiegenden: Anteil- deutschen 



Blutes aufweisen und verfolgt das Ziel, den jüdischen Blutsantoil weiter 
aufzuteilen, um dadurch dio Mischrasso praktisch zum Verschwinden zu 
bringen. .' • 

IL Eheverbote mit aufschiebender Wirkung, also Verbote die 
einer Eheschließung entgegenstehen, die aber die trotz des Ver- 
bots geschlossene Ehe nicht ungültig machen, bestehen für die 
Eheschließung: 

1 Zwischen Staatsangehörigen Mischlingen orston Grades 
einerseits und deutschblütigon Staatsangehörigen oder 
Staatsangehörigen Mischlingen zweiten Grades andererseits. 

a) Bio Eheschließung Ist nur dann zulässig, wenn sio durch den Rcichs- 
ministar des Innern im Einvernehmen mit der Farteikanzlei aus- 
nahmsweise genehmigt ist. Die Genehmigung wird regelmäßig ver- 
sagt um zu vorhindern, daß durch die Heirat Nachkommonschatt 
mit eiüem nach der jüdischen Seite hin ungünstigen Einschlag ent- 

- steht. 

b) Bcr Mischling ersten Gratles kann ilaber, abgesehen davon, daß ein 
weiblicher Mischling einen Ausländer heiratet und damit aus dem 
Schutzvorband des Deutschen Reiches ausscheidet, nur einen Juden 
oder einen Mischling ersten Grades heiruten. 

2. Zwischen Staatsangehörigen Mischlingen zweiten Grades 
untereinander. 

Die Eheschließung würde dem rassenpolitischen Ziel entgegen- 
stehen, die MischlingBrasso möglichst bald zum Vorschwinden zu bringen. 



b) Das Ehovorbot wogon artfremden Blutes. 

Eino Eho soll auch dann nicht geschlossen worden, wenn aus 
ihr eine die Roinerhaltung des doutschon Blutes gofährdondo Nach- 
kommenschaft zu erwarten ist. Bei diesem Verbot handelt es sich 
um den Schutz des deutschen Blutes gegenüber Vermischung mit 
anderem artfremden Blut als dem jüdischen Blut. 

Dieses Verbot, das nur aufschiebende Wirkung hat, soll in orBtor Linie die 
Eheschließung mit Angehörigen der Völker Asiens und Afrikas verhüten. In 
dem Verbot liegt aber damit keine Minderbewertung dieser Völker; gerade dio 
wertvollsten artfremden Völker lehnen auch ihrerseits jede rassische Vermischung 
mit Artfremden ab. 

3. Sonstige Vorbote. 

I. Juden ist der außereheliche Geschlechtsverkehr mit Staats- 
angehörigen deutschon oder artverwandten Blutes und mit 
Staatsangehörigen Mischlingen zweiten Grades verboten. 

1. Das Verbot betrifft dieselben Fülle, in denen oine Eheschließung dio 
Nichtigkeit der Ehe zur Folge haben würde. N 

2. Die Wirkung des Verbots bestellt darin, daß der Mann — Deutschor oder 
Judo — , der dem. Verbot zuwiderhandelt, wegen Rasscnschando mit 
Zuchthaus oder Gefängnis bestraft wird. Da es sich um ein Verbrechen " 

■ handelt, ist auch der Versuch strafbar. 
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Dio Frau Ist nicht unter Strafe gestellt, damit sie nicht von dem Mann 
durch Drohung mit einer Anzeige zur Fortsetzung des verbotenen Ge- 
schlechtsverkehrs veranlaßt wird. ' 

IL Judon dürfen weiblicho Hausangestellte deutschen oder urt- 
vorwandton Blutes unter 45 Jahren in ihrom Haushalt nicht 
beschäftigen. §3. 

1. Ein DTnushalt Ist jüdisch, wenn ein jüdischer Mann Haushaltungsvorstand 
i*Bt oder der Hausgemeinschaft angehört. 
. 2. Die Hausangcstcllto muD dio deutscho Staatsangehörigkeit besitzen, denn 
- es ist nicht Aufgabe der deutschen Rassengesetzgebung für die rassische 
Reinorbaltung der Angehörigen anderer Staaten zu sorgon. Dagegen gilt 
das Vorbot für alle Juden ohno Rücksicht auf ihro Staatsangehörigkeit, 
weil in jedem Fallo eine Gefährdung doutschon Blutes gegobbn ist. 

III. Juden ist das Hisson der Eeichs- und Nationalflagge und das 
Zeigen der Roichsfarbon verboten^ § 4. Dagegen ist den Juden 
das Zeigen der jüdischen Farben gestattet. 

1 ■ • Dor Grund für das Verbot ist der, daß dio Juden nicht zum doutschon 
Volk gehören, und daß deshalb die Symbole des deutschen Volkes für sio; 
nicht bestimmt sind. 

1. Das Verbot. 

Es richtet sich an Juden, nicht dagegen an dio jüdischen Mischlinge 1 
Deutschblütige Ehegatten, dio in einer deutsch-jüdischen -Mischehe 
leben, sind dem Verbot beim Beflaggen von Gebäuden odor Wohnungen 
unterworfen, desgleichen auch andere doutschblütigo Personen; wenn 
Juden der Hausgemeinschaft angehören. 

2. Die Wirkung des Verbots. * ■ • 

Dio Zuwiderhandlung steht unter Strafe. Dio Strafandrohung ist 
Gefängnis bis zu einem Jahro und Geldstrafe oder eino dieser Strafen. 



Vierter Abschnitt. 



Das Vierte Jahr des Nationalsozialistischen 
Staatsaufbaus. 

Das Aufbauwerk der nationalsozialistischen Staatsfülirung 
machto im vierten Jahr ihrer Regierung Avcitero wichtige Fort- 
schritte. Neben der Wiederherstellung der vollen Gebiets- 
hoheit im ganzen Reiche wurde der innere Aufbau fortgeführt: 
Der Vierjahresplan, die Berufung des Reichsführers Ify zum 
Chef der deutschen Polizei, die Zusammenfassung der ge- 
samten deutschen Jugend in der Hitler- Jugend als Staats- 
jugend, die Neuordnung der Verfassung und Verwaltung 
der Reichshauptstadt, die Lösung des Groß -Hamburg- 
Problems und die Neuordnung des Beamtenrechts sind die wich- 
tigsten Beiträge des vierten Jahres zur Fortentwicklung des Staats- 
rechts des nationalsozialistischen Deutschen Reiches. 

I. Die Aufhebung der Hoheitsbesdiränkungen 
des Reiches. 

B. Dio Remilitarisierung des Rheinlands. 

I. Das Versailler Diktat (Art. 42, 43) hatto dem Deutschen Reich 
die Entmilitarisicrung des Rheinlands aufgezwungen. Es ver- 
bot auf dem linken Rheinufer und auf einem Gebiet von 
50 km rechts des Rheines, d. h. auf einer Fläche von etwa 
55000 qkm mit einer Bevölkerung von etwa 14 Millionen, jede 
Sammlung oder Unterhaltung von deutschen Truppen, die 
Anlegung von Befestigungen, die Abhaltung von militärischen 
Übungen und alle Vorbereitungen für eine Mobilmachung. 
Urdeutsches Land und Volle am Rhein waren damit wehrlos 
etwaigen feindlichen Kriegsmaßnahmen ausgesetzt. 
1. Der Locarnovertrag vom 10. X. 1925 bestätigte dio Ent- 

militarisiorung des Rheinlands. Zugleich verzichteten 

Deutschland einerseits, Frankreich und Belgien andrerseits . 

auf einen Angriff (Einfall) gegeneinander. England und 

Italien übernahmen die Garantie. 



2. Am 2. V. 1935 schloß Frankreich mit Sowjetrußland einen 
pohtisch-militarischen Beistandspakt, der mit der Völker- 
bundssatzung und dem Locarnovertrag nicht vereinbar war. 
Damit hatto sich Frankreich einseitig von dem locarno- 
vertrag losgesagt. 

3. Mit Memorandum vom 25. V. 1935 wies dio Reichsregio- 
rung auf diese Unvereinbarkeit dos französisch-russischen 

. Beistandspakts mit dorn Locarnovertrag hin. Gleichwohl 
nahm die französische Kammer den Sowjetpakt 'an. 
LT. Am 7. HI. 1936 ließ der Führer den Signatarmächten des 
Locarnovertrages ein Memorandum mit der Feststellung zu- 
gehen, daß der Locarnovertrag „seinen inneren Sinn verloren 
und praktisch aufgohört habo zu existieren. Deutschland sehe 
sich daher auch seinerseits nicht mehr an diesen erloschenen 
Pakt gebunden." Gleichzeitig bezogen ' deutsche Truppen in 
dem bisher entmilitarisierten Reichsgebiet ihre . Friedens- 
garnisonen. Damit war die Entmilitarisicrung des Rhein- 
lands aufgehoben. 

1. Li denkwürdiger Roichstagsrcdo gab dor Führer und Reichs- 
kanzler das Memorandum vom 7. III. 1930 bekannt und 
erließ gleichzeitig eine Botschaft an das deutsche Volk, durch 
dio er den Reichstag auflöste und Neuwahlen anordnete. 

Die Neuwahl vom 29..HI. 1936 ergab mit über 98% Stimmen für die_ 
NSDAP, die vollo Zustimmung dca Volkes zur Politik des Führers und 
zeigte die innige Verbundenheit von Volk, Partei und Staatsführung. . 
Vgl. S. 28. • 

2. Dio Locarnomächto protestierten gegen die Remilitarisie- 
rung dos Rheinlands und forderten Deutschland auf, die 
von ihnen bestrittene Verletzung des Locarnopakts vor dem 
ständigen' internationalen Gerichtshof im Haag im Klage- 
wege feststellen zu lassen. Angesichts der Idaren Rechts- 
lage und des guten Rechtes Deutschlands, seine Lebens- 
interessen selbst wahrzunehmen, hatte das Reich keine Ver- 
anlassimg, durch eine Anrufung des internationalen Ge- 
richtshofes aüch nur die Möglichkeit einzuräumen, daß es 
unrechtmäßig vorgegangen sein könne. Es blieb im übrigen 
boi oinor Entschließung des Yölkorbundsrats vom -19. TU.' 
1936, die einen .jBruch des Art. 43",des Versailler Vertrags 
feststellte. 

B. Dio Wiederherstellung dor Wassorstraßonliolieit. 

I. Das Yorsaillor Diktat (Art. 331ff.) hatto die deutschen Hohoits- 
rochto ah den großen deutschen Wasserstraßen stark einge- 
schränkt, und zwar vornehmlich zugunsten der Nachbar- 
staaten. Insbesondere wurden die großen 'deutschen Ströme 
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(Rhein, Elbe, Oder, Donau und Memel) für international 
erldärt und einer dauernden internationalen Überwachung 
unterstellt. Die Verwaltung der Strome wurde inter- 
nationalen Kommissionen übertragen, in denen auch Nicht- 
uferstaaten Sitz und Stimme erhielten, während Deutschland 
nur eine Minderheit von Vertretern entsenden durfte. Die 
Kommissionen regelten insbesondere die Unterhaltung der 
Ströme und die Schiffahrt. 

Dor Koiser-Wilkelm-Kanal wurde im Versaillcr Diktat ebenfalls 
den Kriegs- und Handelsschiffen aller mit Deutschland in Frieden lebenden 
Nationon zu gleichberechtigter Benutzung eröffnet. 

IL. Die Noto der Reichsrcgiorung vom 15. XI. 193G verkündete den 
uneingeschränkten Hoheitsanspruch des Reiches über die deut- 
schen Wasserstraßen. Die deutschen Vertreter wurden aus den 
internationalen StTomkommissionen, deren Bestand sich nun 
erübrigte, zurückgezogen. Damit sind sämtliche Einschrän- 
kungen der Souveränität an den deutschen Wasserstraßen 
beseitigt. 

Die Noto der Reichsregierung verkündete ferner die Freiheit der 
Schiffahrt auf den deutschen Wasserstraßen für die Schiffe aller mit 
Deutschland in Frieden lebenden Staaten, soweit die Gegenseitigkeit ge- 
währt wird. Insoweit gibt es also künftig keinen Unterschied in der Be- 
handlung doutscher und fremder Schiffe auf deutschen Strömen. 

C. Die Bedeutung und Rechtmäßigkeit der beiden Akte. 

I. Dio geschilderten beiden Akte der Iteichsr cgier ung (Remilitari- 
sierung des Rheinlandes, Wiederherstellung der Wasser- 
straßenhoheit) haben folgende, politische Bedeutung: 

1. Dio vollo Gebietshoheit des Reiches war wiederhergestellt 
worden und damit auch insoweit der Grundgedanke der 
Gleichberechtigung und Gleichbehandlung der Staaten ver- 
wirklicht. 

2. Dio Remilitarisierung dos Rheinlands insbesondere hat dio 
Wehrhoheit über das ganze Altrcichsgebiot wiederher- 
gestellt. Damit ist das primitivste Recht des deutschen 
Volkes zur Sicherung seiner Grenzen und zur Wahrung 
seiner Verteidigungsmüglichkeiten uneingeschränkt wieder- 

- hergestellt worden; die späteren Ereignisse beweisen, wie 
wichtig und notwendig dieser Akt war. 

3. Das deutsche Volk und Reich hatte einen entscheidenden 
Schritt getan auf dem Wege, sich endgültig vom Ycrsaillor 
Joch zu befreien. 

II. Beide Aktowaron rechtmäßig. Indem die Vorsehung die Völker 
schuf, gab sie ihnen auch das Recht auf Leben und Entfaltung 
ihrer Art. In der naturgegebenen und gottgewollten Eigenart 



und Wesenheit 'der Völker und in ihrer schöpfungsmäßigen 
Entfaltung sieht der Nationalsozialismus daswirklicheHoheits- 
recht der Völker, das die Vorsehung jedem einzelnen Volk als 
Lebensrecht, d. h. als Recht auf Eigenleben, Freiheit, Ehre, 
Lebensraum, Gleichberechtigung und gleiche Daseinschance 
unverzichtbar verheben hat. Dio au! dorn Versaillcr Diktat bo- 
ruhondo Schwächung und Verkümmerung dieses Lebonsrechtes 
des deutschen Volkes war schwerstes Unrecht; Die Lösung der 
Fesseln jenes Diktates ist imthin nichts anderes als die .Wieder- 
herstellung des Rechtes. • 

D. Bio Wiederherstellung dor Roichshohoit 
über dio Doutscho Reichsbahn und dio Roichsbank. 

I. In Ausführung dos Dawosplauos, der der Regelung der durch 
das Versailler Diktat aufgezwungenen Tributlasten diente, 
waren durch Gesetze vom 30. VIII. 1924 die Deutsche Reichs- 
bahn und die Roichsbank weitgehend aus dorVorwaltungshohoit 
dos Reiches losgelöst und einer internationalen Kontrollo 
unterstellt worden. 1 

1. Bio Deutsche Bciclisbahn wurdo als das größto wirtschaftliche Unter- 
nehmen Deutschlands mit hypothekarisch gesicherten Sohuld verschrei- . 
bungen zur Trlbutzahlung herangezogen. Dir Vcmaltungsrat wurdo zum 
Teil mit Ausländern besetzt, die Verwaltung selbst durch einen ausländi- 
schen Kommissnr kontrolliert. Diese internationale Kontrollo wurdo 
zwar im Zusammenhang mit doni Youngplan durch Gesotz vom 
13. IH. 1930 boseitigt, doch blieb dio Belastung dor Reichsbahn 
in Form einer direkten Steuer bostohon. - 
- 2. Dio Relchsbnnk war gleichfalls einer Internationalen Kontrollo unterstellt 
worden, insbesondere dadurch, daß dor dio Verwaltung beaufsichtigende 
Generalrat zum Teil mit Ausländern besetzt wurde. Dieso Kontrollmnß- 
nahmo war im Zusammenhang mit dorn Youngplan und dor Go- 
neralrat überhaupt durch Gesetz vom 27.-X. 1933 boseitigt worden. 
Es waren aber gowisso internationale Bindungon bestehen ge- 
blieben, dio namentlich zur Abänderung bestimmter Vorschriften des 
, Bankgesotzes ein internationales Verfahren vorschrieben. 

II. Durch Erklärung dos Führers in der Roichstagssitzung vom 
30. I. 1937 ist die uneingeschränkte und unmittelbare Hoheit 
dos Reiches über die Doutscho Reichsbahn und die Roichsbank 
• wiederhergestellt worden. Aus dieser Erklärung des Führers 
sind in dem Gesetz vom 10. II. 1937 sofort die notwendigen; 
Folgerungen gezogen worden: Die Hauptverwaltung der Deut- 
schen Reichsbahn ging im Roichsverkokrsministorium auf, die 
Roichsbank wurde eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts und das Roichsbankdiroktorium wurdo domFükror un- 
mittelbar unterstellt. 

Inzwischen sind die ReicliBgcsetzo über dio Doutscho Reichsbahn vom 
4. VII. 1939 und über dio Deutsche Beichsbank vom 15. VI. 1939 ergangen, 
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die diesen lebenswichtigen Unternehmen die ihnen im Aufhau des Groß- 
deutschen Reichs zukommende Stellung zugewiesen haben. 

1. Das Roichsbahngosotz, das eine umfassende und abschlie- 
ßende Regelung des Reichsbahnrechts enthält, hat die 
Reichsbahn restlos zum Reich zurückgeführt. Das Reichs- 
eisenbalmvermügen ist nach der grundlegenden Bestim- 
mung in § 1 des Gesetzes unter dem Namen „Deutsche 
Reichsbahn" als Sondorvorniügcn des Reichs unter Wahrung 
der Belange der Reichsverteidigung zum Nutzen des deut- ' 
sehen Volks und der deutschen Wirtschaft unmittelbar vom 
Reich zu verwalten. Die staatsrechtliche Bedeutung dieser 
Bestimmung hegt darin, daß die Deutsche Reichsbahn nicht 
mehr eine neben dem Reich bestehende selbständige ju- 
ristische Person, sondern unmittelbarer Teil des Reiches ist. 

a) Der RcIchsYcrkchrsmiiiiBtor ist der Leiter der Deutschen Reichsbahn; 
er führt als solcher die Bezeichnung Generaldirektor der Deutschen 
Reichsbahn und ist für die Geschäftsführung der Deutschon Reichs- 
bahn verantwortlich. Durch diese Zusammenlegung der Ämter des 
Reiohsverkehrsministers mit dem des Generaldirektors der Reichs- 
bahn ist die Deutsche Reichsbahn dem Führer unmittelbar unterstellt. 

b) Dem Reichsrcrkchrsminister stehen in der obersten Leitung ein 
Staatssekretär des Reichsverkehrsniinisteriums (stellvertretender 
Generaldirektor) und Ministerialdirektoren des Reichsverkehrsniini- 
steriums (Vorstandsmitglieder dor Deutschen Reichsbahn) zur 
Seite. Ferner wurde zu seiner Beratung in wichtigen Fragen der 
Deutschen Reichsbahn ein „Beirat der Deutschen Reichsbahn" ge- 
bildet, der aus erfahrenen Männern des Wirtschaftslebens und des 
Verkehrswesens besteht. Die Mitgliederzahl beträgt 18; Erl. vom 
12. XII. 1942. 

o) Die Dienststellen der Deutschen Reichsbahn sind Reichshehördeiij die 
Hcichshahnbeaintcn umnittclbare Rclchsbeainto; für sie gelten die 
allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschriften. Oberste Dienstbe- 
hörde ist der Reichsverkehrsminister. 

2. Die Deutsche Roichsbank untersteht als deutsche Notenbank 
der uneingeschränkten Hoheit des Reichs und dient der Ver- 
wirklichung der für die nationalsozialistische Staatsführung 
gesetzten Ziele im Rahmen des ihr anvertrauten Aufgaben- 
bereichs, insbesondere zur Sichcrslollung des Wertes dor 
deutschen Währung. 

a) Die Deutsche Rclchsbank ist eino juristische Person des öffentlichen 
Rechts mit dem Sitz in Berlin, die dem Führer unmittelbar unter- 
stellt ist. • - 

b) Die Leitung und Verwaltung obliegt dem Präsidenten dor Deutschen 
Reiohsbank und den übrigen Mitgliedern dcsRciclisbanlcdirelctorlums, 
die ihre- Aufgaben nach den Weisungen und unter der Aufsioht des 

. Führers wahrnehmen, 
o) Ähnlich wie hei der Reichsbahn ist auch bei dem Reichsbankdirek- 
tonum ein Beirat gebildet, dessen Vorsitz der Präsident des Reichs- 
bankdirektoriums inno hat und dor den Zweck hat, die unmittelbar 
Verbindung der Deutschen Reichsbank zu den führenden Persönlich- 
keiten des deutschen Wirtschaftslebens sicherzustellen. 



■]" E. Der Widerruf der Kriegsschuldliigo. 

I. Durch das Vcrsaillor Diktat (Art. 231) war Deutschland das 
Anerkenntnis abgoproßt worden, daß es die AUoinschuld am 
Weltkrieg trago. 

Dieses erpreßto Anerkenntnis sollte nicht nur Deutschland moralisch 
diffamieren, sondorn auch die „Rechtegrundlogo" fürdio Aufbürdunß dor 
Tnbutlaston Bohaffen. 

II. Dor Führer hat in seiner Roichstagsredo vom 30. 1. 1937 vor 
der Weltöffentlichkeit das.. abgepreßte Sckuldanorkonntnis 
widerrufen und damit endgültig die Deutschland diffamie- 
rende Krieg8schuldlüge beseitigt. 

■TL Der Beauftragte für den Vierjahresplan. 

DaB für den staatsrechtlichen Aufbau des nationalsozialisti- 
schen Reichs bedeutsamste Ereignis im 4. Jahre der Staatsführung 
Adolf Hitlers war die Berufung des jetzigen Reichsmarschalls. 
Göring zum Beauftragten für den Vierjahresplan mit weit- 
gehenden Vollmachten; '•' '.' 

A. Allgemeines. 

Am 1. LT. 1933 verkündete ein Aufruf der Reichsregierung 
(Völle. Beobachter vom 2. II. 1933) den Wiederaufbau der deutschen > 
Wirtschaft e zwei Vierjahresplänen. 

I. Bereits vor Ablauf dor .orston vier Jahro gelang der national- 
sozialistischen Staatsführung die Verwirklichung der Ziolo des 
orston Vierjahrcsplans. 

Dieso Ziele waren der geistige, politisoho und willonmäßigo Zusammen- . 
: Schluß des deutschen Volkes, die Sicherung des Reiches nach 'innen lind 
'außen, dio Beseitigung dor Arbeitslosigkeit, die Sicherung des Bauernstan- 
des, der Nouaufbau der doutsohen Wirtschaft. ' . \ • ' 

"IL Aul dein Roichspartoitag 1930 in Nürnberg proldamiorto der 
Führor den zwoiton Vierjahresplan. • 

Ziel des zweiten Vierjahresplana war die Erkümpfung der Ernähnmgs- 
' und Wirtsclmrtsf reihoit in der für dio gesamto Wirtschaft auBsohlaggobendon 
. . Rohstoffversorgung und damit dor Aufbau oinor für allo Fälle vom .Aualand 
unabhängigen doutsohen Nationalwirtschaft, jodooh ohno jodo Iaolierungs- 
. tondonz.' . ■' '■ , . ; • - - r 

HI. Nachdem der Ausbruch des Krieges die deutsche Wirtschaft 
vor ganz besondere Aufgaben gestellt hat und die für den 
.2. Vierjahresplan gesetzte Frist abgelaufen war, hat der Führer 
durph Erlaß vom. 18. X. 1940 die Durchführung oinos dritten 
Viorjahrosplans zur weiteren Sicherung der Ernälirungs- und 
Wirtschaftsfreiheit angeordnet mit der besonderen Weisung, 

Sohnorror, Neugestaltung. Heft. 13*. ' .. ' s '-. 8 
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die Maßnahmen des zweiten Vierjahresplanes (Ion Forderungen 
des Krieges anzupassen. 

B. Durchführung der Viorjahrcspläne. 

Die Durchführung des 2. und 3. Vierjahrespl.ans hat der Führer 
dem preußischen Ministerpräsidenten Rcichsmarschall Göring als^ 
„Beauftragten für den Vier jahresplan" übertragen. VO. 
vom 18. X. 193G und Erl. vom 18. X. 1940. 

Dio Vorschriften über den Beauftragten für den Vierjahresplan gelten auoh 
in den eingegliederten Gebieten. 

I. Der Beauftragte für don Yierjahrcsplan ist mit außerordent- 
lichen Vollmachten ausgestattet, die ihm in allen Angelegen- 
heiten, die den Vierjahresplan berühren, die nächst dem Führer 
überragendste staatsrechtliche Stellung geben: 

1. Er vereinigt in sich alle Zuständigkeiten von Partei und 
Staatsverwaltung, dio die Durchführung des Vierjahr csplans 
betreffen. Dadurch ist die einheitliche Lenkung aller Kräfte 
des deutschen Volkes im Sinne des Vierjahresplans ge- 
sichert. 

2. Er kann alle zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen 
Maßnahmen treffen, insbesondere insoweit Rechtsverord- 
nungen und allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen. 

3. Er kann sämtliche Behörden einschließlich der obersten 
Reichsbehörden sowie dio Dienststellen der NSDAP., ihrer 
Gliederungen und angeschlossenen Verbände anhören und 
mit Weisungen vorsehen. 

H. Der Beauftragte für don Vierjahresplan bildet die einhcitlicb.fr 
Spitze aller wirtschaftlichen Verwaltungen des Reichs. 

"Über Beine Stellung im Rahmen der organisatorischen Maßnahmen, dio- 
zur Reichsverteidigung getroffen sind, vgl. S. 141; über die Stellung zu dem 
Reichsminister für Bewaffnung und Munition vgl. S. 148. 

Dio Einsetzung des Beauftrogten für den Vierjahresplan hat im übrigem 1 
folgendo organisatorische Maßnahmen von allgemeiner Bedeutung ausge- 
löst: 

1. Zur Entscheidung grundsätzlicher Fragen hat der Beauftragte für den 
Vierjahresplan dio Mitwirkung eines Ministerrats vorgesohon, dorn dio 
beteiligten Fachminister unet der Chef der Reichskanzlei angehören. 

2. Zur Erledigung der laufenden Gcschälto wurdo eine hesondero Dienst- 
stelle des Beauftragten für den Vierjahresplan eingerichtet, dio in mehroro 
Geschäftsgruppen für dio einzelnen großen ArbeitBgobioto eingeteilt ist. 

3. Das Wirtschalisministcrlum ist durch Erlaß des Beauftragten für don 
Vierjahresplan vom 4. II. 1038 grundlegend organisatorisch umgestaltet 
und dadurch ein schlagkräftiges Instrument zur Erfüllung der' ihm zu- 
fallenden Aufgaben des Vierjahresplans geworden. 

4. Dio Tartei hat zur Durchführung der Anordnungen des Beauftragteni 
für den Vierjahresplan elno „Rcichszcntrnlstello lür dio Durchführung, 



des Vicrjahrcsplons bei der NSDAP., ihren Gliederungen und Verbänden 
errichtet. Dio Reichszentralstello ist für dio Erledigung sämtlicher An- 
i gelegenheitcn zuständig, dio sich aus der Durchführung des Viorjahres- 
plans für dio Partei, ihro Gliederungen und angeschlossenen Verbändo 
ergeben. Anordnung des Rciohaschatzmoistcra vom 28. 1. 1037. J 

III. Zum Schutz des deutschen Volkes gegen Sabotngo, insbesondere 
auch des Vierjahresplans, ist das Gesotz gegen Wirtschafts- 
sabotage vom 1. XLT. 1930 ergangen. 

. Nach diesom Gesotz wird ein deutscher Staatsangehöriger, der wissent- 
lich und gewissenlos aus grobem Eigennutz oder ans anderen niederen Be- 
weggründon widerrechtlich Vermögen nach dorn Auslando verschiobt oder 
im Ausland stoben läßt und damit der ddutsohen Wirtschaft sohweren 
Schaden zufügt, mit dem Todo bestraft. • 

! ■ - - 

7 DI. Die Vereinheitlichung der Polizei. 

Durch Erlaß des Führers vom 17. VI. 1930 ist der Roichs- 
f ührer fö, der schon bisher im staatsrechtheben Bereich die Stellung 
des poütischen Polizeikommandeurs der Länder hatte, zum Chol dor 
deutschon Polizei im Roichsministorium des Lmorn eingesetzt 
worden. 

Chef der deutschen Polizei ist Roichsloitor. Heinrich Himmler. 

I. Dio Bedeutung des Erlasses vom 17. VI. 1930. 

1. Der Erlaß ist dor orsto ontsclioidondo Schritt zu oinor Roiciis- 
polizci. 

Zwar konnte schon nach dorn Neuauf baugesetz (vgl. S. 53) dorRciohs- 
miniBter des Innern dio Vornahmo polizeilicher Maßnahmen durch dio 
Polizeibehörden der Länder anordnen. Praktisch konnto sich jedooh 
diese BefugniB bei der Vielgestaltigkeit der polizeilichen Einrichtungen 
dor Länder nur mittelbar über dio obersto Landesbehördo auswirken. 
Jetzt ist durch den Erlaß vom 17. VT. 1030 für das ganzo Reich oino 
cinheitlicho Leitung der Polizei eingesetzt und ein Führer dor gesamten 
doutsohen Polizei bestellt. Dio Länderpolizeien stehen damit untor der 
unmittelbaren Befehlsgowalfc des Chefs dor gesamten Polizei. Dio Vor- 
reiohlichung dor Länderpolizeien ist inzwischen durch Gesotz vorn 19.TJJ. . 
1037 toilwoiso durehgeführt worden. 

2. Dio einheitliche Zusammenfassung iov polizeilichen Auf- 
gabon im Reich sowie die Unterstellung des gesamten 
Polizeikorps unter die Führung des Roichsführers tjlj vor- 
bürgt dio Einheitlichkeit der staatlichen Exekutive und da- 
mit die Schlagkraft der Polizei. V • 

3. Dio Porsonal- und Roalunion zwischen dem Amte des Chefs 
* . der deutschen Polizei und dem Rcichsf ührer ify ist von be- 
sonderer staatsrechtlicher Bedeutung. Sie steht die dem 

, Schutz der Bewegung dienende Gliederung der NSDAP, 
mit der gesamten Polizei unter eine einheitliche Führung 
und bringt dadurch die beiden großen, der inneren Siche- 
rung dienenden Organisationen der Ify und Polizei in engste 
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Fühlung. Damit verwirklicht sie an der . für dio innere 
Sicherung des Reiches wichtigsten Stollo die Einheit von 
Partoi und Staat. Ihren sichtbaren Ausdruck findet diese 
. Einheit bereits in der Dienstbezeiohnung „Der Beichs- 
führer % und Chef der deutschen Polizei"., 
II. Die staatsrechtliche Stellung des Roichslührors Ify und Chefs 
der deutschen Polizei. 

1. Der PiOichsiühror % und Chol der doutschon Polizoi ist der 
Dicnstvorgcsotzto der gesamten deutschen Polizei. Die 
Länderpolizeien unterstehen ihm unmittelbar. Zugleich ist 
ihm dio Leitung und Bearbeitung aller polizeüichen Ange- 
legenheiten im Bereich des Reichsirmenministeriuras über- 
tragen. 

2. Er nimmt an den Sitzungen des Roichskabinetts teil, soweit 
sein Geschäftsbereich berührt wird. 

3. Er untersteht dem Reichsministor des Innern persönlich und 
unmittelbar und vertritt ihn im Falle der Abwesenheit für 
seinen Geschäftsbereich. Durch die Unterstellung unter den 
Reichsminister des Innern ist die notwendige Verbindung mit 
der inneren Verwaltung, deren Teil die Polizei ist, gewahrt. 

m. Dio Hauptämter des Chefs der deutschon Polizoi. 

Der Reichsführer Ify hat die Polizei in Ordnungspolizei und Sicherheits- 
polizei gegliedert und für Beinen Geschäftsbereich als Chef der deutschen 
Polizei drei Hauptämter eingerichtet : 

1. Das Hauptamt Ordnungspolizei unter dem Chef der Ordnungspolizei be- 
arbeitet die Angelegenheiten der gesamten uniformierten Polizei des 
Reiches, insbesondere die Fragon der Schutzpolizei und der Gendarmerie 
einschließlich Verkehrspolizei, dio Gemeindepolizei und dio Verwaltungs- 
polizei. 

Wegen der Organisation der Ordnungspolizei vgl. Näheres Heft 14 1 . 

2. Das Hauptamt Sicherheitspolizei, das Reichssicherheitshauptamt, unter 
der Leitung des Chefs der Sicherheitspolizei bearbeitet dio Angelegen- 
heiten der nicht uniformierton Vollzugspolizei, insbesondere der politi- 
schen Polizei, der Kriminalpolizei und Aufgaben allgemein polizeilicher 
Art wie Paß- und Fromdenwesen. 

Wegen der Organisation der Sicherheitspolizei vgl. Näheres Heft 14 1 . 

3. Das Hauptamt Haushalt und Bauten. . 

IV. Das Hitlerjugend-Gesetz. 
Durch das Gesetz über dio Hitler-Jugend vom 1. XH. 1936 ist 
die gesamte deutsche Jugend in der Hitler- Jugend zusammengefaßt 
worden. ° * 

Das Gesetz Ist durch zwei Durchführungsverordnungen vom 25. IH 1030 
von denen die erste „Allgemeine Bestimmungen« enthält, während die zweite als 
„JugenddicnstTerorduuiig" bezeichnet ist, näher ausgestaltet worden. 

Durch VO. vom 18. VI. 1041 ist das Gesotz mit den Durchführungsver- 
ordnungen auch in den Alpen- und Donourelchsgauon und im Roiohsgau 
Sudotenland eingeführt worden. 



I. Die Bedeutung .dos Gesotzes. ' • 

" Aufgabe der Jugenderziehung ist es, die deutsohe Jugend, die 
das Unterpfand der deutschen Zukunft ist, auf ihre Pflichten 
vorzubereiten. Dio drei großen Erziehungsraitoren sind Eltern- 
haus, Hitler- Jugend und Schule. In harmonischem Zusammen- 
wirken sollen sie die Jugend im Geiste des Nationalsozialismus 
erziehen. . ' •• 

1. Außorhalb von Schule und Elternhaus befaßten dch früher, 
mit der Erziehung der Jugend eine Vielheit von Vereinen und 
Vorbänden mit. dem traurigen Ergebnis, daß die deutsche 

; Jugend konfessionell gespalten, in Klassen zerrissen und po- 
litisch verhetzt wurde. In diesem Durcheinander war die 
HJ. schon vor der Machtübernahme der KristallisationB- 
punkt einer neuen - deutschen Jugend. Freiwillig und auB 
echtem sozialistischen Gefühl und völkischem Empfinden 
stieß nach der Machtübernahme bereitB der größte Teil dor 
doutschon Jugend zur HJ. ' 

2. Das Gosotz vom 1. XH. 1936 erkennt die bereitB tatsächlich 
vollzogene Entwicklung staatsrechtlich dadurch an, daß os 
die gesamte deutsche Jugend im Eeich in der Hitler- Jugend 
zusammenfaßt. 

In ähnlicher Entwicklung, wio Bio der Arbeitsdienst genommen hat, 
hat damit die HJ. als Gliederung der NSDAP, wichtige Btaatlioho Auf- 
gaben erhalten und ist dadurch in' gewissem Umfang auch zu einer 
staatlichen, Einrichtung geworden. Das Reich hat damit eine Staats- 
jugend erhalten, die die Bezeichnung Hitler- Jugend fuhrt. Dio bisherige 
Lücke in der erzieherischen Erfassung dor Jugend zwischen Schule und 
Arbeitsdienst iBt dadurch geschlossen. , 

3. Der Dionst in dor HJ. ist ebenso wie der Wehrdienst und 
' der Arbeitsdienst Ehrendienst am deutschen Volk. § 1 der 

Jugenddienstordnung. 

Auch sind dio Mitglieder dorH J. berechtigt und, soweit es angeordnet 
" ist, auoh verpflichtet, dio vorgesohriebono Uniform zu tragen; § i der 
' „Allgemeinen Bestimmungen". 

JJ. Dio staatsreebtlicho Stellung dor Hitler- Jugend. 

> 1. Zur Erziehung der gesamten deutschen . Jugend außorhalb 
von Elternhaus und Schule ist allein dio HJ. borufon. Sie 
hat die gesamte deutsche Jugend körperlich, geistig und . 
sittlich im Geiste des. Nationalsozialismus zum Dienst am 
Volk und zur Volksgemeinschaft zu erziehen. 

Zur näheren Abgrenzung der Aufgaben zwischen dor. HJ. und dem 
Roiohsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung ist in der . 
1. DVO. bestimmt, daß dio Angelegenheiten dor Jugondpfloge, dea 
JugendherbergawosonB Bowio dor Unfall- und Haftpflioht- 
v'orsioharung im Interesse der Jugendpflege zum Geschäftsbe- 
reich dos Jugondführora dos DeutBohon Roioha gehören, wäh- 
rohd dio Zuständigkeiten des RoichsminiBtorB für Wissenschaft," Er- 
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Ziehung und Volksbildung auf dorn Gebiet dor Schule, des Privatunter- 
richts und des sozialen Bildungswesens unberührt bleiben. 

2. Die Einheit von Partei und Staat ist dadurch verwirklicht, 
daß die Führung und Erziokung der II J. dem Rcichsjugond- 
führer dor NSDAP, übertragen -wurde, der das Staatsamt 
unter der Bezeichnung „Der Jugendführer des Deutschen 
Reichs" führt. 

Eeichsjugendführer war zunächst Reicbsleitor Baidur v. Schirach. 
Bei seiner Ernennung zum Eeiohsstatthalter von Wien wurde sein Nach- 
folger in der Führung der HJ. Eeichsjugendführer Axmann. Baidur 
v. Schirach ist Reichsloiter für die Jugenderziehung geblieben. 

3. Der Jugcndlühror des Deutschen Reichs hat entsprechend 
seinem wichtigen Aufgabenbereich die Stellung einer ober- 
sten Reichsbohördc mit dem Sitz in Berlin erhalten. 

a) Nachgeordnete Dienststellen des Jugendführers dos Deut- 
schon Boichs sind die Behörden der inneren Verwaltung; sie 
nehmen bei der Durchführung des Hitler- Jugend- Gesetzes dio Auf- 
gaben wahr, zu deren Erledigung der staatliche Vorwaltungsapparat 
erforderlich ist, während die übrigen Aufgaben den nachgeord- 
neten Dienststellen dos Reichs] ugondführors(Gebictsführer, 
Obergauführerin, Bannführer, Untorgauführcrin usw.) übertragen 
sind. Vgl. dazu die VO. vom 11. XI. 1039. 

b) Der J ugendführer des Deutschen Reichs untersteht mit der HJ. 
dor Finanzholicit der NSDAP. 

4. Den Erlaß der für den Aufbau der HJ. erforderlichen Rcchts- 
vorordnungon und VcnvaltungsYorschrifton hat sich dor 
Führer selbst vorbehalten. Damit hat er zum Ausdruck ge- 
bracht, welche hohe Bedeutung die Staatsfiihrung dem Auf- 
bau der HJ. als der allumfassenden Partei- und Staats- 
/jugend beimißt. 

Dementsprechend tragen dio beiden bisher erlassenen Durchfüh- 
rungsverordnungen dio Unterschrift des Führers. 

HL D io Stamm-Hitler-Jugond. 

In Dmchführung des Hitler- Jugend-Gesetzes mußte auch die 
Frage gelöst werden, der HJ., in der nunmehr die gesamte 
Jugend des Reichs zusammengefaßt ist, ihre Stellung als Glie- 
derung der Partei zu erhalten. Diesem Zweck diont dio Bildung 
der Stamm-Hitler- Jugend. 6 

1. Die Aufnahme in die Stamm-Hitler-Jugend ist an folgende 
JlImdestYoraussotzungon gebunden: 

fl} B E te L ns^in jÄTT^ ° T rden ?° lBh ° Jugendliche, die sieh minde- 
rn™™ i i- i 0T H J - S ut gefuhrt haben und dio ihrer Ab- 
Äp^rfullot V ° raUB8etzu *G°n für dio Aufnahme^ 

Bei Personen über 18 Jahre, die in dor Führung'odor der Ver- 

Ötamm-Hitler-Jugend ohne Wartezeit erfolgen. . * 



b) Wer seit dem 20. IV. 1939 der HJ. angehört hat, ist ohne woiterca An- 
gehöriger der Stamm-Hitler- Jugend; da dio HJ. bisher Gliederung 
dor Partei war, orfüllon diese HJ.-Angehörigon dio AufnahmevorauB- 
setzungen für dio . Stamm-Hitler- Jugond. 

'2. Gliederung dor NSDAP, ist jotzt nur noch dio Stamm-Hitlof- 

Jugond; sie ist die Nachwuchsorganisation der NSDAP. 
3. Dio Zugehörigkeit zur Stamm-Hitler- Jugend ist freiwillig. 
TV: Dio Jugonddionstvorordnung. 

• Sie enthält die näheren Bestimmungen über die Dauer der 
Dienstpflicht, über Unwürdigkeit und Untauglickkeit, über Zu- . 
rückstellung und Befreiung vom Dienst, über Anmeldung und 
Aufnahme und schließlich über die Entlassung und das Ruhen 
der Zugehörigkeit zur HJ. Hervorzuheben ist folgendes: . 

1. Dio bewährte Unterteilung in Deutsches Jungvolk, Hitler-Jugend im 
• engoren Sinn, Jungmädclbund und Bund Deutscher Miidcl ist beibehalten 
und auch für dio allgemeine HJ. eingeführt worden. 

2. Alle Jungen und Mädchen der HJ. unterstchen einer ö'IIcntllch-rccht- 
lichcn rlrzlchungsgowalf naoh- Maßgabe dor näheren Bestimmungen, dio 
vom Führer, erlassen werden. 

3. Jugendliche, dio einer fremden Volksgruppo angohöron, z. B. dor däni- 
schen, werden nuf Antrag von dor Zugehörigkeit zur HJ. befreit. ' 

4. Juden sind von dor Zugehörigkeit zur HJ. ausgeschlossen^ ." 

Jüdische Misohlingo gehören dagegen zur HJ., Bio können jedoch nicht 
in die Stamm-Hitler-Jugond aufgenommen, worden. 

V. Die Neuordnung der Verfassung und Verwaltung 

/ der Reickshauptstadt. 

Das Reichsgesetz über dio Verfassung und Verwaltung der 
Reichshauptstadt Berlin vom 1. XIE. 193G hat den Einbau der 
Reichshauptstadt in das Staatsgefüge und den kommunalen Aufbau 
der Reichshauptstadt abschließend geregelt. Vgl.' Heft 14 2 . . 

A. Gcscliiclitliclior Überblick. 

I. Durch Prouß. Gosotz vom 27. IV. 1920 wurden die U Kommu- 
naleinheiten im Berliner Wirtschafts- und Verkehrsbereich zu 
einer neuen Stadtgomoindo Berlin zusammengefaßt. Die 
Stadtgemeinde gliedorto sich mit Rücksicht auf den Umfang 
der Gemeindevenvaltung in Vorwaltungsbozirko, die unter der 
Leitung von Bezirksämtern standen. N 

Dio Absicht des Gesetzes ging dahin, dio Verwaltungakompotenzon mög- 
' liohBt zontraliBtisch bei dem Magistrat der Stadtgomoindo zusammenzu- ■ 
faBSon. Di dor Praxis' stellte sieh jedoch bald heraus, daß in Ermangelung 
einer einheitlichen Führung durch den kollegialen in Bich uneinigen Magi- 
atart dio Bezirke dem zentralen Einfluß dor Hauptverwaltung 
immor mohr ontglitton. Parteipolitische Gegensätze spielten dabei oino 
große Bolle. Ein Gesotz vom 30.1. 1931, das dio Zuständigkeit zwischen der 



Hauptverwaltung und den Bezirksvcrwaltungon näher abgrenzte, vermocht© 
im Zeichen parlamentarischer Machenschaften keinen Wandel zu schaffen. 

II. Nach der nationalsozialistischen Erhebung wurde zur Regelung 
der Verhältnisse der Reichshauptstadt eine Zwischenlösung 
dahin golroffon, daß ein dem preußischen Ministerpräsidenten 
unmittelbar unterstellter Staatskommissar eingesetzt wurde, 
der neben anderen Zuständigkeiten die Staatsaufsicht über die 
Verwaltung der Stadt ausübte. Vgl. die Preuß. Gesetze vom 
81. V. 1933, 15. XI. 1933 und 29. VI. 1934. 

Von dorn Geltungsbereich der Doutsohon Gomeindeordnung 
(vgl. S. 73) blieb dio Koiohshauptatadt ausgenommen, woil „Größe 
und Struktur der Hauptstadt eino Sonderregelung ihrer Verfassung und 
Verwaltung verlangen" (Begründung zur DGO.). 

HI. Das Gesotz vom 1. XII. 1936 hat nunmehr die Verwaltung der 
Reichshauptstadt in die erforderliche enge Beziehung zur 
Staatsverwaltung gebracht und zugleich eine der Bedeutung der 
Reichshauptstadt angemessene Selbstverwaltung eingeführt. 

B. Dio jetzige Stellung der Reichskauptstadt. 

I. Dio Kcichshauptstadt Berlin ist Stadtkreis. Sie hat zugleich 
die Aufgaben eines preußischen Provinzialverbaudcs. 

Die Deutsche Gomeindeordnung gilt für dio Eeichshauptstadt nur 
insoweit, als das Gesotz vom 1. XH. 1930 nicht Abweichungen 
vorsieht. 

II. Die Koichshauptstadt ist in den Staatsaufbau dadurch organisch 
eingegliedert, daß die Stellung des Oberbürgermeisters mit 
der des für den Stadtbereich zuständigen Behördenleiters der 
staatlichen Verwaltung in Rcalunion vereinigt ist. 

Die Neuregelung besoitigt den Dualismus zwischen dem Staats- 
kommissar als der eigens ff-r die Stadt Berlin bestellton Aufsichtsbehörde 
und dem Oberbürgermeister. In der Erkenntnis, daß in der Reichs- 
liauptstadt als dem politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Mittel- 
punkt des Reichs für eine Zwischeninstanz zwischen dem Oberbürgermeister 
und den Zentralbehörden kein Raum ist, fand man dio Lösung darin, die- 
beschatte des Leiters der staatlichen Mittelinstanz und des Oberbürcor- 
meisterB m einer Person zu vereinigen. 

L D m I ? i i cr dcr ? eWo11 BeMrdcn führt dio persönliche Amtsbczclclinunß- 
„Oberbürgermeister und Sladtpräsldcnt» Er leitet als Chef der Stadtver- 
)gT!J2? ' -5 e "üreerpeister) und als Leiter einer Landesmittclbohörde 
(ötadtprasident) m Realunion zwei selbständige Behörden. 

2. Der Oberbürgermeister und Stadtprüsldcnt steht im Dienst des Lande» 
Preußen (mittelbarer Relchsbeauitcr). 

C. Dio Verwaltung dor Rciclishauptstadt. 
I. Dio gemeindliche Selbstverwaltung der Reichshauptstadt.- 
h ^"^^rmdsta leitet als Stadtobcrlmupt dio Sclbstvcrnalrungdor 
btadt als eines Stadtkreises mit den Aufgaben eines preußisohen Provin- 



— 121 — 

. 'zialverbandes. .Sein allgemeiner Stellvertreter ist der Erste Beigeordneto 
mit der Amtsbezeichnung „Bürgermeister". 

2. Dio Gemeindeverwaltung gliedert' sich in dio Hauptverwaltung, dio von 
dem Oberbürgermeister geführt wird, und In dio Verwaltung der Bezirke 
Dio Verwaltungsgcschäfte der Bezirko werden durch die von der Auf- 
sichtsbehörde zu genehmigende Sotzung dor Reiohshauptstadfc bestimmt. 
Dio Leiter dor Bezirko (Bezirksbürgormoistor) sind dem Oberbürger- 
meister unterstellt. Damit ist die Frage des Verhältnisses der Hauptvor : 
waltung zu der Selbstverwaltung der Bezirko in oinom Sinno gelöst, der 
bei der notwendigen zentralen Führung eino gesunde Selbstverwaltung 
ermöglicht. ' ' \ . 

3. Bcnultrogtcr der NSDAP, im Sinno des § 33 DGO. (vgl. obrin S. 70) ist 
der Gauleiter des Gaues Berlin. Er ist vor Entsoklioßungon des Ober- 
bürgermeisters von grundsätzlicher Bedoutung auf dorn Gebiete des 
Städtebaues, dcB Verkehrs, der Kultur,, dor Kunst, der Presse und dor 
Pcrsonalsteuern zu hören. Dor Qauloitor wirkt forncr boi dor Ernennung 
der Bezirksbürgermeister und Bezirksboigeordncten mit. Er boruft für 
jeden Bezirk im Benehmen mit dem Oberbürgermeister nach Anhörung 
des BezirksbürgormeiiiterB Bezirksbeiräte, dio eino stotigo Verbindung 
der Kommunalverwaltung mit dem Volle gewährleisten sollen. 

II. Dio landcsvcrwaltung der Eeichshauptstadt. 

1. Der Stadtprüsidcnt hat im wesentlichen die Zuständigkeiten des bisherigen 
Staatskommissars übernommen (mit Ausnahme der- Staatsaufsicht, vgl. 
unten 3). Außerdem sind auf ihn einigo weitcro Zuständigkeiten üborgo- 
gangon (z. B. Aufsicht über dio höheren Schulen, Entscheidung übor dio 
Einwendungen im Fluchtlinienvorfahren). 

2. Der Stadtprüsldcnt Tcrtrltt für Borlin dio Stcllo des leidenden Ober- und 
. Regierungspräsidenten. Soweit daher in künftigen Gesetzen oder Vor- . 

Ordnungen dio Ober- oder Regierungspräsidenten als zuständig bezoich- • 
: net worden und eino besondere Regelung für dio Reiobshauptstadt nicht 
getroffen wird, ist der Stadtprösident zuständig. 

3. Dio Staatsaulsicht über dio Gemeindeverwaltung wird, weil der Stadt- 
präsident ' zugloich Oberbürgermeister der Reichshauptstadt ist, nicht 
von diesem, Bondorn von dem Rclchsmlnistcr des Innern geführt. 

VI. Die Gebietsbereinigungcn im Nordwesten 
des Reiches. 

Das Gesetz über Groß-Hamburg und andrere Gebietsbereini- 
gungen vom 27. 1. 1937, zu dem inzwischen mehrere Durchfuhrungs-' , 
Verordnungen ergangen sind, hat die seit längerer Zeit brennende 
Groß-Hamburg-IVage gelöst und im Zusammenhang damit eine- 
Reihe anderer organisch bedingter Gebietsänderungen, hauptsäch- 
lich im norddeutschen Raum, durchgeführt. 

I. Das Hamburger Wirtschaftsgebiet ist zu oinor politischen Ein- 
heit zusammongcsclilosson worden. . • . 

Dor WirtsohaftBraum Hamburg war Bohon Boit langom übor dio 
politißohon Grenzen des Landes Hamburg hinausgewachsen. Di» 
politischen Grenzen spalteten die natürliche Einheit des Welthafens Ham- 
burg in vier verschiedene Häfen, dio nach verschiedenen Gesichtspunkton 
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Terwaltefc wurden. Dio Bich daraus orgobendcn, immer stärker wordenden 
TJnzutrügliohkoiten konnten durch jahrzehntelange Verhandlungen zwischen 
Hamburg und Preußen nicht beseitigt worden. Daneben drängten der ih- 
• folge der Einengung des Hamburger Gebietes eingetretene Mangel an aus- 
reichendem Siedlungsraum und dio Zorsplittorung der einzelnen 
Hamburger Gebietsteile immer stärker zu einer großzügigen politischen 
Gesamtlösung im Hamburger Raum. Diese Gesamtlösung hat das Gesotz 
vom 27. I. 1937 gebracht. 

1. Das an Hamburg angrenzende Hafen- und Industriegebiet 
mit den Stadtkreisen Altona, Wandsbek, Harburg-Wil- 
helmsburg und mehreren kleinen Gemeinden ist am 1. IV. 
1937 Yon Preußen au! Hamburg übergegangen. 

Andrerseits sind die Stadt Kuxhavcn und mehrere Meine Gemeinden 
von Hamburg auf Preußen übergegangen. 

2. Dio in das Land Hamburg eingegliederten Gemeinden wur- 
den mit der Stadt Hamburg und den bei dem Land Hamburg 
verbleibenden Gemeinden zu einer Einlicitsgemcindo zu- 
sammengeschlossen. 

In Groß-Hamburg sind damit 30 frühere preußische und 18 bisher 
hamburgischo Gemeinden aufgegangen. Die hinzutretenden bisher preu- 
ßischen Gemeinden brachten zu Hamburg 492000 Einwohner. Die 
Gesamteinwohnerzahl beträgt jetzt etwa 1,7 Millionen. 

3. Das neugebildete Groß-Hamburg führt die Bezeichnung 
„Hansestadt Hamburg", § 2. 

Damit wird an dio große geschichtliche Vergangenheit der Stadt 
Hamburg angeknüpft. Hamburg, das seit 1510 freie Reichsstadt war, 
führto bisher den Namen „Freie und Hansestadt Hamburg". Das 
Wappen und die Plagge, dio bisher vom Land Hamburg geführt wurden, 
werden von der Hansestadt Hamburg als Stadtwappen und Stadt- 
flagge weitergeführt. Verfassung und Verwaltung der Hansestadt Ham- 
burg sind jetzt durch Reichsgesetz vom 7. XII. 1937 Koreaelt. Vßl. 
unten S. 127. b b 

H. Das Groß-Hamburg- Gesetz vom 27. I. 1937 hat noch folgende 
Gebietsänderungon gebracht: 

1. Das Land Lübeck wurde — abgesehen von zwei an Mecklenburg fallenden 
Kreisen — in das Land Preußen einverleibt. Lübeck mit seiner alten Tra- 
dition als Vorort der Hanso im Mittelalter hatte seit längerer Zeit seine 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eingebüßt. Eine Hebung der wirt- 
schaftlichen Lebensfähigkeit von Lübeck war nur durch Aufgabe seiner 
faelbstandigkeit zu erreichen. Dio Stadt Lübeck wird nunmehr als Stadt- 
kreis dem preußischen Regierungsbezirk Schleswig angehören. 

2. Dio preußische Stadt Wilhelmshaven ist auf Oldenburg übergegangen 
und wurde mit der oldenburgischon Stadt Rüstringen zu einem oldeh- 
Durgisclicn Stadtkreis mit dem Namen „Wilhelmshaven" zusammen- 
geschlossen. Dieso Regelung war deshalb erforderlich, weil dio beiden 

.. btaato völlig zusammengewachsen waren. 

3. Dio oldcnburgiscdicnLandosteiloBIrkonield und Lübeck-Eutin wurden als 
Landkreise in Preußen eingegliedert. Der Grund dieser Maßnahme liegt 
in der weiten Entfernung der • genannten Landesteilo von dem eigent- 
lichen Oldenburg. . 

4. Dio Exklaven zwischen Preußen und Mecklenburg wurden beseitigt. 



in. Auch die gebietlicho Neuordnung an der unteren Wosor, die 
gevrissermaßen das Gegenstück zu der Neuordnung des Strom- 
spaltungsgebiets der Elbe durch. das Groß-Hamburg-Gesetz 
bildet, ist inzwischen durchgeführt worden;. Vierte Verordnung 
über den Neuaufbau des Reichs vom 28.- IX; 1939. 

Der Grundgcdanko der Neugliederung ist der, unter Wahrung der 
Hafonoinheit Bromen-Bromorhavon, dio Grundlago für dio Welt- 
hafenstellung Bromens, für die Untorwosorstädto dio gobietliokon 
VorauBBotzungon für eine gesundo Fortentwicklung 'zu sohoffon. 

1. Dio Stadt Bremerhaven wurdo aus dem Land Bremen 'ausgegliedert, mit 
Wcscrmünilo vereinigt und damit in dio proußiBcho Provinz Hannovor 
eingegliedert. § l 1 . Die beiden' größten dou tschon Pisohoroihüfen (Weser- ' 
münde und Kuxhavcn, vgl. oben unter 1 1) Btehcn nunmehr gemeinsam 
unter preußischor Verwaltung; dio oinhoitlieho Entwicklung der dout- 
Bohen Hochseofischoroi ißt dadurch verwaltungsmäßig besonders er- 
leichtert und gesichert. ' 1 . v 

2. Der Überseehafen Bremen (Columbushalcn) ist bei 'Bremen geblieben 
■ und führt den Namen Bremerhaven fort. § l 5 . 

a) Dio in Bremerhaven gelegenen Hafonanlagcn Bremons bildon einen 
lebenswichtigen Bestandteil der' gesamten Hafonanlagen Bromons, 
weil sio für einen erheblichen Teil der HandelBschiffo Endhafen sind. 
Sie sind daher als oino Art kommunalo Exklave boi Bremon geblieben. _ 

b) Dio Weser bei Bremerhaven ist jedoch Roichswassorstraßo, auch so- 

■ weit sie bisher zum bremischen Hafengebiet gehörte. VO. vom 13. IX. . 
1910. . 

3. Die Stadt Bremen hat den für ihre Ausdehnung erforderlichen Lobcus- 
raum erhalten. 

" a) Dio Gemeinden Lesum, Grohn, Schönebeck, Aumund, Blumonthal 
und Pargo (Landkreis Osterholz), Hemelingen und Mahndorf (Land- 
kreis Verden) wurden aus dorn Land Preußen (Provinz Hannover)- 
. ausgegliedert und mit dorn Land und der Stadt Bremon vereinigt. 

• b) Dio Stadt Vegesack, dio bereits zum Land Bromon gehörte, und dio 
Gemeindon Büren, Gramkermoor und Losumbrok des Landkreises 
Bremen wurden ebenfalls in dio Stadt Bremen oingogliedort. 

VII. Das Deutsche Beamtengesetz. 

A. Dio Bedeutung des Gesetzes. 

Das Deutsche Beamtengesetz (DBG.) vom 26. 1. 1937 und die 
gleichzeitig erlassene Dienststrafordnung, zu denen inzwischen ver- 
schiedene Durchführungsverordnungen erlassen worden sind, regeln 
grundlegend die Rechtsverhältnisse aller deutschen Beamten. 
'-' Pür dio Polizeivollzugsbeamton güt daneben daB nouo Polizoibeamton- 
.gesetz vom 24. VI. 1937, das das DBG. für bestimmto Reohtsvorhältnisso dor 
PolizoivollszugBbeamtcn ergänzt. 

I. Das DBG. regelt das Beamtonvorhaltnis einheitlich nach 
nationalsozialistischen Gesichtspunkten. Es bringt damit einen 
* wertvollen Beitrag nicht nur für den .verwaltungsrecht- 
liehen Aufbau, sondern auch für die verfassungsreoht- 



liehe Gestaltung des nationalsozialistischen Staates. Denn 
„ein im deutschen Volk -wurzelndes, von nationalsozialisti-. 
scher Weltanschauung durchdrungenes Berufsbeamtentum, das 
dem Führer des Deutschen Eeiches und Volkes, Adolf Hitler, 
in Treue verbunden ist, bildet einen Grundpfeiler des national- 
sozialistischen Staates" (Einleitungsworte zum DBG.). 

n. Das DBG. vereinheitlicht das gesamto Beamtonrccht und 
beseitigt so die frühere Rechtszersplitterung. Ent- 
sprechend der staatsrechtlichen Vielgestaltigkeit des Biemarck- 
schen Reichs, die auch in der Weimarer Republik bestehen 
blieb, war das Beamtenrecht für den ReichsdienBt und für den 
Dienst in den Ländern, Gemeinden und Körperschaften des 
öffentlichen Rechts außerordentlich unterschiedlich gestaltet 
und in einer Unzahl von Gesetzen zersplittert. Jetzt bestim- 
men sich die Rechtsverhältnisse sämtlicher deutscher Beamten 
im Dienste des Reichs, der Länder, Gemeinden und Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts einheitlich nach dem DBG. 
Alle bisherigen beamtenrechtlichen Vorschriften, die dem 
DBG. entsprechen oder ihm widersprechen, sind aufgehoben. 

m. Das DBG. kennt — entsprechend dem durch das Gesetz über 
den Neuaufbau deB Reiches vom 30. I. 1934 veränderten 
Staatsaufbau — nur noch Roichsbeamto. Jeder Beamte ist 
entweder unmittelbarer oder mittelbarer Reichsbeamter. 8 2 
DBG. S 

1. Hat ein Beamter nur das Roich zum Dienstherrn, so ist er un- 
mittelbarer Roiolisbeamter. 

2. Hat ein Boamtor einen andoron unmittelbaren Dionathorrn 
(Gemeindo usw.), so ist er mittolbarcr Reiohsbamtor. 

Die Beamten der Behörden der Länder Bind seit dem Ges. vom 
5. vn. 1039 unmittelbare Roiohabeamte. Vgl. unten S. 130. 

B. Leitsätze des nouon Boamtenrochts. '.' 
(Vgl. Näheres über das Beamtenrecht in Heft 14 s .) 

Das Bcamtcnvorhältnis ist ein öffentlich-rechtliches Dionst- 
und Treueverhältnis zum Führer und Roich. Der Beamte ist der 
SfÄS f ™™ *■ der NSDAP, getragenen Staates. 
S,XrÄn ? l wT d6n ^ mten bedingten Gehorsam' und 
äußerste > Pfhchterfuuung; er sichert ihm dafür Beine Lebensstellung. 

L rfhehton der Beamten. 

1. Neben echter Vaterlandsliebe, Opferhoreitschaft. voller Hin- 
gabo der Arbeitskraft, Gehorsam gegenüber den Vorgesetz- 
ten, vorbUdlickor Pflichterfüllung wird von dem Beamten 
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' entsprechend seinem Diensteid Treue zum Führer bis zum . 
Tode und rückhaltloser Einsatz für don nationalsozialisti- 
schen Staat verlangt. § 3 1 DBG. 

Die Trouopflioht bindet auoh don Ruhostandaboamton und 
• endet erst mit dem Todo dea Beamten. Demzufolge können auoh Ruho- 
atandabeamto und Beibat Hinterbliebene bei Verletzung dorTfeuopflicht 
.'■ -dio Voraorgungaanaprüche verlieren. 
•• a) Der Bcamto hat sich in aoinom Vorhalten Blots von der Tatsache leiten 
zu lassen, daß dio NSDAP, in unlöslicher Verbundenheit mit dorn Volk 
/ die Trägerin des deutschen StnatfigedankenB ist. Er hat daher Vor- ' " 
gßngo, die den Bestand des Reiohea oder der NSDAP, gefährden 
könnton, auoh dann, wenn er sio auDoramtlioh orfahren hat, aoinon 
Dionatvorgeaetzten mitzuteilen. §§ 3, 4 DBG. NahereB Worüber '." 
vgl. Heft W S. 24. . . . , 

bj Der Beamte hat dio dienstlichen Anordnungen seiner Vorgesetzten zu " . 

, befolgen, außer wenn dio Ausführung der Anordnung für ihn orkenn- . 
bar den .Strafgesetzon zuwiderlaufen würde. Dio dlcnBtllcho Gehor- 
samspflicht geht für den Beamten jeder anderen Gchorsamsblndung 
vor. Um Konflikte auazuaohlioßen, wird der Führer bestimmen, ob 
' und inwieweit es zulässig ist, einen Boomten als Mitglied der NSDAP. 

vor einem Parteigericht zur Verantwortung zu ziehen. .§ 7 DBG. /,*;. •' f 

o) /Durch die Pflicht des. Beamten zur vollen Hingabo seiner Arbeits- . 
kraft ist die Übernanmo von Ncbentlitigkcitcn grundBuüllch nusgo- ' ' 
schlössen. § 1 der VO. vom 6. VII. 1037. r ' 
2. Die schuldhafto Verletzung der Beamtenpflichten wird als 
: Dienstvergehen nach den Vorschriften der Reichsdienst-. , 
Strafordnung vom 26. 1. 1937 verfolgt. \ ' . 1 

Erreichen die Leistungen eines Beamten nicht daß billiger woiflo zu 
fordernde Maß, so kann dem Beamten in gewissem Umfang das Auf- 
... . steigen im Gebalt versagt werden. §21 DBG. 

LT. Ernennung der Beamten. 

1. Dio Ernennung der Beamten erfolgt grundsätzlich durch 
den Führer, soweit dieser nicht die Ausübung des Er- 
nennungsrechts anderen Stellen überträgt. §24DBG. 

' a) Der Beamte wird entwedor auf Lebenszeit, auf Zelt oder auf Widerruf 
ernannt. §§ 28 l , 30 l DBG. 
b) In jedem Fnllo wird dio Ernennung durch Aushändigung einer Ur- 
kuudo vollzogen, dio dio Berufung in dns Beamtenvorkültnis förm- 
liob zum Ausdruck bringt. .§ 27 DBG. ' 

' 2. Voraussetzung ' der Berufung in das Boamtonvorhnltnis ist: \ 
• a) Daß der Bcamto und gegebenenfalls seine Ehefrau • ' 

doutschon oder artverwandten Blutes sind. § 25 DBG. 

Iat dor Ehegatte dca Beamten Misokling zweiten Grades. so kann '.. 
,oino Ausnahmo zugelassen wo'rdcn. — Bei Polizeibearatcn wird mit , 
Rücksicht auf die Sonderstellung, welche die Polizoi im Beamten- . 
körpor einnimmt, irisbsondero wegen der engen Vorbindung von Poli- V 1 

• zei und ^, dio Erteilung einer Ausnahmo stets abgelohnt. Erl. vom 

8. XII. 1938. • .. 

b) Daß der Bcamto das RoickBbürgorrccht besitzt, sofern er 
das hierfür erforderliche Alter erreicht hat, daß er die . 
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übliclio Vorbildung oder sonstige beruf liehe Eignung auf- 
weist und daß er die Gewahr dafür bietet, jederzeit 
rückhaltlos für den nationalsozialistischen Staat ein- 
• zutreten. § 26 DBG. 

Für dio Anstellung auf Lebenszeit gelten wegen der besonderen 
Sicherungen, dio der Staat den lebenslänglich angestellten Beamten 
gewährt, verschärfte Voraussetzungen. Insbesondere darf eine lebens- 
längliche Anstellung erst nach Vollendung des 27. Lcbonsjahres, bei 
weiblichen Beamten des 35. Lebensjahres erfolgen. 

III. Sicherung der rechtlichen Stellung der Beamten. 

1. Ber Staat gowährt dem Beamten Fürsorge und Schutz bei 
der Ausübung seines Amtes und in seiner Stellung als Be- 
amter. § 36. 

Zwischen dem Beamten und seinem BicnstTorgcsctztcn sollen Offen- 
heit und Vertrauen herrschen. Demzufolge muß der Bcarato über Bo- 
schworden und Behauptungen, dio ihm nachteilig werden können, go- ', 
hört werden, soweit es sieh nicht um dienstliche Urteile über Kenntnisso 
und Leistungen handelt. § 42 l DBG. 

2. "Über dio vermügenrechtlichon Ansprüche der Beamten, der 
Ruhestandsbeamten und der Hinterbliebenen gegen den 
Dienstherrn entscheiden im Streifall dio YcrwaltunEsee- 
richte. §§ 142—146 DBG. 

Bisher waren für dio Entscheidung über dio genannten Ansprüche 
die ordentlichen Gerichte zuständig. 

IV. Beendigung des Beamtonvcrhältnisses. 

Das Beamtenverhältnis endigt durch Ausscheiden, durch 
Entlassung, durch Eintritt in den Ruhestand und durch Ent- 
fernung aus dem Bienst nach der Reichsdienststrafordnunsr 
§ 142 DBG., vgl. Näheres Heft 14*. 



Fünfter Abschnitt. 

Das Fünfte Jahr des Nationalsozialistischen 
Staatsaufbaus; , 

In das 5. Jahr des nationalsozialistischen Staatsaufbaus fallt 
auf staatsrechtlichem Gebiet zunächst der Erlaß des Gesetzes über, 
die Verfassung und Verwaltung der Hansestadt Hamburg, das die- 
mit dem Groß-Hamburg-Gesetz im Nordwesten' des Reichs be- 
gonnene Reform zu Ende führt". 

" . Im übrigen stand das .junge nationalsozialistische Reich in 
seinem 5. Jahr ganz im Zeichen der Durchfuhrung der großen Auf- 
gaben, die bereits in- den vorangegangenen Jahren in Angriff ge- 
nommen worden waren und die auch in der Folgezeit immer mehr in 
den Vordergrund treten: Ausbau der deutschen Wehrmacht und 
Stärkung des deutschen Ansehens in der Welt durch die lö'sung- 
außonpoßtisclier Probleme. Die auf diesen 'beiden Gebieten gelei- 
stete Arbeit fand am Ausgang des Jahres ihren äußeren Ausdruck in 
organisatorischen Maßnahmen, die für den Aufbau des Reichs 
staatsrechtlich von großer Bedeutung sind: Die Übernahme der- 
unmittelbaren Befehlsgewalt über die Wehrmacht durch den Führer - 
und die Errichtung des Geheimen Kabinettsrats. 

I. Die Verfassung und Verwaltung der Hansestadt 

Hamburg. 

Sie ist durch Reichsgesetz geregelt, das in DurcHührung des, 
Groß-Hamburg-Gesetzes am 9. XII. 1037 erlassen worden ist. 

I. Bio Hansestadt Hamburg ist eine Einheitsgemeinde und bildet . 

sowohl einen staatlichen Verwaltungsbezirk wie auch eine 
, Solbstvcrwaltungskörporschaft. § l 1 . . , 

Das Gesotz enthält koino ausdrückliche Bestimmung darüber, ob • 
Hamburg ausschließlich dio Stellung einer Stadt hat oder ob es außerdem 
auch nooh ein Land ist. Diego Frage spielt jedooh koino praktische Rollo, 
weil dio doutsohon Länder nioht mehr Staaten im staatsrechtlichen Sinn, 
sind, sondern dio Stellung größerer Gebietskörperschaften haben. 

Dio Aufgabon dor Gombindovorbändo höherer Ordnung sind', 
der. Hansestadt-Hamburg ausdrücklich übortragon. § l 1 . • • 
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Dio Doutsoho Gomoindoordnung gilt ähnlich wio für dio Roichs- 
'hauptstadt Berlin nur insoweit, als in dem Gesotz vom 9. XII. 1937 und 
Bornen Durchführungsbestimmungen nicht Abweichungen vorgesohen 

sind. § 7. 

II. An der Spitze der Hansestadt Hamburg steht der Rcichsstalt- 
lialtor. § l 3 . Die Befugnisse des Reichsstatthalters in Ham- 
burg, der seit dem 30. VII. 193G mit der Führung der Landes- 
regierung beauftragt war, richteten sich bisher allein nach dem 
Reichsstatthaltergesetz vom 10. I. 1935. 

1. Jetzt ist die Stellung des Reichsstattlialters verstärkt; er 
leitet unmittelbar, dio Gcsamtvorwaltung der Hansestadt 
Hamburg. Daneben hat er seine Stellung als Reichsstatt- 
haltcr behalten und nimmt weiterhin die den Reichsstatt- 
haltern durch Gesetz zugewiesenen Aufgaben wahr. § 4 2 . 

2. Der Reichsstatth alter hat ein besonderes Ycrordnungsrccht; 
er kann durch Verordnung mit Zustimmung des Reichs- 
ministers des Innern und der beteiligten Fachminister Recht 
setzen, soweit Reichsrecht nicht entgegensteht. § 4 1 . 

Das Verordnungsrecht wird aul gemeindlichem Gebiet durch dns all- 
gemeine Satzungsrccht ergänzt, das der Hansestadt Hamburg wie allen 
anderen Gemeinden zuBteht, um die eigenen gemeindlichen Angelegen- 
heiten zu regeln. Dio Bclugnis zur Landcsgcsotzgcbung Ist dagegen für 
Hamburg weggefallen. 

III. Dio Verwaltung der Hansestadt Hamburg gliedert sich in die 
staatliche Verwaltung und in die Gemeindeverwaltung. Die 
gemeinsame Spitze bildet der Reichsstatthalter. 

Seine Stellung gleicht der des Oberbürgermeisters und Stadtpräsidenten 
der Eeichshauptstadt Berlin. 

1. Die Staatsverwaltung wird durch das Reich wahrgenommen. 
Die hier tätigen Beamten sind unmittelbare Reichsbeamto. 
Vertreter des Reichsstatthaltcrs ist hier ein Präsident. 

_ Der staatlichen Verwaltung sind folgende Aufgaben zugeteilt: Polizei, 
dio staatlichen Aufgaben auf dorn Gebiet der Seo- und Binnenschiffahrt,' 
dio Personen- und Güterbeförderung zu Land einschließlich der Klein- 
bahnen, dio Landwirtschaft einschließlich Kulturbau, Deichwesen und 
Fischerei, ferner die Aufgaben der Spruchbehörden und des Seemanns-' 
amtes, das Hochschulwesen, dio Aufsicht über dio öffentlichen und pri- 
vaten Schulen, dio Gewerbeaufsicht, schließlich die Aufsicht übor das 
Bank- und Sparkassenweson, das Gesundheitswesen und das Votorinär- 
weson. 

2. Zur Gemeindeverwaltung gehören allo Aufgabon/dio nicht 
auf die Staatsverwaltung übergegangen sind. Der Bürger- 
meistor ist hier Vertreter des Statthalters. 

Daneben hat dio Hansestadt Hamburg auoh dio Aufgaben der Go- 
melndovcrbiindo höherer Ordnung; es obliegen ihr also dio Aufgaben, dio 
sonst den Kreisen, Provinzen und Ländern zufallen. 
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IV. Dio Aufsicht in Gemeindeangelegenheiten wird unmittelbar 
durch den Roichsminister des Innern geführt. 

V. Beauftragter dor NSDAP, im Sinno dos § 3 DGO. ist der Gau- 
leiter des Gaues Hamburg der NSDAP. VO. vom 17. XII. 1937. 

II. Die Führung der Welirmaelit. , 

• Im nationalsozialistischen FührerBtaat muß der Führer auoh 
zugleich dor oberste Befehlshaber der Wehrmacht sein. Das ent- 
spricht nationalsozialistischer Staatsauffassung und ist außerdem 
im Wehrgesetz vom 21. V. 1935 nochmals ausdrücklich festgelegt. 
§ 3. Adolf Hitlor übto diese seine oberste Bofohlsgowalt zunächst 
nicht unmittelbar persönlich aus. Unter ihm stand der Roichskricgs- 
ministor, dem als Oberbefehlshaber der Wehrmacht die drei Wehr- 
machtteile unterstellt waren und der den Oberbefehl für den Führer 
ausübte. Vgl. oben S. 86. Diese mittelbare Befehlsäusübung hat 
der Führer durch seinen Erlaß, Vom 4. LI. 1938 beseitigt. ' 

/ A. Der Führer-Erlaß vom 4. H. 1938. 

I. Der Führer übt die Bofohlsgowalt über 'dio gesamto Wehr- 
macht unmittelbar persönlich aus. Die Stelle des Reichskriegs- 
rninisters, der die Zwischeninstanz zwischen dem Führer und 
den einzelnen Wehrmachtteilen bildete, ist in Wegfall gekom- 

' men. > , - . ; - 

II. Es ist ein Oberkommando der Wehrmacht geschaffen worden. 
Das Oberkommando der Wehrmacht (OKW.) ist die Koin- 
mandobehördo dor gesamten Wehrmacht. Es bildot den mili- 
tärischen Stab dos Führers und stobt unmittolbar unter seinem 
Bofohl. •' 

1. An der Spitzo des Stabes des Oberkommandos der Wehr- 
macht steht der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht. 
Er ist im Range den Reichsministern gleichgestellt. 

2. Dio Aufgabo des OKW. im Frieden ist dio oinhoitlicho Vor- 
bereitung der RoicliSYertoidigung auf allon Gebieten nach 
den Weisungen des Führers. Daneben stehen dem Ober- 
kommando der Wehrmacht noch folgende Befugnisse zu:- 

a) Es hat dio Aufgaben des bisherigen Wchrmachtsamtes im Reichs- - 
kriegsrainistorium übernommen. 

b) Es nimmt dio Geschüfto des Rcidiskricgsminlsterlums. wahr. ■- Dio 
dem ReichskricgBminister bisher zustehenden Befugnisse werden 

-.. - durch den Chef des Oberkommandos. dor Wehrmacht im Auftrago 
des Führers ausgeübt. _ : . _ . 

3. Ln Krieg obliegt dem OKW. neben seinen Aufgaben als 
Kommandobehördo der gesamten Wehrmacht und als mili- 

Sobaoffer, Neugestaltung; Hoft 13'. ; 0 
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tärisclicr Stab des Führers eine entscheidende Mitwirkung . 
bei der gesamten Staatsverwaltung. 

Das kommt insbesondere dadurch zum Ausdruck, daß, der Clict ■ 
des OKW° Sgl cd des Ministerrats für die Eeichsvortcidigung ist und 
£ ihm zusammen mit dem Generalbevollmächtigten für dio Reichs- •. 
verwXng und dorn Generalbevollmächtigten für d,o Wirtschaft ein ^ 
Verordnungsrccht zusteht. . 
DI Die Obcrbcfoulsliabcrdc's'HMres und der Ejiegsmarino nehmen 
nach der näheren Anordnung des Führers an den Sitzungen 
des Roickskabinctls teil. Erl. vom 25. II. 1938. Sie sind im- 
Rang don Itoichsininistcrn gleichgestellt. 

Der Oberbefehlshaber der Luftwaffe ist gleichzeitig EcichsMtfahrt- . 
minister und gehört als solcher ohne weiteres dem Eeichskabinett an . 

B. Bedeutung der Neuordnung. 

Die Übernahme des unmittelbaren Oberbefehls durch den 
Führer bedeutet: 

I. Stärkste Konzentration der Befehlgewalt über dio gesamte 
"Wehrmacht. 

Zwischen dem obersten Befehlshaber und den einzelnen Wehrmacht- 
teilen besteht keine Zwischenschaltung mehr. Der Oberbefehl liegt un- 
mittelbar in der Hand des Führers. Darin liegt eine weitere Erhöhung der 
Schlagkraft der Deutschen Wehnnacht. 

II. Höchstmögliche Einheitlichkeit der militärischen Vorbereitun- 
gen im Frieden und der Reichsverteidigung im Kriege. 

Der Führer selbst hat im Anschluß an die Bekanntgabe seines Erlasses 
■'in seiner Reichstagsredo am 20. II. 1938 erklärt, daß die Voraußsotzung 
für diejenige Verstärkung der militärischen Machtmittel binnen kürzester 
Zeit gegeben iBt, die „dio allgemeinen Zeitumstände heute angezeigt sein 
lassen". Dio Kriegserklärungen Englands und Frankreicks haben die 
Eichtigkoit und Notwendigkeit der Maßnahme des Führers bestätigt. 

IH. Vertiefung des persönlichen Trcuovcrhältnisscs aller Wohr- 

machtangehörigon zum Führer. 

Dio gesamte Wehrmacht ist dem Führer persönlich nähergerückt. So. 
wie dio unerhörten Erfolge der nationalsozialistischen Bewegung in der 
Kampfzeit wesentlich in der Treue und persönlichen Verbundenheit dor 
Mitkämpfer zu dem Führer begründet sind, so wächst auch dio Stärke dor 
deutschen Wehrmacht, der der Schutz des deutschen Volkes und Eoiches 
gegenüber der Welt anvertraut ist, je enger und unmittelbarer dio Wehr- 
macht an den Führer heranrückt. 

EI. Die Errichtung des geheimen Kabinettsrats. 

I. Dor Führer hat einen Geheimen Kabinottsrat eingesetzt. Der 
Geheime Kabinettsrat besteht aus einem Präsidenten und sie-, 
ben Mitgliedern. . \ v 



Zum Präsidenten ist , der frühere Beicksaußenminister Eeiohsminister 
Froiherr von Neurath ernannt worden. Als Mitglieder sind berufen: Der 
Eeiohsminister des Auswärtigen, der Preußischo Ministerpräsident, der 
Eoichsminister für Volksaufklärung und Propaganda, der Eeichsminister 
und Chef der BeioliBkanzlei, der Oberbefehlshaber des Heeres, der Ober- 
befehlshaber der Kriegsmarine und der Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht. 

II. Aufgabo des Gohcimcn Kabinottsrats ist es, don Führer in 
dor Führung dor Außenpolitik zu beraten. 

1. Dor Geheime Kabinettsrat ist ein bedeutungsvolles Glied im 
Staatsaufbau des nationalsozialistischen Reichs. ."• 

2. Die Zusammensetzung des Geheimen Kabinettsrats gewähr- 
leistet dio stärksto Konzentration aller Kräfte in don großen 
außenpolitischen Entscheidungen. Er trägt damit dazu bei, 
die Bedeutung dieser Entscheidungen im Anseben der Weit 
noch weiter zu erhöhen. 

HI. Die laufenden Geschäfte werden durch den ReichsminiBter und 
Chol der Reichskanzlei geführt. 



Sechster Abschnitt. 

Der Nationalsozialistische Staatsaufbau 
vom Sechsten Jahr bis zur Gegenwart. 

In den ersten fünf Jahren seines Bestehens ist das national- 
sozialistische Deutschland unter der Führung Adolf Hitlers zu einem 
starken und einigen Reich geworden. Planvoll und folgerichtig wur- 
den die einzelnen Punkte des Programms der NSDAP, verwirk- 
licht. Aber noch war das große Ziel nicht erreicht, das im Punkt 1 
des Parteiprogramms niedergelegt ist : „Wir fordern den Zusam- 
menschluß aller Deutschen auf Grund des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker zu einem Großdeutschland." Das Saarland war zwar 
schon zurückgekehrt, die anderen an das Reich anschließenden 
deutschen Gebiete standen aber noch immer außerhalb des neuen 
Deutschlands. 

Im sechston und den folgenden Jahren nationalsozialistischer 
Führung ist Großdcutschland Wirklichkeit geworden. Der Genialität 
desFührers und der einigenden Kraft der nationalsozialistischen Idee 
gelang es in diesen beiden Jahren, die Deutschen Österreichs, der 
sudetendeutschen Gebiete, des Memellandes, Danzigs und der Ost- 
gaue mit dem deutschen Mutterlande zu vereinen und dem Reich 
durch die Hinzunahme des Protektorats Böhmen und Mähren die 
äußere Gestalt zu geben, die den historischen Tatsachen, den geo- 
graphischen Gegebenheiten und den militärischen Notwendigkeiten 
entspricht. Die beiden Jahre stehen mit der Schaffung des Groß- 
deutschen Reichs im Zeichen eines einzigartigen Erfolgs der national- 
sozialistischen Staatsführung. Die damit zusammenhängenden 
staatsrechthehen Fragen beherrschen daher auch das staatsrecht- 
lich 6 Bdd m diesen Jahren. Sie sind in Heft 13* dieser Sammlune 
„Neues Staatsrecht II" zusammenfassend dargestellt. ' 

ino. ^^wohl *** a ™ h mit dem Neuauf baugesetz vom 30. I. 
1934 eingeleitete staatsrechtliche Entwicklung im Altroich wesentlich 
gefordert worden. Außerdem sind im Zugo der Rcichsvertoidigung 
Maßnahmen ausgelöst worden, die staatsrechtlich von erheblicher 
Bedeutung smd und dem Staatsaufbau für die Dauer des Krieges 
ein besonderes Gepräge geben. . 



I. Fortbildung des Neuaufbaugesetzes. 
A. PolizciverordnnngsrecM dor Eeiclisministor. • • 

Durch das Neuaufbaugesetz (vgl. S. 48f.) ist auoh die Polizei- 
hoheit der Länder auf das Reich übergegangen. Dazu. gehört an 
sich auch das Pohzeiverordnungsrecht. Das Reich hat jedoch von 
diesem Recht bisher keinen allgemeinen Gebrauch' gemacht; das 
Poh'zoivcrordnungsrcchtiBt vielmehr wie auch die sonstigen Hoheits- 
befugnisse bisher noch im Auftrag und Namon dös Boichs von don 
Ländern auBgoübt worden. .. . 

Dio einzelnen Vorordnungen wurden dabei auf Grund dor besonderen Er- 
mächtigungen in den landesrcchtlichen Polizeiverwaltungavorachriften erlassen." 
Da dicBO Vorschriften als unmittelbare Grundlage für den Erlaß von Eeicbs- 
polizeiverordnungen nicht in Betracht kommen und es ah einem Beickspolizoir 
Verwaltungsgesetz, das der richtigo Platz für eine formelle Ermächtigung zum 
Erlaß von BeicliBpolizeiverordnungen wäre, noch fehlt, wurde als Ecchtsgrund- 
logo für den Erlaß Ton Eclchspolizciraordnungcn eine hesondero „Verordnung 
über dio Polizeiverordnungen der Ecichsmlnistor ,f vom 19. XI. 1038, die sich 
auf das Neuaufbaugesetz stützt, erlassen. • . 

Die Verordnung gilt auoh in don eingegliederten Gebieten; 

I.- Die Sachgebiete, für die cino Regelung'im Wege dor Roicks- 
polizcivcrordnung in Betracht kommt, orgobon sich aus dem 
Begriff und don Aufgaben der Polizei. 

Der Polizeibegriff wird in der VO. vom 14. XI. 1038 nicht umaohrioben. 
Sie beschränkt sich darauf, zu regeln, wio Beiclispolizcivorordnungen zu, 
erlassen sind, regelt aber nicht, was ihr Inhalt sein kann. 

LT. Roichspolizcivcrordnungon werden von dorn Roichsministcr 
dos Innern als dem Pohzeiminister oder in seiner Vertretung 
yon dem Reichsführer Ify und Chef der deutschen Polizei er-- 
lassen. § 1. Die andern Reichsminister körinen im Rahmen 
ihres Geschäftsbereichs Polizeiverordriungen erlassen, bedürfen 
: aber dazü in jedem Fall der Zustimmung deB ReichsminiBters 
des Innern. 

Beispiele für dio Eeiohspolizeiverordnungen sind dio VO. vom S. I. 
1040 zum Schutz -der nationalen Symbolo und Liodor, ferner dio VO. 
vom 9. HI. 1040 zum Schutze der Jugend, dio VO.- vom 14. VI. 1040 übor^ 
Versammlungsräume bei Veranstaltungen während des Krieges und dio 
VO. vom 20. DT. 1041 über den Vorkehr mit Gefangenen. . • 

1. Alle Eelclispollzelvcrordnungcn müssen sich aul dio VO. vom 14. XL 1038 
beruten. § 3. ' . ' 

2. Eino Eclchspolizclvcrorilnung kann lür das gesamto Belchsgcblct oder 
lür Tcilo des Ecichs erlassen werden. Enthält dib Verordnung selbst 
keine ausdrückliche Angabo über ihren örtlichen Geltungsbereich, dann 
gilt sie für da*B ganze, Eeichsgobiot. .§ 5. 

3. Dio Belcuspolizclvcrördnungen werden Im RcIcliBgesoüulatt verkündet 
und treten, Boweit nichts anderes bestimmt ist, mit dem 8. Tago nach; 
der .Verkündung in Kraft. Enthält dio Verordnung keino Angabo über 

- ihro Geltungsdauer, so tritt Bie 20 Jahre nach ihrem Erlaß außer Kraft. §8.. 
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4. Für den Fall der vorsätzlichen oder fahrlässigen Zuwiderhandlung gegen 
die Vorschriften von Polizeiverordnungen kann Geldstraro bis zu 150 RM., 
in besonders schworen Fullen Haft bis zu 0 Wochen angedroht werden. 

Die Androhung einer schwereren Strafe in einer sonstigen Vorschrift 
des Rcichsrechts bleibt unberührt. 

III. Bas Polizcivcrordnungsrccht der Liindcr ist durch diese Rege- 
lung nicht beseitigt worden. 

Eino tatsächliche Einschränkung ergibt sieb aber insofern, als für eino 
landesrechtlicho Polizeiverordnung kein Raum mehr ist, wenn das Sach- 
gebiet durch Reichspolizeiverordnung geregelt iBt. 

B. Behörden- und Amtsbezeichnungen. 

Der Aufbau der allgemeinen und inneren Verwaltung ist, ab- 
gesehen von der Polizeiverwaltung (vgl. S. 115f ), noch nicht verein- 
heitlicht. Die allgemeine und innere Verwaltung ist noch Landes- 
angelegenheit und weist dementsprechend landesrechtliche Ver- 
schiedenheiten in der Abgrenzung der Aufgaben und Zuständigkei- 
ten und auch in organisatorischer Beziehung auf. Durch die 3. VO. 
über den Neuaufbau des Reichs vom 28. XI. 1938 ist durch die 
Einführung einheitlicher Behörden- und Amtsbezeichnungen mit 
"Wirkung vom 1. 1. 1939 nach außen hin Gleichheit und Einheitlich- 
keit hergestellt worden. 

I. Die Bohördonbezeichnung für die untere Stufe der Behörden 
der allgemeinen und inneren Verwaltung ist im ganzen Reichs- 
gebiet einheitlich „Der Landrat". Der Behördenleiter führt die 
Amtsbezeichnung „Landrat", der Verwaltungsbezirk heißt 
„Landkreis". 

Die bisherigen Bezeichnungen dieser Behörden waren besonders viel- 
gestaltig. Weggefallen sind nunmehr die Bezeichnungen das „Bezirksamt" 
in Bayern, die „Amtshauptmannschaft" in Sachsen, das „Oboramt" in 
Württemberg, das „Bezirksamt" in Baden, das „Kreisamt" in Thüringen, 
Hessen und Anhalt, das „Amt" in Oldenburg, die „Kreisdirektion" in 
Braunschweig und die „Bezirkshauptmannschaft" in den Alpen- und' 
Donaureichsgauen. Ähnlich vielgestaltig war auch die Amtsbezeichnung 
der Behördenleiter und die Benennung der Bezirke. 

H. Die Behördonbozcichnung für die Mittelstufo der Behörden der 
allgemeinen und inneren Verwaltung ist, soweit eine solche 
Mittelstufe besteht, „Der Regierungspräsident". Die Behörden- 
leiter führen die Amtsbezeichnung „Regierungspräsident", die 
. Verwaltungsbezirke heißen „Regierungsbezirk". 

AuDcrdem sind noch folgende Vereinheitlichungen durchgeführt worden: 
1. Li Bayern führt der Regierungsdlrcktor als allgemeiner Vertretendes 
Regierungspräsidenten künlüg dio Bezeichnung „Reglerungsvlze- 
Präsident . Dio bisherigen bayerischen Kreise, das sind Kommunal- 
verbando höherer Ordnung, führen dio Bezeichnung „Bezirksrerhiindo", 
lUro leitende Behörde führt die Bezeichnung „Der Regierungspräsident 
(Leiter des Bezirksverbands)". - • - 



. 2. In Sachsen führt der Stellvertreter des Krclshauptmanns, der selbst jetzt 
»Regierungspräsident" bezeichnet wird, dio Amtsbezeichnung „Re- 
glcrungsvizoprasidcnt". , - 

C. Bas Gesotz über dio Voreinhcitlicliung im Bohördon- 

aulbau. '. '.■/. 

Das Neuauf baugesetz vom 30. 1. 1934 hat den Behördenaufbau 
der Länder unberührt gelassen; die Länder bedienen sich daher bei 
der. Wahrnehmung der Hoheitsrechte, die ihnen zur Ausübung im 
Auftrage und im Namen des Reichs übertragen sind, ihres nach 
Landesrecht aufgebauten und daher in den 10 deutschen Ländern 
"verschiedenen Verwaltungsapparats. Dieser hat sich insbesondere 
beim Anfall neuer Reichsaufgaben als nicht immer schlagkräftig 
genüg erwiesen und förderte außerdem die Entstehung von Reichs- 
sonderbehörden; auch entsprach diese Sachlage nicht den Erforder- 
nissen der großdeutschen Beamtenpolitik. Hier greift das Roichs- 
gesotz vom 6. VII. 1939 mit folgenden Bestimmungen ein: 

I. Bio Bohördon der Länder sind zugleich Behörden des Reichs, 
§1. Dadurch sind die Landosbohördon als solche nicht beseitigt, 
sie sind aber nunmehr gleichzeitig auch Rcichsbohördon. Da- 
--mit stehen für jede Aufgabe des Reichs im ganzen Reich Reichs- 
behörden zur Verfügung; außerdem ist eine wichtige Voraus- 
• setzung für die allgemeine Versetzbarkeit der Beamten ge- 
schaffen. - '.*•■-■' 
L Die haushaltrechtlioho Zuständigkeit der Länder ist un- 
berührt geblieben. Die Länder unterhalton daher dieso Behörden wio 
bisher; soweit nicht nach den geltenden Bestimmungen dio Koston 
.bereits vom Reich getragen werden. § 3. 
... # 2. Der Reichsministor dos Innern kann im Einvernehmen mit dorn 
•'."■.,* zuständigen Reichsminister bestimmen, daß einzelne Landos- 
bohördon . nioht auch Reiohsbohördon wordon. Das kommt ; 
für solche Landeseinriahtungen in Betracht, dio spätor boi der allge- 
meinen Einführung der Rcichsgauo voraussichtlich in dor QauBolbst-- 
Verwaltung aufgehen werden. 

IL Nouo Aufgab on des Roichs und dor Länder, die in der Mittel-' 
stufe und Unterstufe durch die staatliche Verwaltung wahrge- 
. nommen werden sollen, müssen künftig den Bohördon dor all- 
gemeinen" Verwaltung übertragen wordon. Dadurch soll der 
Grundsatz der Einheit der Venvaltuhg gestärkt und dem Ent- 
stehen neuer Sonderbehörden vorgebeugt werden. ■' 

1. Aul hestchendo Sondcrvcnvaltuiigsbchördcn (z. B. Finanzämter, Arboita- 
• : -amtor) dürfen ueüo Aufgaben nur übertragen werden, wenn diese wegen 

ihrer Wcsensvcrwondtschalt in den Aufgabenkreis dkmer Behörden 
fallen. Ausnahmen von diesem Grundsatz bedürfen der Zustimmung 
des Roiohsministora des Innern: 

2. Selbständige Behörden lüf neue, Vcrwaltungsaulgaben können nur. 
durch FührererlaD,' durch Rclchsgcsetz oder durch Landesgesotz, das 
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wie allo Landcsgcsctzo dor Zustimmung des zuständigen Roicbsministors 
und hier außerdem der Zustimmung des RcichämmiBtors des Innern 
bedarf, eingerichtet werden. 

m Der Roichsministcr des Innern ist ermächtigt für bestimmto 
Sachgobieto erforderlichenfalls brauchbare Vcrwaltungsraumo 
zu schaffen. Das geschieht in der Weise, das or im Einverneh- 
men mit dem beteiligten Reichsminister die räumliche Zu- . 
ständigkeit der Behörden der allgemeinen Verwaltung für die 
Erledigung einer bestimmten Aufgabe abweichend von der Ab- 
grenzung der allgemeinen Verwaltungsbezirke festsetzt. § 2V 
D. Ii. der Midi, kann, wenn sieb z. B. eines der kleinen deutschenLändor 
oder ein kleiner Regierungsbezirk für die Durchführung einer Aufgabe als 
zu klein erweist, bestimmen, daß diese Aufgabe von einer benachbarten 
Behörde gleichzeitig für beide Verwaltungsbezirke wahrgenommen wird. 

IV. Die Beamten der zu Reichsbehörden gewordenen bisherigen 
Landesbehörden sind unmittelbare Reichsbeamte. Das gleiche 
gilt für die Lehrer an den Mittelschulen und für die Volks- 
schullehrer. 

1. Dlcso Beamten können jetzt über (Ins ganze Reich hin versetzt werden. 
Besoldungsrechtlicho Nachteile dürfen daraus für sie nicht entstehen. 
§ ö 3 . 

2. Der Reichsfinanzminister kann Planstellen von Beamten von dem 
Hnushalt eines Landes aul den eines anderen LandeB übertragen oder ein 
Land zur Bereitstellung der erforderlicben Planstelle anweisen. 

D. Dio Errichtung des ReichsverwaltungsgGriclits. 

Ebenso wie das Neuaufbaugesetz, auf dem Gebiet der allge- 
meinen Landesverwaltung noch keine Vereinheitlichung des Be- 
hördenaufbaus gebracht hat, blieb auch der Aufbau der Ycrwal- 
tungsgerichtsbarkeit zunächst den Ländern überlassen und weist 
dementsprechend landesrechthehe Verschiedenheiten auf. Dieser 
Zustand konnte solange Imigenommen werden, als auch das mate- 
rielle Verwaltungsrecht im wesentlichen Landesrecht war. Die 
fortschreitende Schaffung materiellen Reich sverwaltungsrechtB 
brachte zwangsläufig auch die Errichtung besonderer Verwaltungs- 
gerichtsbehörden des Reichs mit sich, die zunächst für die einzelnen 
Rechtsgebiete jeweils besonders errichtet wurden. 1 

Die Vereinheitlichung der Verwaltungsgerichtsbarkeit der Län- 
der und ^Zusammenfassung der im Laufe der Zeit entstandenen 
reichsrechtlichen Verwaltungsgerichte gehört zu den Aufgaben des 
allgemeinen Neuaufbaus des Reichs. Die Lösung dieser Aufgabe 
wurde insbesondere mit der Entwicklung des Kriegssackschäden- 
rechtB vordringlich. Den Anfang; der erforderlichen Vereinheit- 
lichung macht die Errichtung des Reichsvorwaltungsgorichts "durch 
den Führerorlaß vom 3. IV. 1941. 



I. Mit der Errichtung des Roichsvorwaltungsgorichts ist . eine 
grundsätzliche Entscheidung über die" Beibehaltung der Ycr- 
waltungsgerichtsbarkoit im nationalsozialistischen Staato ge- 
fallen. „ ^ - — 

Zweck der Vcrwaltungsgorichtsbark'oit ist nicht, wie er . es 
im liberalistiscken Staate war, Schutz des cinzchion .gegen-: 
über dem Staat. Eine. solche Zielsetzung der Verwaltungs-' 
gerichtsbarkeit würde eine Schwächung der Staatsautorität, 
und eine Abkehr vom Gemeinschaftsgedanken bedeuten; Im 
nationalsozialistischen Staat hegt der Wert der Yerwaltungs- 
gerichtsbarkeit in ihrer Funktion, dio Gomoiuschaftsordnung 
zu wahren, die durch unrichtige Verwaltungsentscheidungen 
im Einzelfall gestört werden kann.- Zugleich ist" .die Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit ein Mittel der Dezentrahsation, der Ent- 
lastung vor allem der Zentralbehörden, die beim Fehlen der 
Verwaltungsgerichte häufig in stärkstem Maße duroh die oft 
mühevolle und langwierige rechtliche Nachprüfung von Einzel- '• 
fällen ihren eigentlichen gestaltenden Aufgaben entzogen 
würde. 

Politische Maßnahmen sind der Nachprüfung durch dio Ver- 
waltungsgerichte entzogen (vgl. § 7 des Preußischen Staats- 
polizeigesetzes vom 10. II. 1930). . . 

Lt. Das Reichsverwaltungsgericht ist obersto Spruckbehördo der 
' ■ Vcrwaltungsgerichtsbarkoit. Es ist entstanden aus der Ver- 
einigung oberster Spruchbehörden des Reichs und" oberster 
• Venvaltungsgerichte -der Länder. 

Das Gericht hat seinen Sitz zunächst in Berlin. 
1. Die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts ist wie folgt 
abgegrenzt: 

a) Zur Zuständigkeit des Reichsverwaltungsgerichts ge-~ 
hören alle Zuständigkeiten der -in ihm aufgegangenen 
Verwaltungsgerichte. . - 

• Das sind: Das prcußischo.Oborverwalturigsgoricht, dor Roioha- 
' dienststrafhof, - das- Roiohswirtschaftsgcricht, dor Vorwaltungs- 
RerichtBhof in Wien, dio OborBto Spruchstello für Umlegungen, 
dio Obersto Spruchstello für Wasser- und Bodonvorbündo, daB Ent- 
. •' schüdigungBgericht nach dorn Gesotz, über dio Landbeschaffung 
" für Zwecke der Wehrmacht und das RoichBlcriegaschüdonamt. 

Außerdom iBt dor ReiohBministor des Innern ermächtigt* im, Ein- 
. vornehmen mit den beteiligten Obersten Roichsbebördon weitere 
oborsto Sprucbbehörden mit dem. Reichsvorwaltungsgericht zu 
vereinigen. • ' : ■" ". ; ". 

b) Ferner ist daB Reiohsverwaltungsgericht zuständig für 
die ihm durch gesetzliche Vorschriften zugewiesenen Auf- 
gaben. 



— 138 — 



In einer großen Zahl von Gesetzen, die seit Beginn der national- 
sozialistischen Staatsführung erlassen wurden, sind bereits Zu- 
ständigkeiten für ein Reichsverwaltungsgcrichfc vorgesehen, so 
z. B. im DBG. 

2. Das Reichsverwaltungsgericht übt Sine unabhängige riclir 
tcrlicho Tätigkeit aus. 

aj Seine Mitglieder sind bei der Sachentscheidung keinen Weisungen 
unterworfen, sie geben ihre Stimme vielmehr nach ihrer freien, • 
aus dem gesamten Saohstand geschöpften Überzeugung und nach . 
der von der nationalsozialistischen Weltanschauung getragenen 
Rechtsauslegung. 

b) Die ordentlichen Mitglieder können nicht jederzeit, sondornnur zum 
Schluß eines Rechnungsjahrs versetzt werden. 

TTT. Aufbau und Verfahren. 

Hier sind nur die grundlegenden Bestimmungen wiedergegeben; im 
übrigen wird auf Heft 14 1 dieser Sammlung verwiesen. 

1. Das Reichsverwaltungsgericht hat ordentliche und außer- 
ordentliche Mitglieder. 

a) Ordentliche Mitglieder sind der Präsident, der Vizepräsident als 
Bein ständiger Vertreter, Senatspräsidenten und Reichsrichter, 
Obervorwaltungsrichter und Verwaltungsrichter. Sie werden vom 
Führer ernannt. 

b) Außerordentliche Mitglieder werden nach Bedarf vom Reichs- 
minister des Innern auf bestimmte Zeit unwiderruflich abgeordnet. 
Soweit besondere Aufgaben es erfordern, können nebenamtliche 
und ehrenamtliche Mitglieder bestellt werden. 

2. Das Reichsverwaltungsgericht gliedert sich für die Spruch- 
tätigkeit in Senato, deren Zalü und grundsätzliche Aufgaben- 
zuteilung durch den Reichsminister des Innern bestimmt 
werden. 

a) Die Senate entscheiden in der Regel in der Besetzung von 3 Mit- 
gliedern einschließlich des Vorsitzers. 

b) Für die Entscheidung von Rechtsfragen, die von grundsätzlicher 
Bedeutung sind, und zur Sicherung oiner einheitlichen Recht- 
sprechung und Fortbildung des Rechts ist ein Großer Senat gebildet, '- 
der unter dem Vorsitz des Präsidenten des Reichsverwaltungs- 
gerichts in der Besetzung von 5 Mitgliedern entscheidet. 

3. Zur Wahrnehmung des öffentlichen Interesses bei dem 
Reichsverwaltungsgericht ist ein Oberroichsanwalt bestellt. 

Er untersteht der Dienstaufsicht des Reichsrainisters des Innern 
v und ist an die Weisungen der Obersten Reichsbehörden gebunden. 

4. Oborsto Dionstbohördo für das Reichsverwaltungsgericht 
ist der Rcichsministor des Innern. Er führt die Aufsicht 
über das Reichsverwaltungsgericht unter Mitwirkung der 
beteiligten Obersten Reicbsbehürden. . 
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II. Die Maßnahmen zur Reichsverteidigüng. 
. A. Der Ministerrat für die Reichsverteidigung. ■; ' 

Die wichtigste unter den Maßnahmen zur Reichsverteidigung . 
ist für den staatsrechtlichen Aufbau des Reichs die Bildung dos 
Ministorrats für dio Roichsvortoidigung, die der Führer durch Erlaß 
vom 30. VIII. 1939 angeordnet hat. 

I. Dem Ministorrat für dio Roichsvortoidigung obliegt dio oin- . 
- . hoitlicho Leitung der Verwaltung und Wirtschaft während des 
Krieges. Er hat damit die Aufgabe, den Führer von der Er-, . 
ledigung laufender Regierungsangelegenheiten zu entlasten 
und für ihn insbesondere alle diejenigen Maßnahmen auf dem 
Gebiet von Verwaltung und Wirtschaft zu treffen, die zur 
"Verteidigung des Reiches erforderlich sind. 
• : ' 1. Bei dorn Ministorrat für dio Roichsvortoidigung liogon 
.grundsätzlich alle Bofugnisso, die sich zur Leitung von Ver- 
waltung und Wirtschaft aus dem Aufbau des nationabozia- 
• listischen Führerstaates oder aus den einzelnen Gesetzen 
r für die oborsto Staatsführung ergeben. Davon, sind die- 
. ■ - jenigen Rechte und Entscheidungen ausgenommen, die sich 
der Führer selbst vorbehält. 

.>■'■■ 2. Dio Befugnisse des Beauftragten für don Viorjahresplan, 
. . im besonderen sein Recht, Weisungen zu erteilen und Verr 
; Ordnungen zu erlassen,' sind .bostohon geblieben. 

3. Nach den Verordnungen und Richtlinien dos Ministorrats 
für. die Reichsverteidigung leiten die ' Obersten Rcichsbo- 
hörden im Rahmen ihrer allgemeinen Befugnisse dio Auf- 
gaben der zivilen Roichsvortoidigung und führen mit Hilfe 
der zu ihrem Geschäftsbereich gehörenden Behörden und 
Dienststellen diese Aufgaben durch. 

LI. Der Ministerrat bestoht aus einem Vorsitzenden und vier 
ständigen Mitgliedern. Neben den ständigen Mitgliedern kann 
der Vorsitzende auch andere Persönhchkeiten zu den Be- . 
" ratungen zuziehen. , 

Vorsitzender ist Reichsmarsohall Görlng, dio ständigen Mitglieder 
. BindV dor Generalbevollmächtigte für dio. RoicbBVonvaltung, Reichs- 
miniBtor Dr. Friok, der Generalbovollmflchtigto für ■' dio Wirtschaft, ; 
Roichsminister'Eunk, der Rcichsministor. und Chef der' Reichskanzlei 
Dr. Lammors und der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, General- , . 
foldmarschall Koitel. ."• 

LH. Dor Ministorrat für dio Roichsvortoidigung hat dio Befugnis, 
Vorordnungon mit Gesetzeskraft zu erlassen und damit dio 
Gesetzgebung auszuüben, sofern nicht der Führer die Ver- 
abschiedung eines Gesetzes durch die-Reichsregierung oder den }"' 
■ ■ Reichstag anordnet. " 



1. Die Rechtsotzungsbofugnis des Ministerrats für die Reichs- 
" Verteidigung ist. neben dio bisherigen Formen der Gcsotz- 
. gebung getreten. Vgl. S. 10. 

Der Zusammenbang zwischen der Gesetzgebung der Rcichsregierung 
mit der Eeehtsetzungsbefugnis des Ministerrats ist dadurch sicher- 
gestellt, daß dio von der Ecichsregierung beschlossenen Rclchsgcsctzo 
von dem Vorsitzenden des Ministerrats für dio Reichsverteidigung und 
zwar an erster Stello hinter der Unterschrift des Führers niitgczciclinct 
werden. 

2. Die Yerordnungon des Ministerrats lür dio Roichsvcr- 
teidigung haben Gesetzeskraft. Sie können daher auch be- 
stehende Reichsgesetze abändern. Die Verordnungen wer- 
den dementsprechend eingeleitet mit den Worten: „Der 
Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Ge- 
setzeskraft:" 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung hat z. B. durch Ver- 
ordnung vom 1. IX. 1930 Maßnahmen auf dein Gebiet des Beamten- 
rechts gotroffen und dabei Vorschriften des DBG. abgeändert. 

IV. Die Geschäfte des Ministerrats für die Reichsverteidigung werden 
durch den Reichsminister und Chef der Reichskanzlei geführt. 

B. Dio Zusammenfassung der obersten Reichsbehördeii. 

Die Aufgabe des Ministerrats für die Reichsverteidigung, Ver- 
waltung und Wirtschaft einheitlich zu leiten, wird dadurch er- 
leichtert, daß die für die zivile Verwaltung — mit Ausnahme der 
wirtschaftlichen Verwaltungen — zuständigen obersten Reichsbe- 
hürden unter einem Generalbevollmächtigten zusammengefaßt sind 
und durch diesen einheitlich im Ministerrat für die Reichsverteidi- 
gung vertreten werden. Auf dem Gebiet der Wirtschaft unter- 
stehen das ReichswirtschaftEministerium und die Reichsbank eben- 
falls einem Generalbevollmächtigten, und darüber hinaus besitzen 
alle wirtschaftlichen Verwaltungen in dem Reauftragten für den 
Vierjahresplan und zugleich Vorsitzenden für den Ministerrat eine 
einheitliche Spitze. 

I. Der Generalbevollmächtigte für dio Reichsvorwaltung (GRY.). 

GBV. ist Reichsministor Reichaleiter Dr. Frick, sein Vertreter der 
Reichsführer % und Chef der Deutschen Polizei Himmler. 

1. Dem GRY. sind unterstellt: das Reichsministerium des In- 
nern, das Reichsjustizministerium, das Reichsministerium 
für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, das Reichs- 
ministerium für dio kirchlichen Angelegenheiten und die " 
Reichsstelle für Raumordnung. 

2. Der GRY. kann innerhalb seines Reroichs im Einvernehmen 
mit dem Reauftragten für den Vierjahresplan oder dem 
Generalbevollmächtigten für die Wirtschaft und dem Ober- 



. kommando der Wehrmacht Rechtsrerordnungon erlassen, 

die auch von den bestehenden Gesetzen abweichen können. 

Verordnungen, dio auf dieso Vollmacht gestützt sind, worden mit 
den Worton eingeleitet: „Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung wird 
verordnet:" \: '-. 

IL Der Genofalbovollmächtigto-für dio Wirtschaft (GR W.). 

Auf dem Gebiet der Wirtschaft faßt der Reauftragto für den 
Vier jahresplan, dessen Vollmachten durch die Schaffung des 
Ministerrats für die Reichsrerteidigung unberührt gebheben 
sind, die 'wirtschaftlichen Verwaltungen bereits einheitheh 
zusammen. Eine dem GRV. genau entsprechende Regelung 
war daher für den wirtschaftlichen Dereich; solange die Voll- 
macht des Reauftragten für den Vierjahrepslan in Kraft ist, 
nicht erforderlich. Hier gilt vielmelir folgendes : 

1. Dio Aufgabe des GR W. besteht in der einheitlichen Leitung dos 
Rcichswirtschaftsministeriums und der Roichsbank; er kann 
für diesen Rereich ähnlich wie der GRV. im Einvernehmen 

- mit dem GRV. und dem OKW. Rcchtsvorordnungon. er- 
lassen, die auch von bestehenden Gesetzen abweichen 

. können; Eür die Form der Verordnungen gilt dasselbe wie 
für die Verordnungen des GRV. 
GBW. ist Roichsminister Funk. 

2. im übrigen ist die ouihoitlicho Leitung der Wirtschaft 
: Sacho dos Reauftragten für den Viorjahrcsplan; Verord- 
nungen im wirtschaftlichen Reroich ergehen daher grund- 
sätzlich auf Grund der Vollmacht des Reauftragten für den 

• Vierjahresplan, soweit es sich nicht, vno unter 1 dargelegt, 
um Verordnungen im Rereich des Wirtschaftsmimsteriums 
und der Reichsbanlt handelt. 

C. Dio Reiclisvorteidigungskommissaro. 

Der Ministerrat für dio Reichsverteidigung und dio Zusammen- 
fassung der Obersten Roichsbehörden betreffen die Führung des 
Reichs in ihrer oberen Spitze. und schaffen in dieser Stufe die 
organisatorischen Voraussetzungen für eine den Erfordernissen 
des Krieges entsprechende Leitung des Reichs im Innern. . Diese 
Maßnahmen werden ergänzt durch die Restellun'g besonderer. 
Organe der zivilen Reichsyorteidigung in der Mittelstufo der Reichs- 
vorwaltung. Die Restcbung dieser Organe ist im wesentlichen 
eine Folge der Tatsache, daß dio allgemeine gebiothehe Neu- 
gliederung - des AltreichB noch nicht durchgeführt ist und das 
Altreich daher noch nicht über einheitliche Venvaltungsräumo mit 
einer einheitlichen und umfassenden Leitung an der Spitze dieser 
Verwaltungsräume verfügt. Die Grenzen der deutschen Länder 
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und preußischen Provinzen überschneiden sich vielfach mit den 
räumlichen Bereichen wichtiger staatlicher Sonderverwaltungen, 
diese mit den Parteigauen und die Parteigaue wieder mit den Wehr- 
kreisen. Den Schwierigkeiten, die sich aus diesen gcbicllichcn Über- 
schneidungen und den dadurch bedingten Zuständigkeitsfragen 
für die zivile Reichsverteidigung zwangsläufig ergeben müssen, 
ist durch die Bestellung von Rcichsvcrtcidigungskommissaron ab- 
geholfen worden. 

Dio Rcichsvertcidigungskommissaro sind sofort bei Ausbruch des Krieges 
bestellt worden. Die Rechtsgrundlage bildeten zunächst die Verordnung des 
Ministerrats für die Reichsverteidigung vom 1. IX. 1939 und eine vom Vor- 
sitzenden des Ministerrats dazu erlasseno Anordnung vom 22. IX. 1939. Dieso 
Vorschriften sind inzwischen aufgehoben und durch die Verordnung des Minister- 
rats für dio Reichsverteidigung „über die Reichsvcrtcidiguiigskomniissaro und 
dio Vereinheitlichung der Wirtschaftsverwaltung" vom 10. XI. 1942 ersetzt 
worden, dio am 1. XII. 1942 in Kraft getreten ist. 

I. Dio Roichsvcrteidigungskoinmissaro sind in der Mittelstufe der 
Reichsverwaltung die Organe des Ministerrats für die Reichs- 
verteidigung. § 2. 

Die Bestellung erfolgt durch den Vorsitzenden des Ministerrats für dio 
„Reichs Verteidigung auf gemeinsamen Vorschlag des Reichsministers des 
Innern und des Leiters der Parteikanzlei. Sie unterstehen der Dienst- 
aufsicht des Reichsministers des Innern. 

1. Die Reichsverteidigungskommissarc stellen die Durch- 
führung der Beschlüsse des Ministerrats für die Reichs- 
verteidigung sicher. Außerdem bedienen sich die Obersten 
Reichsbehörden der Reichs Verteidigungskommissare bei 
der Durchführung grundsätzlicher Reichsverteidigungs- 
maßnahmen. Die Reichsverteidigungskommissare haben 
daher den Weisungen der Obersten Reichsbehörden Folge 
zu leisten, und diese können für ihren Zuständigkeits- 
bereich Anordnungen der Reichsverteidigungskommissare 
aufheben. §§ 3, 2 und 5, 1. " 

2. Der Reichsverteidigungskommissar ist dio einheitliche 
Spitzo für dio zivile Reichsverteidigung innerhalb seines 
Wirkungsbereichs. Er ist dagegen nicht die allgemeine 
Verwaltungsspitze. Ein allgemeiner Umbau der Ver- 
waltung hat nicht stattgefunden. Die Behörden werden 
nach wie vor auf Grund der allgemeinen Zuständigkeits- 
vorschriften tätig. Der Reichsverteidigungskommissar 
greift jedoch ein, sobald die Durchführung einer Reichs- 
verteidigüngsmaßnahme , auf Schwierigkeiten stößt; ins- 
besondere dann, wenn die Einheitlichkeit innerhalb seines 
Wirkungsbereichs gefährdet ist. Ihm obliegt somit die ein- ' 
heithche, zusammenfassende und üborgeorduoto Steuerung - 
der zivilen Reichsverteidigung. 



a) Entsprechend dieser Aufgabe ist der sachliche Bereich 
des Reichsverteidigungskommissars abgegrenzt. Er um- 
faßt grundsätzlich nllo Bohördon und Stelion innerhalb 
des räumlichen Bereichs des Reichsverteidigungskom- 
missars. • 

Ausdrücklich ousgenommen sind nur die Rclclisposf, dio Reichs- 
bahn söwio dio RcichsrinanzTcrwaltung in bezug auf dio Geld- 
bewirtschaftung, dio bei der Durchführung der Reichsabgabon- 
' Ordnung und des Steuoranpasgungsgesetzes sich brgobondon An- 
gelegenheiten und der beschrankte Grenzaufsiohtsdionsfc. . 

b) "Der Reichsverteidigungskommissar übernimmt . regel- 
mäßig die Reichsverteidigungsangelegenlieiten nicht in 
eigene Verwaltung, sondern läßt sie unter seiner Ober- 
leitung durch die an sich zuständigen Behörden erledigen. 

Infolgedessen hat der Roichsvcrtoidigungskommlssar keine eigene 
Behörde. Auch sind ihm Dienstkräfto unmittelbar nicht zugeteilt. 
Soweit er Belbst tätig wird, bedient er sich einer der in seinom Be- 
zirk vorhandenen höheren Verwaltungsbehörden; Für jeden Rcichs- 
verteidigungsbezirk ist eine solcho Behördo, dio sog. „geschiifts- 
liihrondo Behörde" ausdrücklich bestimmt. §4,2. 

c) Die Erfüllung der Aufgaben des Reichsvertoidigungs- 
' - kommissars setzt voraus, daß er laufend über alle wich- 
tigen zivilen Reichsverteidigungsangelegenheiten inner- 
halb seines Bezirks genau unterrichtet wird. Aus 
diesem Grunde müssen die zivilen Behörden ihre Be- 
richte an die Obersten Reichs- und preußischen Landes- 

- behörden in Reiclisverteidigungsangolcgonhoiton grund- 
' sätzlich durch die, Rand der Rcichsvertcidigungskom- 
missaro leiten. §5,2. 

d) Der Roichsvortoidigungskommissar wird im Falle seiner 
Verhinderung durch den Leiter der gcschäftsfiihrondcn 
Bohördo und, wenn er selbst Leiter dieser Behörde ist, 
durch seinen allgemeinen Vertreter in dieser Behörde 
vortroton. § 7.- _ 

3 Die Reichsverteidigungskommissare haben engstes i Einver- 
nehmen mit den zuständigen Wekrmachtdionststollon her- 
zustellen und die Maßnahmen der zivilen Reichsverteidigung 
' mit den Belangen der Wehrmacht in Übereinstimmung zu 

bringen. §*6. , . • 

. Die Wohrkroisbofchlshabor leiten Anordnungen und Ersuchen all- 
gemeiner Art an zivile Behörden im Wehrkreis durch die Hand der- 
zuständigen. Reichsverteidigungskommissarc. . , : 

n Das Mittel, das dem Roichsvortoidigungskommissar zur Er-. 
" füllum* seiner Aufgaben zur Verfügung steht, ist em um- 
fassendes Weisungsrecht. Er kann allen zivilen Behörden und 
Stellen innerhalb seines sachlichen und örthehen Wirkungs- 
kreises Weisungen in allen Reicksvcrtcidigungsangclcgonhoiton 



erteilen. Das Weisungsrecht unterliegt lediglich folgenden 
Einschränkungen : 

1. Der Reichsverteidigungskommissar ist hei der Ausübung 
des Weisungsrechts an dio bestehenden Gesctzo und an die 
ihm seihst von den Obersten Reichsbehörden erteilten 
allgemeinen Anordnungen und besonderen Weisungen ge- 
bunden. 

Außerdom kann das Weisungsrecht nicht gegenüber Obersten Roiohs- 
behörden und Obersten preußischen Landesbehörden ausgeübt werden. 

2. Das Weisungsrecht kann nicht gegenüber den Behörden 
ausgeübt werden, dio nicht zum sachlichen Wirkungs- 
bereich der Reichsverteidigungskommissare gehören. Vgl. 
dazu oben unter I 2 a. 

LH. Der räumliche Wirkungsbereich der Reichsverteidigungs- 
kommissare sind dio Reichsverteidigungsbezirke. Sie ent- 
sprechen den Partoigaucn. Für das Gebiet eines jeden Partei- 
gaues ist ein Reichsverteidigungskommissar, und zwar in jedem- 
Fall der Gauleiter, bestellt. 

Entsprechend der Zahl der Parteigauo gibt es 42 Rciehsvcrteiiliirunirs- 
kouimißsorc. b b 

1. Bei Ausbruch des Krieges waren die Bezirko der Reichs- 
verteidigungskommissare auf die 17 Wehrkreise ausge- 
richtet. Damals kam es in erster Linie darauf an, für die 
Vertretung der zivilen Behörden gegenüber dem Wehr- 
kreisbefehlshaber eine einheitliche und zusammenfassende 
Spitze herzustellen, weil sich die militärischen Vorberei- 
tungen innerhalb des Reichs abspielten und daher damals 
das Verhältnis zwischen Wchrkrcisbefchlshaber und ziviler 
Beichsvcrlcidigung im Vordergrund stand. 

a) Im Verlauf des Krieges sind die Fronten weit ins Feindesland hinein 
vorgeschoben worden Dadurch haben sich die Voraussetzungen für 
die ursprüngliche Abgrenzung der Eeicbsverteidigungsbczirko in 
einem wesentlichen Punkt geändert. Gleichlaufend damit Ist «las 
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darauf übergegangen, die einheitliche Ausrichtung der zivilen Dienst- 

aruclt aller zivilen Krufte untereinander sicherzustellen. 

b) Um aber auch weiterhin zu gewährleisten, daß diejenicen Reichs'- 
^.W^fft«", bei denen es besonde^ notwendig 

olche ^ AuSr" - a,b e,DCS VW"«» Gelenkt werden, wird [für 
CmlÄ ! wf, »»eflcrfOIircndcr Rclcl.svortoidigungs- 
dÄl JsÄ Wehrkreui bestellt, dessen Dienstsitz sich in' 
AnÄ i , £ CS ^ obr A krelskommand ° 8 befindet. Er bat dio 
Äs cin2nitlf e , treir, 5 nd , en ^ßonbeiton innerhalb des Wehr- 
kreises einheitlich zu lenken sowie dio Verbindung zwisclinn dnn nr" 

%ÄÄ ferb B " s ° der teilweise im Wolfis 



2. Durch die Bestimmung der, Parteigaue als Reichsvertei- 
digungsbezirke sind allo Gauleiter ohne Rücksicht darauf, 

1 ob Bio bereits neben ihrem Amt als Gauleiter auch staat- 
liche Aufgaben als Reichsstatthalter, Oberpräsident oder 
Regierungspräsident wahrnehmen, gleichmäßig in dio Auf- 
gaben der zivilen Roichsvortoidigung eingeschaltet worden. 

a) PoUtiscko Führung und Lenkung der ' zivilen Reichsvorteidigungs- 
maßnahmon sind für jeden Gnu in einor Hand voremigt. Dio NSDAP. 

- nlB Trägerin des politischen Willens dor Nation ist damit innDgcbllcli 
nn der zivilen Rclclisvcrtcidlgung beteiligt und hat dio Verantwortung 
für dio innero Front übernommen. 

b) Dio Schwierigkeiten, dio sich aus der fchlondon 'Einheitlichkeit 
der räumlichen Gliederung des AltreichB orgoben, Bind überbrückt. 
Es Handelt sich allerdings zunächst um keino Vonvcgnalimo der 
künftigon Rclclisrclorm, sondern um oino kriegsbedingto Maßnahme. 
Dio allgomeino Neugliederung des Reichs bleibt der Entscheidung 

-des Führers nach dem Krieg vorbehalten. 

3. Bio Wirtschaftsbozirko sind grundsätzUch mit den Eoichs- 
vortoidigungsbozirken in "Übereinstimmung gebracht worden. 
In 8 Fällen, so insbesondere im rheinisch-westfälischen 
Industriegebiet, in Bayern und im Alpen- und J)onauland r 
wo die Parteigaue als Wirtschaftsbezirke nicht groß genug 
sind, wurden jeweils mehrere Reichsverteidigungsbezirke 
zu einem' Wirtschaftsbezirk zusammengefaßt. . Durch- 
schneiduhgen von Reichsverteidigungsbezirken sind in 
jedem Falle vermieden. Im ganzen bestehen 30 Wirtschafts- 
bezirke. 

• Der räumlicho Bereich folgender Behörden der Wirtschafts- und 
Sozialverwaltung ist oder wird auf dio Wirtsohaftsbezirko ausgerichtet: 
: LandeswirtschaftBämter, Landcsernährungsämtor, Forst- und Holz- 
wirtschaftsämter, Landcsarbeitsämtor, Treuhänder der Arboit, 
Rüstungsinspektionen, Rüstungskommissionen, Bovollmächtigto für 
den Nahverkehr und Landcsbauornschaf ton; in allen dieson Fällen 
erfolgt dio Anpassung an dio Wirtsohaftsbezirko mit dor Maßgabe, 
daß erforderlichenfalls der Bereich auf mohrero Wirtschaftabeziflio _ 
erstreokt worden kann. oder in einem Wirtschaftsbezirk mehrere dieser 
' Ämter errichtet worden können. Mit den RcioliBvertoidigungBbczirken 
stimmen forner überein: Dio Bereicho der Gauwirtschaftskammern, 
der Gauwohnungskommissaro und -dor Gaubeauftragton- für don 
Arbeitseinsatz, Näheres über don Aufbau der Wirtschaftsverwaltung 
vgl. Heft 14,1. . . 

IV. Jedem Roichsvortoidigüngskommissar stohon für den Bereich 
der zivilen Reicksvertoidigung oin Vortoidigungsausschuß und 
für die besonderen Zwecke der RüstungswirtBchaft ein Kriegs-, 
wirlschaftsstab zur Soito, die" beide die- Aufgabe haben, den 
- Reichsverteidigungskommissar zu beraten und ilnv bei der ; 
einheitlichen Lenkung der ReichsverteidigungBmaßnahmen 
zu unterstützen. Verteidigungsausschuß und Kriegswirt- 
"": schaftsstab werden durch den Reichsverteidigungskommissar 
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oinberufen und treten unter seinem Vorsitz . zusammen. 
§§ 8 und 14. 

1. Der Verteidigungsausschuß setzt sich aus Mitgliedern zu- 
sammen, die ihm kraft Amtes angehören und solchen, dio 
vom Reichsverteidigungskommissar regelmäßig oder im 
Einzelfall zu den Beratungen zugezogen werden. 

Zu den SlitgUcdcrn kraft Amtes gehören dio Reichsstatthaltor, dio 
Gauleiter, dio Oborprüsidenten, dio Ministerpräsidenten und Minister 
der Länder, dio Regierungspräsidenten, die Höheren Ify- und Polizci- 
führer, dio Leiter der Reichspropagandaämter, des LandeswirtschaftB- 
amts, des Landesernährungsamts, des Forst- und Holzwirtschafta- 
arats und der WasscrstrnDendircktioncn, ferner der Bevollmächtigt« 
für den Nahverkohr, der Präsident des Landcsarbcitsaints, der Treu- 
händer der Arbeit, dio Oberfinanzpräsidenten, dio Präsidenten der 
Reichsbahn- und Reichspostdirektion, der Leiter der Gauwirtschaf ts- 
kammer, dio Rüstungsinspcktouro, dio Leiter der RüBtungskOmmandos, 
der Baubevollmächtigto des Roichsministcriums Speer und der Gau- 
beauftragte für die Regelung der Bauwirtscbaft, in jedem Fall, wenn 
ihre Bezirke ganz oder teilweise im Bezirk des Reichsverteidigungs- 
kommissars liegen. Ferner können der Wokrkreisbefchlshaber und der 
Luftgaukommandeur an den Sitzungen teilnehmen oder sich dabei 
vertreten lassen. 

2. Der Kriegswirtschaftsstab setzt sich zusammen aus den 
Mitgliedern der Rüstungskommissionen und den Mit- 
gliedern der Rüstungskommissionen und den Leitern 
sonstiger mit Kriegswirtschaftsaufgaben befaßten Behörden, 
Dienststellen und Beauftragten. 

D. Der Reichsministor für Bewaffnung und Munition. 

Zu den Maßnahmen, die zur Ausrichtung des Staatsapparates 
auf die Zwecke derReichsverteidigung getroffen worden sind, gehört 
auch die Bestellung "dos ßoichsministors für Bewaffnung und 
Munition durch den Führororlaß vom 17. DX 1940. Aus der Er- 
richtung dieses neuen Reichsministeriums ergibt sich die besondere 
Bedeutung, die der Herstellung von Kriegsgerät im Rahmen der 
gesamten Aufgaben der deutschen Industrie zukommt. Der Eührer- 
erlaß vom 17. LTI. 1940 ist durch eine Durchführungsverordnung 
vom 20. LTI. 1940 näher ausgestaltet worden. 

j Zum Hoiohaminiator für Bewaffnung und Munition wurde als Nachfolger 
des tödlich verunglückten Roichsministers Dr. Todt dor Generalbauinspektor 
für dio ReiohBhauptstadt Prof. Albert Speor ernannt. 

I. Bio Aufgabe des Reichsministers für Bewaffnung und Munition 
besteht darin, alle an der Waffenherstellung und Munitions- 
erzeugung beteiligtem Stollen im GrößdeutBchen Reich zur 
höchston Leistung zusammenzufassen. 

1. Der sachliche Bcrcleü des Reichsministcrs erstreckt sich aul dio Lenkung, 
Förderung und Überwachung der Munltlonscrzeugung;. Darüber hinaus 



kann er in allo diejenigen Fragen dorWalfen- uudJluniüonsehtirlcklung 
eingreifen, dio dio Fertigung der Munition beeinflussen. § 1 DVO. vom 
20. HI. 1040. 

- Dio Erweiterung des Aufgabenbereichs auf Sonderfragen dor Waffen- 
- . ■ hcrstellung hat Bich der Führer vorbehalten;- • 

2. Der räumliche Bcrclcb erstreckt sieb aul das Gobiot des Großdculscbon 
Reiches, d.h. das Gebiet des AltreicliB, aller' eingegliederten Gebioto 

.. und des Protektorats Böhmen und Mähren, er. orstreokt siok ferner 
darüber hinauB auf das GencrqlgouTcrncmcht. 

. Dio Abgrenzung des räumlichen Bereichs sichorfc dorn Roiohsminister 
für Bewaffnung, und Munition einen unmittelbaren Einfluß auf . dio 
Angelegenheiten Boincs GcschäftsbereichB im Protektorat und im Ge- 
neralgouvernement. Wegen des Verhältnisses dor anderen obersten 
Rcichsbohörden zum Reicksprotektor und zum Gonoralgouvorneur vgl. 
. Neues Staatsrecht II. 

-Lt. Dio Yollmachton, die dem Reichsminister für Bewaffnung und 
• Munition erteilt worden sind, sind schlechthin umfassend. Er 
kann alle Anordnungen treffen, dio für die Erfüllung Beiner 
' Aufgaben notwendig sind. . '..';■>, - 

1.. Er. hat ein Weisungsrecht gegenüber allon roit.der Waffen- 
herstellüng und Münitionserzeugung befaßten Stollen, 
gleichgültig, ob es sich um Stellen dor Wohrmachttoilo, dor 
Vorwaltung oder der "Wirtschaft handelt. 

. 2. Diese Stellen sind ferner gehalten, dem Reichsminister auf 
Anfordern allo notwendigen Angaben zur -Verfügung zu 
stollon; er wird auf diese Weise in die'Lage versetzt, sich zur 
~ Vorbereitung seiner Entscheidungen jederzeit einen voll- 
kommenen Überblick über die wirtschaftlichen Zusammen- 
hänge verschaffen zu können. 

3. Er hat einen Einfluß auf dio Besotzung dor mit der Muni-' 
. tionserzeugung befaßten loitondon Stollon. Porsonalver- 

änderungen- in diesen Stellen bedürfen seiner Zustimmung ; 
außerdem kann er Veränderungen in der . Besetzung 
fordern. • . ' ; 

ILI. Ebenso wie bei der Einsetzung der Reichsverteidigungskom- 
missare ist auch bei der Bestellung des ReichsminiBters für 
Bewaffnung und Munition kein neuer behördlicher Apparat 
errichtet worden. . ; - : . 

Der Roiohsminister bedient Bich vielmehr zur Durchführung soinor Auf- 
gaben dor Dienststellen, dio Bchon bisher mit der Herstellung von Kriegs-: 
gerät befaßt waren, indem er Bio mit WoiBungen versieht. . 
1. Zur Erfüllung soinor Aufgaben sowie zur gegenseitigen Unterrichtung 
kaun er jedoch in dio mit der .Herstellung von Kriegsgerät befaßten 
Stellen dor Wehrmachtteilo, der Verwaltung und der Wirtschaft Bc- 

- aultragto einsetzen, dio seino Anordnungen vertreten und gemeinsam 
- mit diesen Stellen durchführen. ' ' ; . 
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2. Der Führer hat sich außerdoni vorbehalten, dem Roieksministor für 
Bewaffnung und Munition Amte- und Geschäftsgruppen der Wehrmackt- 
tcilo unmittelbar zu unterstellen. § 3 3 DVO. vom 20. HL 1040. 

3. Das erforderliche Personal für den Reichsminister für Bewaffnung und 
Munition muß von den mit der Herstellung von Kriegsgcrut befaßton 
Stellen der Wehrmachtteile, der Vorwaltung und der Wirtschaft bereit- 
gestellt werden. 

IV. Die cinlicitliclio Lenkung der gesamten Wirtschaft, die durch 
die Einsetzung des Beauftragten für den Yiorjahrcsplan sicher- 
gestellt worden ist, wurdo beibehalten. 

Der Führercrlaß bestimmt in dieser Hinsicht, daß sich die Vorordnung 
zur Durchführung des Viorjahresplans auch auf dio dem Koichsministor 
für Bewaffnung und Munition übertragenen Aufgabengebiete erstreckt; 
das bedeutet, daß der Keiohsminister für Bewaffnung und Munition dem 
Anordnungsrcoht des Beauftragten für den Vierjahresplan unterliegt. 
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Staatsangehörigkeit 47, 50, 05, 90 ff. 
Staatsangehörigkeit auf Widerruf 98. 
Staatsauf sioht über dio Gemeinden 77 f. 
Stadtsgeriehtshof 18. 
Staatsgrundgcsetzo 12. 
StaatBidco 41, 95. " 
Staatskommissar für Berlin 120. 
Staatsoberhaupt 57ff. 
Staatsvorträgo 59. 
Stodtpräsidont für Berlin 121. 
Stahlhelm 7, 31. 
Stamm-Hitlerjugend 118f. 
Stellvertretung des Führers 02. 

Tag der erwachenden Nation 9. 

Unitarismus 17. . 

TorbindungBstello der NSDAP. 34. 
■VereinhoitUchung des Behördenauf- 
baus 135. 



VerfoBsungsaufbau 9f. 
'Vorfassungsgcsotzgobung 15, 54. . 
Verkündung dor Gesetzo 15,. 59.. 
Verordnungsreoht 
des Beauftragton für den Vierjahrca- 
plan 10, 113, 

- des GBV. und des GBW. 10, 140f., 
""des Reichsstatthalters in Homburg 

128, : 

des Ministerrats für die Reichsver- 
teidigung TO, 139, : 
Vorreicldichung 

der Justizverwaltung 52, Ö4f., , 

der Ländorvorwaltungcn 48ff., 

der Polizei 115f., 

der preußischen Vorwaltung 02. 
Versailler Diktat 8, 81, 83, 108, 

- 113. 

VertefdigungsauBsohüsso 145. 
VorwaltungBkoheit dor Länder 51. • 
Verwaltungsräürao 130. 
Vierjahresplan 113, 141f. • 
Volksidee .11, 41. 

Volksvertretungen der Länder 19, 49. 
Volksentscheid 27. ', 
Völkerrechtliche Vertretung des Reichs 

• 59. ; 

Vorläufiges Reichsbürgerreoht 101 f. . 

Wasserstraßenhoheit 109f. 
Wehrdienst 87. 
Wehrfreiheit 80 ff, 
Wehrgesetz 85. 
Wehrmacht 

Allgemeines 12, 59, 80ff., 

Aufgaben 85, 

Führung 80, 129f„ 

Geschiohto 80f., 

Gesotzlicho Grundlagen 84f., 

Gliederung 85. 
Wohrmaohtamf 120. 
Wehrkroiseinteilung"141f. - 
Wehrpflicht 80f. 
Weimarer Vorfassung 7, 10, 14,-10. ... 
Widerruf von Einbürgerungen 24f. 
Wiederherstellung des Berufsbeamten : 

tums 20ff ; : • 
Wilhelmshaven 122. 
Wirtsohaftsministcrium" 114. . • 
Wirtschaftssabotage-Gesetz 115. 

Zentrums-Partei 32. : 
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Dr. llWfjrim tfturfocl 

©taat«fefrrtar im 
8leich«minifierium be« 3nnem, Berlin 

7. icilroctfc umgearbeitete 3luflnge. 



Dr.^accy üon 2tofcn*Uon Jjoetod 

Dbertegicrung«int im 
ölrid)«miniflcrhtm bcö 3nuctu, JBerlin 

124 (Seiten. Jnbcnpreiß Ecirtoniert 2,<30 9K. 



fKin berufener Ärnncr unb ÜRitgeftalter beö bcutfdjen Bcrraallung«recbtc« hat an biefem ©runb: 
w rifj mitgewirrt. 28 ifi erflaunltc^, lnelcöe güllc oon (Stoff ba« fdimale Jpcft ent^AIf. Sie 
beiben JperauSgcber haben in ©lieberung unb Drudgcfialtimg ein Jpid)fhna6 an Ubctfidjtlich: 
Ieit unb ßinpragfamfeit erreidjt. Die ©dirift leifiet bem ©tubicrenben, bet bereits burdj eine 
Sorlrfung obet burdj ba« ©tubium einet umfangreicheren DarflcHung bie OTateric Fennt, fjeroor: 
ragenbe Dicnfie jur „Überholung" feine« üBiffen«. Unb ber inberJ3rori« fiefjenbe Bermaltung«: 
beamte wirb fc&nell unb juüerlaffig über ben gegenwärtigen ©tanb ber beutfdien Sermaltung 
unterrichtet. Da« Buch »erbirnt jebe §irberung. 2Dir empfehlen cS bafjer feijr gern. 

(üieicbSfieDe jur g5rberung be« Dcutfdjcn Schrifttum«) 

Bie neuen 2Dege unb j3iele ber ©taatÄoerwaltung im ©tofjbcutfcbrn Uteidj treten cinbringlid) Ijer= 
»or. Darin liegt ber befonbere SBert be« Sud;e«. (Sifdjer« gettfcfjtift für Söerroaltungflrecf)!) 
<^er uorlicgenbe, »on jroei Sennern be« 23erroaltung«red)t8 »erfafjte ©runbrijj behanbelt bie 
©runblagen ber ©taat«»cn»altung, ihr SBirfcn unb ihren Slufbau. Da« Sud; fleHt für 
ade, bie fidj über 2Befen unb ©efialt ber iffentlidjcn Betwaltung unterrichten rooüen, ein über: 
fia)lliche« unb einpragfame« 2er;rmittel bar. (OTinifierialblatt be« ülcidj«: unb (preufjifdjen 

OTiniflerium« be« ^nnecn) 

Da« Buch wirb al« (!infuf;rung in ba« neue Berwaltungfiredjt »on ber Beamtenfdjaft fidjer 
begrüfjt. werben. (<JiationalfojialifHfdje Beamtenjeitung) 

Die Darfieuung ifi »on padenbrr Sinbringlicbfeit. (©taat«: unb ©elbfaerroaltung) 

cTSie brlannten SBorjüge ber ©djaefferbinbe „©rünbliditeit, Überfidjtlidjfeit unb Jpcroorhebung • 
alle« SHHdjtigen'' finb bem »on 3wei jjerootragenben Äcnnem be« 33erwaltung«ted)tS »erfaßten . 
£efr in rjohem ÜJJaße eigen. Dem ©tubterenben, bem Bcamtenanmarter unb Berwnltung«be 
amten, ber ba« 2Befen, SIBiricn unb ben ülufbau ber ©taatäuermaltung fennenlernen min, fei 
bie«_ einpragfame 2ehrmittel heften« empfohlen. (Mitteilungen be« Deutfchen ©emeinbetage«. 

qjrooinjialbicnfifielle Olheinlanb unb ■ £oömjotfwn) ■ 

Sin gute« fiehtbua), ba« »orjüglidj über 2Befen unb ©eftalt ber iffentlidjcn 33crmnltungen 
unterridjtet. (Der ©ojial»erfld)erung«bcamte) 

^udi Öiefcc ^riiocffcibaiiL) 



äji'eflßc ein fictjaiec %xü\mM 

(Die Dcutfcbc <polijei) 





14. ^eff 5-. 5TcH 

•für (ßrotsfltutfttjiarifl 

•> • Bon • ' - 

©toatSminifler a.D.,!Prafibentb. Rechnungshof« bt« Oberregierungärat • • 

■ Deut|a)en öleiap«, Shefpvaf. b. qjreufj. Dbenea)nung«-- • im 01eich«ftnaniminifterium * 
fammmer,ai l litgl.b.a(ab.f.Deutfch.ölea)t, 'pot«bam in {Berlin . 

$t. $cit3 beulet 

•< . OTinifierialrat beim jHechnung«hof be« Deutfchen Ojeiap«, ?ot«bam ' k ••' 
6. erfldnjtc SUuflftge. 112 ©etten. Sotcnpretö Fottom'ert 2.40 5W. 

©ie uberftchtliche' ©lieberung be« ©toffe« ermiglicht e«, rafa) einen Ubetblicl iu gewinnen unb 
fleh, bie ©runbgebanfen einjupragen, fo bafj auef) biefer ©djaefferfebe ©runbrifj oielen ein ' 
gern gefel;ener Reifer fein wirb. (üninifieriat6latt be« Oieia)«mtnifierium« be« 3nnern) 

(Deutfa)e ÜDlffenfchaft, Srjiehung unb iBolKbilbung) 
Unter ^eroorhebung be« SBichtigen unb ©runbfa^lichen roirb ber umfangreiche ©toff in einfacher 
unb einpragfamer SBeife gemeifiert. Dabei wirb auap ba« SOerhaltni« uon iBeamlenfchaft unb 
9Jationalfojiali«mu« flar herauägefieHt. (Oieich«minifierialblatt b. ianbwirlfchaftUchen Söerroaltung) 

Sin Sehrbuch, welche« fi<h für ©tubierenbe, iBeamte unb SenmtenanaSrler »orjöglich eignet unb 
, . «or allem bei bet Sorbereitung auf "Prüfungen »on arofjem Ocujjen ifh / . 

©entralblatt für Oleichäoerficherunfl unb Oleich«oerforgung) 
(Tvie ülnfiSnger ber fd)on uor bem Äriege röhmlichft befannten ®chaeffer:!8anbe muffen e« freubig ' 
-■ begrdfjen, bafj ihnen in ber.©chaefferfchen Datfteuungäroeife ein phter burch ba« neue Beamtem 
' recht gegeben mirb. Sin ibeale« %w)fchlagerorrf, ba« jur 2Jnfa;affung fef;t empfohlen werben rann. 

... (!8re«lauer ©emeinbeblatt) 

Sur bie SBefuaper ber @emeinbeoenodltungäfd;ulen. wirb e« ganj befonber« in^ grage fommen. 

(OTiitcilungen be« ©emeinbetage« für bit <prooinj-©achfen unb Slnhalt) ,. 
Beamten unbaeamtenanwarlern ein unbebingt]uaerlaffige«^ilf«mittel. (Unterricht«itg. f.^onbeamtej 
(F\\t l lare unb für ben 2lnfinger »on »erwinenbem Beiwetfe freie DarfieDun'g ifi al« ganj befonber« ' 1 

geeignet ju beliehnen jur Sinfuhtung in naiionalfojialifh'fcheS Olecht«benfen unb fann nicht, 
nur bem Beamten, fonbern auch i tDent S3olf«geno|fen, ber . über bie SWanhigfaltigfeit ber' neu : . 
auflauchenben fragen (ich unterrichten will, angelegentlichfi empfohlen werben. 

' (©enatSpraftbent Dr. 3ohanne« OTÜDer, 3eitfchtift für ba« ^eimatwefett) . 

6i$ Öcomtßncccfj^/öie öoe ollem buc ttfttn ttnfü^cung u. 

• x . (nailonalfoBlalipiftfjt 8umttn)tltung)'" 




Ültt einet Itoclfcllimg 6tz ®zmtMttitibanöt 
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Dr. JIKIrjclm -Slurfott Dr. Ejaccy üon ttofcn*üon ^foctuc! 

©taat«[efrct&r im ' DbcrregicrungSrat im 

OTeid)«miuiflcrium be« 3nnern, Berlin ffleid)«miniftcrtum be« 3nnern, «Berlin 

8. burd;flc[cf;cne unb »erbefferte SHuflngc. 122 «Seiten, fiobcnprciö taxt. 2.40 SD?. 



SBudj,wrId>e« oon allen ©tubicrenben be« Öledjt« unb ber 9Ditlfcßaft unb uou nQen Beamten 
r<_/ fcr)nlid>fr erwartet ift, bringt eine ubrrficbtlid)c unb leicfitoerßanbiidje Sarficdung ber @runb: 
gebanfen unb ber SDorfdjriftrn be« neuen ©taatägefefee« über bic SBerfoffung unb Bcrwaltitng ber 
©emcinb'en. Sa« Jpcft i(l für jeben, ber fiefi in bic ©ebanfen bcS neuen ©efe^c« einarbeiten luifl, 
unentbcljrlicfi. (Berwaltung«prariä. 3cttfd>rift für ©efefje«: unb Bcrwaltungäfunbe) 

Ort altbewährter gorm ber @<fiaefrcr:Banbe ift bie gcfnmtc OTateric äberfichtlid) unb leidjt:. 

oerfinnblid) bargefteflt. 3«ber, ber ft<fi in bie ©ebaufengange be« Wrucn ©emcinbcrccfit« ein; 
arbeiten will, wirb biefcä J^eft begrüßen, ba« ibm bie Slemcntoria in furjer unb fnapper gorm 
«ermittelt. So t(l bie Schrift ntdjt nur bem gaefifunbigett, fonbern aud) bem Saicn beften« ju 
empfehlen. (Sie Wationaifojialiftifdje ©emeinbe) 

SS Iianbelt fitfi nit^t um eine Bcrmcbrung ber inblrcidjcn 2ertau«gabcn, fonbern um eine 
fnfiematiftOe SarfirUung, bie ade Borjuge oon ©djaeffer« OJeugeftaltungSbcftcn aufroeift: -Klare 
unb einfädle ©pradje, anfdjnulicbe ©lieberung, brudplaftifcbc Slnorbnung, tiefee" Srfaifen ber 
nationalfojialiftiftfien ©nmbgebanfen. (Beamtenfortbilbuug) 
(JNurtfi bie neue ©rmeinbeorbnung wirb ba« Seutfdje ©emeinbereebt auf eine ooOig neue ©runblage 
~ / geftellt. 9Jitbt nur für ben im fommunalen Sebcu ©tebenben ift eS wichtig, fid) Aber bie 
gjeugeftoltungen ju unterrichten, aud) bie bculfdjc QffcntlidjFeit im weiteren Sinne bat ein 3ntcreffe 
baran/ubrr alle fid) neu ergebenben gragrn informiert ju fein. Sa« in ber Mannten ©djaeffer: 
Sammlung erfdjienene Banbdjen ifi nuSgejcichnct geeignet, biefer ülufgabe ju cntfprccheii; e« 
fann mit 9?ufecn oor allem aueß bei ber ©parfaffenbeamtcnauSbilbung Ijcrangcjogen werben. 
Sa« äefi fet heften« empfohlen. (Seutfcbc ©parfafTetuScitung) 

. . Sa« in ber berannten ©djaefferfeben Sar|lellung«art gefdjricbcnc Bud; bringt eine öberftditlicfie 
unbempragfame Sarfteriung be« %uen ©cmeinbcrecfii«, bic man bic f leine enjnflopabie. be« 
Seutfcben ©emeinberccjjt« ju nennen oerfudit ift, »eil in ihr eine unenblicbe gullc oon OTatcrial : 
bet ftarlfter Sufammenfnifung be« Stoffe« oertoertet ifi. Sic ©dirift wirb fid)crlicb eine gute üluf; 
Ä 1 - H v v r r * (Wationalfojiali|Hfd)e Beamtcnjcitung ©tcuer:2Barte) . 

CTßette Steife werben bicfc fofiemattfehe Sarfhnung be« neuen ©taatSgrunbgcfefte« über bie 
ZI ?"fL aff Jk n9 n U S b a3 " lBQ t t ! un 3. l >« ©fmeinben begrüßen. Senn bie bclannte linb Oewnbrte 
©r^aefferftfie SarfieDung«art bietet jebcm ©tubierenben unb jebem Beamten, ber mit bem neuen 

%T Ut [""r mu l; ""r ^ anbI, i E «' f «6«ndjtlid;e« unb juocrlafRgc« g?nd#!agewerf. 
(Seutftfie« SBiIbungSwefen. erjtel;ung«wtffenfd)aftl. 5«onat«fd)r. b. g]S2SB. für ba« gcf. flletcfiSgebiet) 

^äejfetö Utüt& (Bcmcinöece^t/ 6k Htm 




SBon ■ 

Dr. Jcinw't^ (Bottd '.; • 

. Dberregterungärat unb iöor[Icr)cr be« ginnnjamt« OTilndjemDlotb - ' . 

6. bmd)Qt\tf)'t\\e unb «roctWte Sluftnge. 136 ©ette». Snbettpcctö-Hnrtom'crt 3.-50?. 

' 5ö' r Önnen biefe natfi ber ©ajaefferfdjrn 2ebrmetbobe a6gefafite unb mit allen if/ren 53orjugen 
au«gejeitbnete Sar(teHung uneingefajrann empfehlen. Sa« Sua) bietet einen lettfit faßbaren 
unb fefir uberftcfitlicfi gehaltenen üuerfd)nitt buttfi bo« OleicfiSfieuenedtt. S« eignet fitö ebenfo gut 
: . al« ie^ts unb 2embud), wie al« 9]ad)ftblagewerf, weil e« ba« ÜBcfenilidje unb bie großen, ©runb: 
. gebanren be« beutfefien OleicfiSfleuerred;!« au«gejeid)net beroortreten laßt. ÜDir empfehlen bie. au« ; 
ber <Prart« ftammenbe unb für bie ^Jrari« geftbriebene ©tfjrift ber befonberen Seadjtung aller 
qjtuflinge. Patiohalfojialifiiftfie SBeamtenjeituna ©teuetwarle) 

Sa« SButf) ift einwanbfret linb auf bem'neueften ©tanbe, fo»of;l in wi(ffnfa;afllitBer J^inficfit, 
wie outfi in ber pratlifcfien SBefierrftfiung be« OTaterial«, ba« auf 139 ©eiten übetficbtlitfi unb eins 
J pragfam jufammengerragen i(t. SZDer fitfi ber OTflfie unterlief)», biefe wenigen. fBogen burtfijuatbetten; 
- ber fann erft uom ©teuerretfit mitrebtn, ber wirb aber autfi jebe Prüfung beftefien lonnen. Sa«. 
töucfi eignet ütfi ebenfogut mm 2eitfaben wie jum ©elbftftubium. , (Sr. SBoltaann, . ; . 
>■■ , : ©er), ginanj- unb OTiniftenalra») 

.. 5)em iBearbeiter i|t ba« geftedte 3iel beften« gelungen. ■ (Seutftbe 3uflij) 

Ser ÜBrrt ber ©tfirift für eine Sinarbeiinng in ba« ©teuerretfit ift unoerlennbar. -(Sutiflifaje 

2Bod;enfcfirift) 

€hie auf pibagogiftfier ÄSf;e (teOenbe SarfteOung unter .öeraorbebung ber witfiligften Qrunbjuge. 
(Sine ©tfirift, im IiJcbften Woße geeignet, bem 2efer einen UberbUd über ba« beute in Seutftfi: 
tanb geltcnbe ©teuerretfit ju geben. . : . CPralliftße Oiunbfcfiau in aßeneteuerr, Oledjt«: 

unb SIDittftfiaftäfragen) 

©tubierenbe, SBeamte, Beamtenanwarter unb qJraltifer werben biefe« ibeole £iif«mutei banlbar 
begrüßen. (2anbgemembe 2lu«gabe C, ©atfifen) 

®em iBetfolTer i(l e« aü«geitic6net gelungen, ba« umfangreitße ©ebiel l in feinen .©runbjugrn 
ftberiitfitlitß unb flat bariufteQen, wie e« bisher notfi niefit gegeben tft. Samit entfpndjt bie 
©tfirift einem bringenben iBebarfnt«. ^tban, ber Rtfi mit ©tetterti i jit itMcnJat, wirb Re ein 
. .geeignete« «DfMtf fein, ein gute« Satfiocr.eufini« erlettfitert ben ^^^^^S; 

, ßt^ece 0tunflIage ffit ptufung ünfl TßtM$ 

(OTedlenburgiftfie Seitftfirift für Olecfitäpflege, 0letfit«wi|Tenf(fiaft7 S3erwaltunfl) 



^ausgegeben con ©berlandeegerfdjtsrat a. 0. C. 6<t>aeffcc, DüfTcldorf 

Vtitglicb bcr Alabcmic für Ecutfcbcs 9led)t 



£eft Stft tartonicit 3/ 

1. flbrifi der ectmanif*en r)orgefd)id)tc 
3n Vorbereitung. 

2. flbtifi dir German ifcricn 0efd)ld)te 
(Vom Äimbcntäug bis 311 ftarl bem 
CBrofjcn unb bcr 2Bifinger3eit). 

3. Auflage Vlit Vterftafcl ... 1,80 

3. Rbcift der Dcutfdjen Roifctgcf*i*ic 
(000 biß 1 250). (Deut |d) e V olf tu crbimg 

im Mittelalter.) 5. Auflage . . .1,80 

4. ftbnfi der Oeutf<f)tn <&cfcf>tcf)ic oen 
1250 bis 1648. (Vom Untergang bcr 
Staufer bis 3um SÜBeftfäl. ^rieben). 

i. aufläge etroa 1,80 

5. flbr i fi öcrDcuifdicn 0 c fcfji* ic ren 1 648 
bis 1702 (33om SBeftfälifdjcn grieben 

bis 3ur Sran3öf. Acoohition). (i. Aufl. 1,50 
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6. flbnp der Deutzen 0cr<r»i*tc Don 
1702 bis 1042 (Von ber 5ran3öfifd)en 
ftcoolution bis gum ©rogbeutfdjen 
«Heid)). 8. Auflage 1,80 

7. ftbrlß öct ^ntifen ©e|<r)ld)te (grle. 
d)ifd)'römifd)e (Pefdiiditc). 

3n SBorbereitung. 

8. flbrift der Rolonialfunde. 
3n Vorbereitung. 

9. flbnfi der Ruslandsfunde. 
3n Vorbereitung. 

10. RbriR Oer ©errnanlfdun Odftcrlehri 
ntbil «runönügtn der grttaMldien 
mvthciogie. 2. Auflage . . etroa 1,80 

12. flbriß der Deutfd)en <Erjlel)ung8' 
gefd)id)te. 1. Auflage 2,80 

TOcitere öefte in Vorbereitung 



/T£int cortcrffIia)r .ranbbabr, ein mctftnliO) burcbba&teS Jpilf«mittel. ©erabeju fpielenb 
\£s rrroirbt man fi4 bamii ein grifligr« SBrfifctum, bat für bit riebtige Beurteilung bei 
poliiifdjen Situationen von unfcbafcbarer Bebauung tft. üDet bie aoblfeile getarnte ffleibe 
ber 6<bafffrr:Abriffr brfifct, bat ein bod)»rrtige« sjJodjfdjiagebud) in Bielen mistigen {fragen 
jur #anb. £icr wirb im heften Sinne lebrnbigr« unb praftiföjr« ÜBiffen obne jeben Oers 
fttjtoenbenben Baflaft oermittelt. (Jfmrburger Anjeigei) 

C^ie melentndje Arbeit bei bie|em Abri§ iß bie Auswahl be« befonber« ÜDiajtigen unb 
Äennjeidjnenben unb (eine flberftdjtlidje fflnorbnung burd) jmedmdgige Eejlgefiallung. 
Die gfiOe ber latfadjen au« ber politifdjen, ber geiftigen unb bet Äullur: unb 2Birtfa)afl«. 
gefd)itbte in eine fnappr unb bod) inr>akretrbe gorm ju gießen, ift bem SBerfalfer im ooDen 
Wage gelungen (S«ft si (öleiajtoaltung be« Wationalfojialiftifdjen iebrerbunbr«) 



(Au« bem «Derlog 2B. Äoblbommet, Abteilung öebaeffer, Seipjtg G 1) 




Sdiaeffers GtunDriß Des nedits unD Der tD.rtrd.aft 



Banb Scft tartoniert JK 

1 O00.JUl8tmtioerHU.98.-lOl. AufL 

1942 , ... 2,80 

2 1 000. e<f)uldt>erf)flltnlfje. Angemeiner 

SelL 88.-91. AufL 1943 .... . 2,50 
2* 600. 6d)uldDtrl)fiItniffe. Vefonberer 
. Setl. 82.-86. Aufl. 1943 .... 8,40 
8 C©0. Sodjenredjt ( Voben- unb 5af)> 

nisredjt). 89.-92. Aufl. 1943 . . 8,60 
i ß©0. Somilienrtdjt. 81.-85. AufL 

.1943 3,25 

5 008. trbrtdjt mit ©runöjügen des 

Bn«rbtnred)ts. 67.— 70. AufL 1942 2,80 
6 1 3iollpro3t0. 1. Itil. 3JIU <Sertd)t5oer- 

foffungoflefet). 70.-72. Aufl. 1942 . 8,60 
6» 3lollpro3eß.2.IiH.67.-69.Aufl.l942 2,50 
6 1 Äonfurs, t)crgleid)BCcrfat)tcn und 

groangsccrflcigerungagefet). 

42.-44. Aufl. 1943 2,60 

7 1 t)andelsred)t (Uom $anbelsftanb) 

63.-G6. Aufl. 1942 ........ 2,00 

. 7« r}ond«lsMd)t n. ($anbelsgefd)afte, 

95ank- unb 5)örfenred)t, SJerfldjerungs- 

redjt, 6d)lffabrtsred)t). 61.-63. AufL 

1943 8,60 

7« eef*Ufd)oftsreit)t 67.— 70. Aufl. 1942 2,80 
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Ofcft (aöontea lf 



Ktfy der IDertpopitre. (Snsbefonbere 
SDedjfelv unb edjedirtdjt). 12.-14. Auf l. 

1948 . 2.60 

10 etrafotrfaf)»nsrcd}( und etrafooll' 
ftrccfunguredjt unter 93erflrftfid)tigung 
bes Süljrererlaffes oom 21. 8. 1942 unb 
ber SJerorbnungen oom 18. 8. 1942. 

61.-66. Aufl. 1943 8,80 

Ü5lterred)t. 24. Aufl. Sn Vorbereitung. 
$inan3»if]Ttnf<r)aft. ©runblagen, Celjre 
unb Vra;ls ber, 3lnan a mirtfd)aft. 

88.-42. Aufl. 1943 8,80 

et*Utrrtd)t 6l«5e „6d)atR«l Steugeilttl. 
tung" Qt\i U*. 

20 flird)enred)t. 16. Aufl. grfdjclnt fpflter. 

21 nffmlfcbes Ked)t. 9tedjtsgefd)ld]te unb 
Vrloatredit 19.-20. Aufl. 1943 . . 8,00 

28 1 ©ermanlfdje nedjtBgefdjidjte. 

7.-10. AufL 1943 2,00 

23* Red)f«gefd)l<f)l» dtr Itiujiit. 

1-6. AufL 1943 1^0 

26 SrtirolUlgc 6trl<fjt»barFt!i. 

16.-18. Aufl. 1943 2,80 

27 eojlalt üerfidjerung. 

24.-26. AufL 1842 2,40 



16 
18 



Ödiarffers lUditsfälle, ptahtifdit fälle mit Cöfungen 

B(mB gfell fartonlrrt U Banb v QfeU fartoitlal Jf 



600. Allgemeiner (Teil (85 53Ue mit 
' £i5fungen> 16.— 17. AufL 1943 . . 2,60 

2 000. edjuldredjt (75 3511c mit Eö« 
fungen). 15.-17. Aufl. 1943 . . . 2,60 

3 000. eadjenredjt (80 Sälle mit £B< 
fungen). 18.-16. Aufl. 1943 .... 2,60 

4 000. $amllitn> und trbccdjt (70 32lle 

mit Eöfungen). 10.-12. Aufl. 1943 . 2,60 
6 Rel<r)6«bbofr«d)t (45 5äüe mit Eö- 
fungen). 8.-9. AufL 1943 1,80 

6 Jlollprojeß und 5wongsoolintt(fung 
(40 SSBe mit Eöf.). 4.-6. Aufl. 1943 2,60 



Dono v Qfeft tartoniert U 

7 r}andclsrtd)t (3Bde mit Eöfungen). 
3n Vorbereitung 

8 etrofcedjt (68 SfaUe mit Eöfungen). 
9.-11. AufL 1943 2,10 

9 fltbeitsredjt (40 SFfllle mit Eöfungen). 
4.-5. AufL 1942 1,80. 

10 (Dffentlidjes Rtd)t (60 5ülle mit EU* 
fungen). 9tebft einer 3ufammenftellung 
oon öffentltdj.redjtlldjen Seemen. 
7.-9. Aufl. 1943 8,10 

V3eltcre vanbe finb in Vorbereitung 



Bit "neneften ftriegsoerorbnungen »erben, »le blsbet, loufenb i in Rönhagen Hbonbtll 
«SU« 6äoeffert8tü>en, fotoelt ntoglNb, o$ne BtelserWbunB beigestbe«. 



— 9todj beni 6tonbe 6omm« 1948 — 



Sdincffcrs ncugcftaltunp oon rtcdit unD dirtfcfiaft 



1 



fjr«fl tartanlcit il 
Da« ttelct) im nQJt»nQirejiQll(Jif(t)»n 

BtUMId. 6. Aufl. 1043 2,50 

2 Do« Rta>» Im no(ionoir»jlalinif*»n 
SDeUbtld. ©runbjügc bes Dcutfdjen 
«Rechts. 4. Auflagt. 3n Vorbereitung. 
4* «rundjfige dtr nojie.nairojlalifllfcf>erj 
n*(f)tel*bre. 8. Auflage. 
Gridjeint 6ommcr 1043. 
4' Da* ntut Chtrtchi für Or«0dtutfa> 

Ion». 3. Aufl. 1843 2,16 

5 1 «tb« u. Raflenlerire. 3n Vorbereitung. 
5* Raffen« and Crbpflegt in der ©r ftrr 

gebnng de» Reiche«. 4. Aufl. 1943 . 2,50 
8 1 etrafrtä)!. 

Allgemeiner Cell. 9. Aufl. 1043 . 2,70 
«ef«nöerer Cell. 8. AufL 1043 . 3,40 
EDtr>rtna<f)tnrofrcd)t. 1. Aufl. 

1943 etnm 3,20 

Jugendrecbt. 3n Vorbereitung. 
♦5rundri§ dtr Deutzen £Pot>lfQt)rifl- 

Pfleg». 2. Aufl. 1043 «troa 3,00 

lDtttbrr»trbsrta>t und ntut« CDarrn» 
«ticf)tnrtd)t, L Aufl. 1037 .... 1,60 
Heut» Patentrecht u. neue» ©»braucht« 
mufierrtdjt. 9Iebft(SrunbjQgen bes Ur> 
tjcbcrreefjts. 2. Aufl. 1043 . . ctroa 1,80 
neue» etaatarech t L J>er 9tcue Staats- 

aufbau. 18. AufL 1043 3,00 

18" neue« etaatsrtchl n. Sie Grrldjtung. 
bes ©ro&beutfdjen ftelctjes. 18. Aufl. 

1M3 . 2,40 

13» Otutfcfjt Dtrfarjungegifchicljrt. Vom 
©trrnanlfchen Volhsftaat bis jum 
©ro&beutfajen tteid). 4. Aufl. 1043 . 8,60 
18* Der eiaaieaufbau öee Deuifcfjen Retef)». 
3n fnftematifdjer Sarftellung. L AufL 

10*3 .8,60 

14» Dtrroaltung«rtcbi. 7. AufL 1043 . . 2.40 
14» neue» ©emelnderecfjt. 2Rit einer 3)or. 
ftellung ber ©emelnbeoerbanbe. 8. Aufl. 

.2.40 

14» ettormo)!. 6. AufL 1043 3,00 

14* Relchsptllselrecbt. 4. «ufl- 1043 . . 2,80 



11 

14' 
16» 

16» 



e»fi S«H farlonUrt Jf 

14' neue« Otamtenreeht für ©rofjdeuifcb« 

Ion». & Aufl. 1043 2,40 

C5ffcntlicn>eo fiauohallsrei)! in Reich, 
£<3nöern und ©emelnden. 3. AufL 1943 2,80 
©rteerbereebt. 1. Aufl. 1948 . ctroa B9 
«Iiiführung in die Allgemein» Dtlft» 
tDlnr^ofielehre. Grfcheint S)crbft 1913. 
©tfebichtt der Dolfetolrlfcbafillchei» 
ttbrmrinungtn. Grfdjcint Sjcrbft 1913. 
16' ©rundjflg» dtr neuen Oeutfctjen EDIrf« 

|d)oft»»rdnung. 3. Aufl. 1043 ctroa 3,25 
16 1 Prtisrrchf und Prti««rdnung. 

2. Auflage. Grfcheint £erbft 1943. 
18 1 eetricbflanrtf<rtoff8lebr». 

3n Vorbereitung. 
18» Einführung in die Ouchbaltung. 

Grfcheint 6ommer 1948. 
18* ©runöri«, dtr OuchbaItungsl»hr». 

4. Aufl. 1943 2,10 

18' 6llanjred)t. 3n Vorbereitung. 
18' ©runoriß dtr RoJltnrrdjnung. 

3n Vorbereitung. 
19 1 flrbetierecfjt l. ©runblagtn u. OTcfen 

bes Arbeitsrechte. 4. AufL 1943 . . 1,80 
19* Arbeiter »cht IL Sie gefefcHaje SRege* 

lung bes Arbeitsrechte. 9. Aufl. 1043 8,60 
28» Raumbild dtr HJirtfcrjafl. 1. Seil: 

Seutfcbcs «Reich. 3. Aufl. 1043 ... 1.80 
28» Raumbild dtr Olrtfcbajt. 2. Seil: 

Guropa. 1. Aufl. 1943 ...... 2,80 

©«fcbicbt» dt« Deutfcfjen Oauernrtdjt» 
and dt« Oeuifcrjen üautrntunn. 

8. Aufl. 1043 1,60 

Deutrdje» Oau*rnr«cbt. 4. Aufl. 1942 2,80 
flgrarpolli«. 2. Aufl. 1943 . . . 2,40 
Rufgab» u. Rufbau dts Rtfchsarbtir«* 

Uenflt«. 4. AufL 1043 1,00 

40» Dil Rticbfvtritidigung (tDthrrrdjf). 

2. AufL 1043 2,10 

40* etra'c-trfabrtnarta)' feil Rriegsbt* 

ginn. (Slftn im .6t$aefferf «runbriB* 
Banb 10). 

• Die neueften ftriegsoerorbnungen ©erben, rote bisher, laufen» in Nachträgen bebanöelt 
uno oen Sehoefferbönben, fomett möglich, obne '-Preiserhöhung beigegeben. 



8» 
8» 

10 
11 

12* 
12» 
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32» 

82* 
82» 
86 



